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Mehr als bloß ein Vorwort ... 

Liebe Leserin, lieber Leser! 

Der vorliegenden Band will mehr als ein bloßer Tagungsband sein. Neben den Beiträgen 
zur Tagung vom 3. Mai 2007 „Die Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie in Österreich“ 
finden Sie hier auch Materialien und Hintergrunddokumente zum aktuellen Stand der Ver-
handlungen um das neue Bundes-Umwelthaftungsgesetz. 

Warum das? Anfang Februar 2007 hat Umweltminister Josef Pröll einen grundsätzlich po-
sitiv zu bewertenden Ministerialentwurf für ein Bundes-Umwelthaftungsgesetz zur Begut-
achtung versandt. Mit Verspätung und viel begleitender Kritik in den Medien haben die Re-
gierungsparteien dann Anfang Mai im Ministerrat eine völlig veränderte Regierungsvorlage 
dazu beschlossen. Zuvor hatte Wirtschaftsminister Martin Bartenstein umfangreiche Ände-
rungen zugunsten der Wirtschaft im Entwurf erzwungen. Diese „umgedrehte“ Regierungs-
vorlage liegt nun dem Umweltausschuss im Parlament zur weiteren Behandlung vor. Man-
gels Einigung zwischen den Regierungsparteien in den damit berührten Grundsatzfragen 
ist die parlamentarische Behandlung des Entwurfes aber auf den Herbst 2007 vertagt1. 

Gesetzliche Regelungen zur Umwelthaftung - bzw. die Diskussion darüber - haben in Ös-
terreich, aber auch auf der EU-Ebene schon eine lange (und wechselhafte) Geschichte. 

„Umwelthaftung - bitte warten - Der Vorschlag der EU-Kommission zur Umwelthaftung – 
Wem nützt er wirklich?“ - so lautet der Titel des 2002 in unserer Reihe „Informationen zur 
Umweltpolitik“ erschienenen Bandes Nr. 151. Dieser Band dokumentiert die Beiträge zur 
schon länger zurückliegenden gleichnamigen Tagung vom 5. Juni 2002. Veranstalter wa-
ren damals das ÖKOBÜRO und die Bundesarbeitskammer. Anlass war der Vorschlag der 
Europäische Kommission für eine EU-Umwelthaftungsrichtlinie, den sie Anfang 2002 (end-
lich) präsentiert hatte. 

Freilich: Der Vorschlag der Kommission war in vielem eine herbe Enttäuschung. Deswegen 
stand die damalige Tagung dann im Zeichen des grundlegenden Schwenks, den die Euro-
päische Kommission mit dem Vorschlag vollzogen hatte. Das Ziel des Vorschlags war nicht 
mehr Lücken im Schadenersatzrecht zu schließen. Vielmehr sollte nur mehr Verwaltungs-
recht geschaffen werden, das von den mit Umweltschutzagenden befassten Behörden in 
den Mitgliedstaaten vollzogen werden sollte. Zu allem Überdruss enthielt der Vorschlag 
auch zahlreiche Ausnahmen, die dem Geist einer Regelung zur Umsetzung des in den EU-
Verträgen verankerten Verursacherprinzips (Art 174 Abs 2 EG-V) zutiefst widersprechen. 

                                                 
1 Siehe FORMAT 23/07 S.16: Aus für Umwelthaftungsgesetz (abgedruckt in Anhang IV dieses Bandes). 

 



 

Der Titel der damaligen Tagung sollte aber auch an die Debatten in Österreich erinnern. 
Seit den 90er Jahren wurden entsprechende Entwürfe des Justizministeriums zur Einfüh-
rung von schadenersatzrechtlichen Bestimmungen über die Umwelthaftung diskutiert. 
Letztlich mit wenig Erfolg. Nur im Bereich der Hochrisikotechnologien – Gentechnik wie 
Atomkraft – ist es aufgrund spezieller Umstände in Österreich doch zur Erlassung moder-
ner Haftungsregelungen2 gekommen. Freilich haben auch die 1998 im Gefolge des Gen-
technikvolksbegehrens beschlossenen Gentechnikhaftungsregelungen noch wesentliche 
Lücken offengelassen, die bis jetzt nicht geschlossen worden sind. Gerade die Haftung für 
Schäden aus der kommerziellen Anwendung, also die Haftung für inverkehrgebrachte gen-
technisch veränderte Organismen oder Produkte ist bis jetzt nur unzureichend geregelt. 

Am 21. April 2004 ist schlussendlich die „Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates … über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umwelt-
schäden“ beschlossen worden. An der neuen Stoßrichtung – Umsetzung nur im Verwal-
tungsrecht - hat auch das Tankerunglück der Prestige3 nichts zu ändern vermocht. Dabei 
hat gerade dieses Unglück gezeigt, wie sehr klassische Umweltschäden gleichzeitig auch 
Gesundheitsschäden und massiven Verdienstentgang für breite Teile der ansässigen Be-
völkerung - hier in den Sektoren Tourismus, Fischerei und Landwirtschaft - mit sich brin-
gen, und wie notwendig es ist, die Lücken im Schadenersatzrecht zu schließen, damit die 
Geschädigten auch tatsächlich ihre Ersatzansprüche durchsetzen können. 

Doch bei aller berechtigten Kritik darf nicht vergessen werden, dass die letztendlich be-
schlossene Fassung der EU-Umwelthaftungsrichtlinie auch einige bedeutsame Verbesse-
rungen gegenüber dem Vorschlag der Kommission aufweist. Hier hat das Europäische 
Parlament die Anliegen von Umwelt- und Verbraucherverbänden erfolgreich unterstützt. 
Denn vieles, was die Wirtschaft zunächst erfolgreich in den Vorschlag der Kommission 
hineinreklamiert hatte, ist nun nicht mehr zwingend vorgeschrieben: Namentlich die höchst 
umstrittenen Ausnahmen vom Verursacherprinzip, wenn Schäden aus dem genehmigten 
Normalbetrieb heraus entstehen bzw. auf bisher unbekannte Risken zurückgehen (~ Ent-
wicklungsrisiko). Diese sind nun nur mehr als Optionen (sprich: Verschlechterungsmöglich-
keiten!) für die Mitgliedstaaten vorgesehen. 

Freilich war damit fast vorprogrammiert, dass der Streit weitergeht und genau diese Optio-
nen im Zentrum der Debatte um die jeweilige nationale Umsetzung stehen. So ist es jeden-
falls in Österreich gekommen. Die Vorarbeiten zur Umsetzung der Richtlinie 2004/35/EG 
laufen in Österreich seit 2004. Als spätesten Umsetzungstermin nennt die Richtlinie den 
30.April 2007. Viel (zuviel) Zeit haben somit die Verhandlungen des mit der Federführung 
betrauten Umweltministeriums mit den Bundesländern gebraucht, um zu einer praktikablen 

                                                 
2  Strenge schadenersatzrechtliche Haftungsregelungen wurden insb durch die Gentechnikgesetz-Novelle BGBl. I 73/1998 (~ Umset-

zung des Gentechnikvolksbegehrens) sowie das Atomhaftungsgesetz 1999 (Bundesgesetz über die zivilrechtliche Haftung für Schä-
den durch Radioaktivität BGBl. I Nr. 170/1998) eingeführt. 

3  Die Prestige sank im November 2002 im Atlantik vor der Nordwestküste Spaniens und verursachte eine der bisher größten Umweltka-
tastrophen der Seefahrt an europäischen Küsten. Insgesamt 64.000 t Schweröl liefen aus und verpesteten 2.900 km der französischen 
und spanischen Küste. 250.000 Seevögel starben. 

 



 

Abgrenzung zwischen der Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes und der der Länder zu 
kommen. Denn letzteres ist erst seit Mitte 2006 klar. Seit diesem Zeitpunkt laufen auch die 
Verhandlungen mit der Wirtschaft (Wirtschaftsministerium, Wirtschaftskammer Österreich, 
Industriellenvereinigung), welche seit Anbeginn eine maximal ablehnende Haltung zu den 
Einzelheiten der Umsetzung der Richtlinie einnimmt: Nur eine Minimalumsetzung sei ak-
zeptabel, ausnahmslos alle Ausnahmemöglichkeiten müssten in Anspruch genommen wer-
den4. 

Umso erfreulicher war da, dass der von Umweltminister Pröll zur Begutachtung versandte 
Ministerialentwurf vom 1. Feb 20075 (im Folgenden kurz: ME – abgedruckt in Anhang II) 
die oben genannten Verschlechterungsmöglichkeiten doch nicht aufgegriffen hat. Er sah 
aber auch keine strengeren Vorschriften vor. Das wäre an sich möglich gewesen, da die 
Richtlinie 2004/35/EG auf Art 175 EG-V basiert, also einen Mindeststandard darstellt, der 
gemäß Art 176 EG-V von den Mitgliedstaaten leicht überschritten werden kann. Der ME 
wollte gleichwertige Regelungen im Vergleich zum geltenden Recht schaffen und an einer 
einheitlichen Konzeption des österreichischen Gefahrenpolizeirechts festhalten. So erklärt 
sich, dass die im Anhang III zum vorliegenden Band abgedruckten Stellungnahmen zum 
ME (Land Wien, Bundesarbeitskammer, ÖKOBÜRO, UnivProf. Ferdinand Kerschner) ü-
berwiegend positiv ausgefallen sind. Freilich haben einige Stellungnahmen – so die der 
Bundesarbeitskammer sowie von UnivProf. Kerschner – auch vorsorglich ablehnend auf 
die von der Richtlinie 2004/35/EG eröffneten Verschlechterungsmöglichkeiten Bezug ge-
nommen. Es war zu erwarten, dass diese nochmals Thema von Verhandlungen zur Um-
setzung in Österreich werden würden. 

Im Zeichen ebensolcher Verhandlungen, die das Umweltministerium im übrigen auch davor 
immer ausschließlich mit der Wirtschaft geführt hat, ist dann auch die Tagung vom 3. Mai 
2007 „Die Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie in Österreich“ gestanden (siehe dazu 
das Tagungsprogramm abgedruckt in Anhang I). Die gemeinsame Tagung der Stadt Wien, 
des ÖKOBÜRO und der Bundesarbeitskammer war damit brandaktuell. Und das waren 
auch die Beiträge der Referentinnen und Referenten, die Sie in diesem Band nachlesen 
können. Unter anderem hat sich UnivProf. Bernhard Raschauer, der Mitautor des ME war, 
in seinem Beitrag sehr kritisch mit der absehbaren Textfassung für die Regierungsvorlage 
(im folgenden kurz: RV) auseinandergesetzt. UnivProf. Christian Schrader von der Hoch-
schule Fulda hat dazu wertvolle Hintergrundinformationen zum Werdegang der Richtlinie 

                                                 
4  Ganz in diesem Sinne auch eine Auftragsstudie der Wirtschaft, die sich - ihrem Titel nach - zwar nur mit der Umsetzung im Bereich 

des Biodiversitätsschadens (~im Zuständigkeitsbereich der Bundesländer umzusetzen ...) befasst, aber Formulierungsvorschläge für 
all diese Punkte, ua auch die Frage des „genehmigten Normalbetriebs“ wie des „Entwicklungsrisikos“ enthält: Huber-Medek/ Zideck, 
Umsetzung der EU-Umwelthaftungsrichtlinie im Bereich Biodiversität, Studie im Auftrag von Wirtschaftskammer Österreich, Indus-
triellenvereinigung, Verband der Elektrizitätsunternehmen, Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern, Versicherungsver-
band Österreich, Wien Dez 2006. 

5  Download des Ministerialentwurfs 16/ME vom 1.2.2007 (Gesetzestext samt Erläuternden Bemerkungen) sowie den in der Folge dem 
Parlament übermittelten Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren unter:  
http://www.parlament.gv.at/portal/page?_pageid=908,3324643&_dad=portal&_schema=PORTAL; bemerkenswert ist, daß die äu-
ßerst  ablehnende Stellungnahme der Wirtschaftskammer Österreich, die offensichtlich zum Modell für viele aus dem Bereich der 
Wirtschaft kommenden Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren geworden ist, bis heute nicht auf der Parlamentshomepage veröf-
fentlicht ist. 

 

http://www.parlament.gv.at/portal/page?_pageid=908,3324643&_dad=portal&_schema=PORTAL


 

2004/35/EG geliefert und einen gerafften Überblick über ihre Inhalte und die damit verbun-
denen Fragen und den Stand ihrer Umsetzung in Europa gegeben. In seinem zweiten Bei-
trag hat er dann den Stand der Umsetzung in Deutschland anschaulich gemacht. Höchst 
interessant aus der österreichischen Perspektive sind auch seine Darlegungen zu den 
Verbandsbeschwerderechten. Die Diskussionen dazu haben in Österreich noch gar nicht 
begonnen: Denn solche Beschwerderechte machen ja erst Sinn, wenn allfällige Schädiger 
sich ihrer Verantwortung stellen müssen und sich nicht auf uferlose Haftungsausnahmen 
berufen können. 

Dem Vernehmen nach hätte die RV schon am 2. Mai 2007 - also fast zeitgleich mit der Ta-
gung - im Ministerrat beschlossen werden sollen. Die dafür vorgesehene Textfassung trug 
aber nicht allen Anliegen der Wirtschaft Rechnung. So kam es dann gar nicht zur Abstim-
mung im Ministerrat. Wirtschaftsminister Bartenstein blockierte per Veto den Entwurf und 
erzwang neuerliche Verhandlungen mit der Wirtschaft. Ab nun ging es dann schnell. Schon 
eine Woche später, am 9. Mai 2007 klappte der Beschluss im Ministerrat. 

Dafür hat Umweltminister Pröll aber massive Zugeständnisse an die Wirtschaft gemacht, 
wie die in Anhang II abgedruckte Textfassung der RV6 zeigt. Einen guten Überblick über 
alle Abänderungen im Vergleich zum ME vermittelt auch ein unbeabsichtigt an die Öffent-
lichkeit gelangtes, schließlich auch im Internet7 veröffentlichtes Jubel-Email aus der Wirt-
schaftskammer Österreich vom 9. Mai 2007 (abgedruckt im Anhang IV).  

Dieses Email erklärt im übrigen auch, warum es bis jetzt völlig an medialen Äußerungen 
aus der Wirtschaft fehlt und so keine öffentliche Debatte um das Für und Wider der gefor-
derten Haftungsausnahmen zustande kommt: Zwischen den im (umfangreichen) Email-
Empfängerverteiler genannten Personen aus namhaften Unternehmen wie Wirtschaftsver-
bänden ist nämlich offenbar seit Anbeginn absolutes Stillhalten, was öffentliche Äußerun-
gen anlangt, vereinbart. Möglicherweise wird da ein Facette modernen Wirtschaftslobby-
ings deutlich: Lobbying spielt sich gezielt in Form von persönlichen Interventionen bei zu-
ständigen Verwaltungsbeamten und einflussreichen Politikern ab, während gleichzeitig tun-
lichst vermieden wird, die eigene Haltung in der Öffentlichkeit sichtbar zu machen. Eine 
öffentliche Diskussion solle erst gar nicht aufkommen. 

Freilich sind diese Vorgänge beim Regierungskoalitionspartner nicht unbeachtet geblieben. 
Das hat wohl bewirkt, dass es trotz des einstimmigen Beschlusses im Ministerrat nicht 
mehr zu einer parlamentarischen Behandlung der RV vor der Sommerpause gekommen ist 
(siehe dazu die Presseaussendungen von Ende Mai/Anfang Juni 2007 sowie den Artikel im 
FORMAT vom 8. Juni 2007 im Anhang IV). 

                                                 
6  Download der Regierungsvorlage 95 d. B. vom 9.5.2007 (Gesetzestext samt Erläuternden Bemerkungen) unter: 

 http://www.parlament.gv.at/portal/page?_pageid=908,4948700&_dad=portal&_schema=PORTAL ; dort ist auch zu entnehmen, daß 
beim Parlament auch Stellungnahmen zur RV (!) eingegangen sind, was ansonsten unüblich ist; einige davon sind in Anhang III ab-
gedruckt. 

7  http://www.umweltdachverband.at/service/presse/mail_wk.pdf  

 

http://www.parlament.gv.at/portal/page?_pageid=908,4948700&_dad=portal&_schema=PORTAL
http://www.umweltdachverband.at/service/presse/mail_wk.pdf


 

Damit ist der aktuelle Stand der Verhandlungen auf der Bundesebene zu Redaktions-
schluss am 14. August 2007 dargelegt. Inhaltliche Vorentscheidung oder Annäherungen 
oder Klärungen zum Ablauf künftiger Verhandlungen hat es – soweit öffentlich bekannt - 
bis diesem Zeitpunkt nicht gegeben. Und ich nehme an, dass die Dinge im Wesentlichen 
auch noch so stehen, wenn Sie den Band druckfrisch in Händen halten. 

Die heiße Phase der Verhandlungen um die neuen Regelungen wird erst im Herbst anlau-
fen. Und eine offene Diskussion in der Öffentlichkeit hat bis jetzt kaum stattgefunden. Wir 
wollen Ihnen dazu einschlägige Unterlagen möglichst aktuell präsentieren. 

Insofern verbinde ich mit dem vorliegenden Band die Hoffnung, dass mit einer fachlich fun-
dierten und breiter gestreuten Information der Öffentlichkeit auch nochmals eine intensive 
fachliche Auseinandersetzung mit den umfangreichen Änderungen im Vorfeld der RV an-
gestoßen wird. Dazu ist nötig, dass die Schleier aus „schönen Worten“ einer nüchternen 
Betrachtung der tatsächlichen Wirkungen der RV weichen: Umweltminister Pröll hat nach 
seinen umfangreichen Zugeständnissen via Presseaussendung „Umweltsünder werden in 
Zukunft voll zur Kasse gebeten“ verkünden lassen (abgedruckt in Anhang IV). Solches 
lässt sich mit den tatsächlichen vorgenommenen Textänderungen kaum in Einklang brin-
gen (vgl. dazu auch die darauf Bezug nehmenden Unterlagen zur Pressekonferenz am 14. 
Mai 2007 - Arbeiterkammer, GLOBAL 2000, Universität Linz: „Keine Abwälzung der Um-
weltschäden auf die Steuerzahler!“ in Anhang IV). Die Tragweite der vorgenommenen Än-
derungen würde vielmehr ein neues Begutachtungsverfahren rechtfertigen.  

Wenn ein solches aus naheliegenden Zeitargumenten – Österreich ist mit der Umsetzung 
schon in Verzug! - nicht ins Auge gefasst wird, dann braucht es umso mehr, dass der bis-
lang ausstehende öffentliche politische Diskurs in Gang kommt. Auch dazu soll der Band 
beitragen. Freilich setzt ein demokratischer Diskurs voraus, dass sich alle Interessens-
gruppierungen daran beteiligen (können und wollen). Man kann nur hoffen, dass die der-
zeitige polarisierte Verhandlungssituation die Wirtschaftsvertreter zu einem Umdenken und 
dazu veranlasst, sich doch am öffentlichen Diskurs zu beteiligen. Weiterhin gilt es jeden-
falls, bei Wirtschaftsvertretern mit aller Hartnäckigkeit konkrete Beispiele einzufordern, die 
anschaulich machen, warum geändert werden müsse, was seit mehr als 100 Jahren in Ös-
terreich als Haftungsregeln gilt, warum die bisher geltenden Regelungen und Prinzipien der 
Risikoverteilung ungerecht seien und mit den nun in der RV Enthaltenen ersetzt werden 
müssen. Denn bis jetzt haben Wirtschaftsvertreter dazu nichts vorgelegt (oder vorlegen 
können?). 

Es geht aber hier nicht nur um das Bundes-Umwelthaftungsgesetz. Auch die Bundesländer 
müssen die Richtlinie 2004/35/EG mit eigenen Landes-Umwelthaftungsgesetzen umset-
zen. Die grundlegenden Streitpunkte sind dort weitgehend dieselben. Entwürfe gibt es bis 
jetzt für Vorarlberg, Oberösterreich, Niederösterreich und Wien. Übrigens: Der Tagungsbei-
trag von Sieglinde Schleicher ist den Eckpunkten der Umsetzung in Wien gewidmet. Wich-
tige Hinweise gibt auch der Tagungsbeitrag von Volker Mauerhofer: Der “Biodiversitätss-
chaden” - Umsetzungsbedarf auch unter Berücksichtigung des “GMO-Schadens”. 

 



 

Apropos Gentechnikschaden! 
Ebenso wenig ausgeleuchtet ist bis jetzt auch, ob mit der RV die bestehenden Haftungslü-
cken für Schäden aus gentechnisch veränderten Organismen geschlossen werden. Das 
mag überraschen, zumal in Österreich eine fast einhellig ablehnende Haltung besteht, was 
die Anwendung der Gentechnik in der Landwirtschaft betrifft. Auch das aktuelle Regie-
rungsprogramm proklamiert im Kapitel „5. Ländlicher Raum, Energie, Umwelt“: „Gentech-
nikfreiheit weiter absichern“8. Politiker aller Parlamentsparteien haben in den vergangenen 
Jahren mehrfach versprochen, die Umsetzung EU-Umwelthaftungsrichtlinie zum Anlass zu 
nehmen, die bestehenden Schutzlücken endlich zu schließen (siehe dazu insb. das von 
GLOBAL 2000 präsentierte Hintergrundpapier „Versprechen gegenüber dem Gentechnik-
volksbegehren gebrochen“ – abgedruckt in Anhang IV). Ich möchte da „mit meiner Sicht-
weise nicht hinterm Berg halten“: Ich sehe keinen Anlass zur Annahme, dass mit der RV 
diese Versprechen nun eingelöst wären. Gerade die nun enthaltenen Haftungsausnahmen 
weisen in die völlig gegenteilige Richtung. Dazu kommen noch Mängel, die schon dem ME 
anhaften. Insgesamt bleibt unverständlich, wie die vorgelegten Textentwürfe mit der einhel-
lig ablehnenden Haltung zur Gentechnik in der Landwirtschaft in Einklang zu bringen sind. 

Freilich führt das Thema „Gentechnik in der Landwirtschaft“ gleichermaßen zu den noch zu 
beschließenden Landes-Umwelthaftungsgesetzen. Denn genau das zu regeln, dafür sind 
die Bundesländer zuständig. Das Land Wien hat sich mit dem Ende Juli 2007 zur Begut-
achtung versandten Entwurf für ein Wiener Umwelthaftungsgesetz9 gegen die in der RV 
enthaltenen weitgehenden Ausnahmen ausgesprochen (siehe insb. auch die Stellungnah-
me des Landes Wien zur RV (!) - abgedruckt in Anhang III). Andere Bundesländer wie z.B. 
Niederösterreich folgen mit ihren Begutachtungsentwürfen bislang den Wünschen der 
Wirtschaft. Bleibt nur zu hoffen, dass auch in den Bundesländern nochmals offen diskutiert 
wird, ob diese Haftungsausnahmen tatsächlich in die Landesgesetze Eingang finden sol-
len.  

Und sowohl auf Landes- als auch auf Bundesebene sollte hinterfragt werden, wie die be-
stehenden Lücken in der Gentechnikhaftung am besten (und endlich!) geschlossen werden 
können. 

 

Wien, August 2007        Werner Hochreiter 

 

 

                                                 
8  „Gentechnikfreiheit weiter absichern 

Die Bundesregierung tritt für entsprechende Rahmenbedingungen wie z.B. Verteidigung der nationalen Verbots-Verordnungen und 
funktionierende Koexistenzregelungen auf europäischer Ebene ein. Die Wahlfreiheit und damit Gentechnikfreiheit für biologisch, a-
ber auch konventionell wirtschaftende Betriebe sowie für die Konsumenten muss auch in Zukunft gewährleistet werden. Die Bundes-
regierung unterstützt die Bundesländer bei der Schaffung von freiwillig gentechnikfreien Regionen.“ 
(= Auszug aus dem Regierungsprogramm für die XXIII. Gesetzgebungsperiode: S 71). 

9  MA22-1676/2007 - Entwurf eines Wiener Umwelthaftungsgesetzes, Durchführung des internen und externen Begutachtungsverfah-
rens. 

 



Inhaltsverzeichnis 

1. Überblick über die Entstehung und Umsetzung der Umwelthaftungs-
richtlinie in Europa (Christian Schrader)...........................................................1 

2. Der Entwurf des Lebensministeriums zum Bundes-
Umwelthaftungsgesetz – Haftungsausschluss für Normalbetrieb? 
(Bernhard Raschauer).......................................................................................19 

3. Die Umsetzung der Umwelthaftungs-Richtlinie auf Landesebene 
(Sieglinde Schleicher) .......................................................................................27 

4. Der “Biodiversitätsschaden”: Umsetzungsbedarf auch unter 
Berücksichtigung des “GMO-Schadens” (Volker Mauerhofer).....................55 

5. Die Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie in Deutschland und 
Erfahrungen mit Beschwerderechten der Öffentlichkeit 
(Christian Schrader) ..........................................................................................75 

ANHANG I: Programm zur Tagung am 3. Mai 2007............................................95 

ANHANG II: Gesetzestexte 
Ministerialentwurf vom 01.02.2007..................................................................101 
Regierungsvorlage vom 09.05.2007 ...............................................................113 

ANHANG III: Stellungnahmen 
Bundesarbeitskammer zum Ministerialentwurf................................................127 
Stadt Wien zum Ministerialentwurf ..................................................................136 
Ökobüro zum Ministerialentwurf......................................................................143 
UnivProf Dr Ferdinand Kerschner/Uni Linz zum Ministerialentwurf.................157 
Stadt Wien zur Regierungsvorlage..................................................................164 
Forum Wissenschaft & Umwelt zur Regierungsvorlage ..................................167 
Ökobüro zur Regierungsvorlage .....................................................................170 

ANHANG IV: Presse- und Medienarbeit 
Presseaussendung der Bundesarbeitskammer vom 27.04.2007....................175 
Presseaussendung des Ökobüros vom 02.05.2007........................................176 
Presseaussendung der Bundesarbeitskammer vom 09.05.2007....................178 
Presseaussendung des Ökobüros vom 09.05.2007........................................180 
Presseaussendung des Umweltministers vom 09.05.2007.............................182 
Presseaussendung der Grünen vom 09.05.2007............................................183 
APA-Meldung zum Umwelthaftungsgesetz vom 09.05.2007...........................184 
Presseaussendung der SPÖ-Umweltsprecherin vom 09.05.2007 ..................186 

 



 

Presseaussendung der Wiener Umweltstadträtin vom 09.05.2007 ................ 187 
E-Mail aus der Wirtschaftskammer Österreich vom 09.05.2007..................... 188 
Presseaussendung des Umweltdachverbandes vom 24.05.2007 .................. 192 
Presseaussendung der SPÖ-Umweltsprecherin vom 30.05.2007.................. 194 
Presseaussendung der österreichischen Umweltanwältinnen und 

Umweltanwälte vom 31.05.2007 ............................................................ 195 
Presseaussendung der Bundesarbeitskammer vom 05.06.2007 ................... 196 
Artikel im Format vom 08.06.2007.................................................................. 197 
Presseaussendung der Wiener Umweltstadträtin vom 08.06.2007 ................ 198 
Aviso Pressekonferenz AK, Global 2000, Uni Linz am 14.Juni 2007: 

Umweltschäden von Unternehmen sollen künftig auf Kosten der 
Steuerzahler saniert werden .................................................................. 199 

Presseunterlage der Bundesarbeitskammer vom 14.06.07 ............................ 200 
Presseunterlage von Global 2000 vom 14.06.07............................................ 205 
Hintergrundpapier - Versprechen gegenüber dem 

Gentechnikvolksbegehren gebrochen .................................................... 207 
 

 



1. Überblick über die Entstehung und 
Umsetzung der Umwelthaftungs-
richtlinie in Europa 

Prof. Dr. Christian Schrader, Hochschule Fulda 

 

1.1 Zur Entstehung der Umwelthaftungsrichtlinie 

Seit den 1970er Jahren entstand ein umfangreiches Umweltrecht der damaligen EWG. Das 
Umweltrecht entstand zunächst als eine Aufgabe des Staates, mit seinen Behörden regu-
lierend, verbietend oder gebietend einzugreifen. Bei den damaligen Missständen im Um-
weltschutz stand die Gefahrenabwehr, das Ordnungsrecht im Vordergrund. 

In den 1980er Jahren wurde dies aus ökonomischer Sicht stark kritisiert. Ökonomisches 
Eigeninteresse könne den Umweltschutz besser und effektiver bewirken als der command-
and-control-Ansatz. Das Zivilrecht sei als Instrument auszubauen anstatt des Ordnungs-
rechts. So wuchs der Gedanke, über eine zivilrechtliche Umwelthaftung kostengünstiger 
Umweltschutz zu realisieren. 

Diese Umwelthaftung muss wie jede Haftung ausgeformt und eingeschränkt werden, um 
die gewünschten Effekte, aber nicht zu hohe Kosten zu bewirken. Die intensiven Überle-
gungen in den 1980er Jahren führten zu nationalen Regelungen wie dem deutschen Um-
welthaftungsgesetz 1990 und international zum Luganer Abkommen des Europarats 1993 
(Convention on Cicil Liability for Damage Resulting from Activities Dangerous to the Envi-
ronment). Weil es nicht durch eine genügende Anzahl von Staaten ratifiziert wurde trat es 
nicht in Kraft. 

In der damaligen EWG wurde 1992 immerhin ein Entwurf für eine Richtlinie über die Ab-
fallhaftung veröffentlicht. Dieser Ansatz war politisch nicht durchsetzbar, so dass die Initia-
tive zurückverlagert wurde in eine allgemeine Diskussion über Umwelthaftung in einem 
Grünbuch 1993. Dort war die Diskussion lange Jahre eingelagert, aber nicht endgelagert. 
Erst im Jahr 2000 griff die Kommission in einem Weißbuch die Umwelthaftung wieder auf. 

Mit dem Weißbuch geschah jedoch ein Schwenk von zivilrechtlicher Haftung auf ein Sys-
tem ordnungsrechtlicher Verantwortlichkeit. Er beruht auf der Prämisse, dass die Behörden 
die „Wächter“ der Umwelt sind, da die Umwelt ein öffentliches Gut ist. Daher regelt die 
Richtlinie die Beziehungen zwischen Verursachern und Behörden. Die im Jahr 2004 verab-
schiedete Umwelthaftungsrichtlinie 2004/35/EG betont das Verursacherprinzip und sieht 
weiterhin primär den Verursacher verpflichtet, Umweltschäden zu vermeiden oder zu sa-
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nieren. Dies geschieht unter Information und in Absprache mit der zuständigen Behörde, 
erforderlichenfalls nach deren Anordnung. Die Richtlinie verlässt also weitgehend zivil-
rechtliches Haftungsdenken und führt ordnungsrechtlich durchzusetzende Verantwortlich-
keiten des Betreibers ein. Diese ordnungsrechtliche Beziehung von Verantwortlichem und 
Behörde wird um Betroffene und Umweltorganisationen ergänzt. Sie können die Behörde 
auffordern und verklagen, zur Sanierung tätig zu werden. Mit ihren definierten Rechten ge-
genüber den Behörden werden sie zu Nebenakteuren mit  der gewichtigen Rolle, zur Sa-
nierung des Allgemeinguts Umwelt beizutragen. 

Neben diesem grundsätzlichen Schwenk führte die lange Entstehungszeit zu vielen Aus-
gestaltungen, die als Kompromisse hingenommen, aber nicht sachlogisch zwingende Fest-
legung verstanden werden können. 

Bereits zur Frage, wer als Verursacher in die Verantwortung genommen werden kann, wird 
eine komplizierte Doppelantwort gefunden. In erster Linie sind Betriebsinhaber erfasst, die 
von Berufs wegen EG-rechtlich geregelte, potenziell gefährliche Tätigkeiten ausüben. Dazu 
gehören die industriellen und landwirtschaftlichen Tätigkeiten, für die nach der Richtlinie 
von 1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 
(IVU- oder IPPC-Richtlinie) eine Genehmigung erforderlich ist, ebenso wie die Abfallent-
sorgung, die Einleitung von Schadstoffen ins Wasser oder in die Luft, die Herstellung, La-
gerung, Verwendung und Ableitung gefährlicher chemischer Stoffe sowie die Beförderung, 
Verwendung und Freisetzung genetisch veränderter Organismen. Welche beruflichen Tä-
tigkeiten genau erfasst sind, listet Anhang III der Richtlinie auf. Die Verantwortlichkeit ent-
steht verschuldensunabhängig, allein aufgrund der Ausübung der potentiell gefährlichen 
Tätigkeit, sogenannte Gefährdungshaftung. Dies ist vergleichbar mit anderen Haftungsre-
gimes, etwa für den Betrieb von Atomkraftwerken, oder banaler, von Kraftfahrzeugen. Da-
mit besteht die Haftung auch für Schäden aus dem Normalbetrieb, es muss kein Störfall 
vorgelegen haben. Die Verantwortlichkeit greift auch für Verursachungen aus dem recht-
mäßigen, sogar aus dem genehmigten Normalbetrieb und auch für Schäden, deren Verur-
sachung nach dem Stand der Erkenntnisse nicht vorhergesagt werden konnte, beim soge-
nannten Entwicklungsrisiko. 

Eine zweite Haftungsregelung gilt für sämtliche beruflichen Tätigkeiten, also auch die, die 
nicht im Anhang III aufgeführt sind. Allerdings wird ein Betriebsinhaber nur haftbar ge-
macht, wenn er schuldhaft oder fahrlässig gehandelt und Arten oder Lebensräume ge-
schädigt hat, die nach der Habitatrichtlinie von 1992 oder der Vogelrichtlinie von 1979 in 
der EU geschützt sind. 

Das leitet über zu der Frage: Welche Schäden werden ersetzt? 

Die Umwelthaftungsrichtlinie nennt als Schaden eine indirekt oder direkt eintretende fest-
stellbare nachteilige Veränderung einer natürlichen Ressource. Das ist irreführend, weil die 
Richtlinie weder alle Ressourcen noch alle nachteiligen Veränderungen umfasst. Gegens-
tand eines Umweltschadens können nur bestimmte geschützte Arten und natürliche Le-
bensräume, Gewässer und der Boden sein. 
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Des Weiteren müssen die Schädigungen jeweils eine Erheblichkeitsschwelle überschrei-
ten. 

Eine Schädigung des Bodens liegt dann nur vor, wenn eine Bodenverunreinigung ein er-
hebliches Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit aufgrund der Ein-
bringung von Stoffen, Zubereitungen, Organismen oder Mikroorganismen in, auf, oder und 
den Grund verursacht. Diese Verengung auf Gesundheitsgefährdung ist ein Systembruch 
mit dem ansonsten auf den Umweltgüterschutz abzielenden Schutz der Richtlinie. 

Gegenstand einer Schädigung der Gewässer können alle Gewässer im Geltungsbereich 
der Wasserrahmenrichtlinie sein, also Oberflächengewässer und das Grundwasser. Eine 
Schädigung liegt vor, wenn erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den ökologischen, 
chemischen und/oder mengenmäßigen Zustand und/oder das ökologische Potenzial des 
betreffenden Gewässers verursacht wird. Ausgenommen sind nachteilige Auswirkungen, 
wenn sie Folge von neuen Änderungen der physischen Eigenschaften eines Oberflächen-
gewässers oder von Änderungen des Pegels von Grundwasserkörpern sind. Gleiches gilt – 
unter bestimmten Voraussetzungen – für Veränderungen, die Folge einer neuen nachhalti-
gen Entwicklungstätigkeit des Menschen ist. 

Die Eingrenzung bei Biodiversitätsschaden erfolgt nicht allein am Erheblichkeitsbegriff. Die 
Richtlinie nimmt nur die gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten und natürlichen Lebens-
räume auf, wie sie in Anhängen der Flora-Fauna-Habitat- und der Vogelschutzrichtlinie de-
finiert sind. Schäden an rein national unter Schutz gestellten Arten und Lebensräumen, und 
seien sie noch so schwerwiegend, sind von der Richtlinie nicht umfasst. Die Richtlinie sieht 
lediglich als Option vor, dass die Mitgliedstaaten die nach rein nationalen Schutzvorschrif-
ten erfassten Arten und Lebensräume in den Schutz der Umwelthaftungsvorschriften auf-
nehmen können. 

Für die gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten und Lebensräume enthält Anhang I der 
Richtlinie Kriterien, mit denen erhebliche von unerheblichen Veränderungen getrennt wer-
den sollen. 

Worin liegen die Unterschiede zum geltenden Recht? Für Bodenbelastungen und beson-
ders für Gewässerveränderungen bestehen in den Mitgliedstaaten teils seit alters her aus-
geprägte Verantwortlichkeitsregelungen. Brunnenvergiftung war immer und überall ein 
Thema. 

Für Biodiversitätsschäden gilt dies nicht. Hier wird daher mit den größten Effekten der 
Richtlinie gerechnet. Der gemeinschaftsrechtliche Schutz von Arten und Lebensräumen 
greift räumlich und in der Intensität über den nationalen Gebietsschutz hinaus. Er enthält 
nicht nur die für das Netz Natura 2000 gemeldeten Gebiete, sondern auch nicht gemeldete, 
potentielle und faktische Schutzgebiete. Letztlich ist er teils unabhängig von ausgewiese-
nen Schutzgebieten, weil der Schutz von Arten an deren tatsächlichem Standort ansetzt, 
und Zugvögel halten sich nun einmal nicht an die Grenzen von Schutzgebieten. 
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Wichtige Einschränkungen ergeben sich daraus, dass die Richtlinie nicht für alle Umwelt-
schäden gilt. Nachteilige Veränderungen der Lärmsituation, der Luft, des Klimas oder wei-
terer Umweltgüter sind nicht erfasst. Sie gilt nur für zukünftige Schäden an einem Aus-
schnitt des Gemeinguts Umwelt. Sie erfasst gerade nicht privatrechtliche Haftungs- oder 
Schadensersatzansprüche für Personen- und Sachschäden. Die Richtlinie gilt nur für 
Schäden, die ab dem Umsetzungszeitpunkt – dem 30. April 2007 – verursacht worden 
sind. Außerdem nimmt sie Umweltschäden aus, deren Ersatz in einem anderen Regime 
geregelt ist, etwa Schäden aus Atomanlagen oder Ölunfällen. Damit enthält die Richtlinie 
kein umfassendes Umweltsanierungsrecht. 

Ein Kardinalproblem bei der Umwelthaftung ist die Kausalität: Wird bei Distanzschäden der 
Kausalitätszweifel durch eine Ursachenvermutung aufgefangen? Was gilt für die Scha-
denszurechnung bei einer Mehrheit von Verursachern, eine Gesamtschuldnerhaftung oder 
eine Haftung pro rata? Wie werden Summationsschäden behandelt, bei denen einzelne 
Verursacher je unschädliche Beiträge liefern, die aber in der Summe zu einem Schaden 
führten? Was gilt für allgemein vorkommende, ubiquitäre Schäden, wo nicht ein Einzel-
schaden, sondern die allgemeine, flächendeckende Verschlechterung anzutreffen ist? 

Zu diesen bekannten Grundfragen gibt die Richtlinie eine allgemeine und ein spezielle 
Antwort. Die allgemeine ist: Es ist Aufgabe der Behörden, die verantwortlichen Schadens-
verursacher festzustellen, die Erheblichkeit des Schadens zu ermitteln und dafür zu sor-
gen, dass die Verursacher die notwendigen Vorsorge- oder Abhilfemaßnahmen treffen o-
der finanzieren. Die Beweisfragen liegen nicht wie im Zivilrecht beim Geschädigten, son-
dern bei der Behörde. Für sie gilt der Amtsermittlungsgrundsatz, Art. 11 Abs. 1 Satz 1 RL 
2004/35/EG, wodurch sie die normalen ordnungsbehördlichen Untersuchungsmittel einset-
zen kann. Weil die Kausalitäten aber auch für Behörden nicht einfach festzustellen sind, 
nimmt diese Regelung viele weniger offensichtlich liegende Fälle im Ergebnis von der Ver-
antwortlichkeit aus. 

Die spezielle Antwort ist als Ausnahmetatbestand formuliert. Nach Art. 4 Abs. 5 gilt die 
Richtlinie nur für Umweltschäden, die durch eine nicht klar abgegrenzte Verschmutzung 
verursacht wurde, wenn ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Schaden und den 
Tätigkeiten einzelner Betreiber festgestellt werden kann. Für Schäden aus sog. diffusen 
Quellen besteht also keine Haftung. 

Das zivilrechtliche Umwelthaftungsrecht hat für die Kausalitätsprobleme vielfache Lösun-
gen entwickelt. Für die individuelle Zurechnung von Schäden wird mit Beweislastregelun-
gen gearbeitet, die in unterschiedlichem Maße vom Geschädigten nicht mehr den Vollbe-
weis verlangen bis hin zu Beweislastumkehrungen. Dies fehlt für Distanz- und Summati-
onsschäden, so dass die Richtlinie wichtige Kausalfragen außer Acht lässt. Auch Fondsre-
gelungen, wo potentielle Verursacher in einen Fonds einzahlen, der dann die Schadensre-
gulierung übernimmt, sind in der Richtlinienentstehung diskutiert, aber nicht verwirklicht 
worden. 
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Die Pflichten der Verantwortlichen sind zunächst, die Behörde über einen Schaden oder 
die unmittelbare Gefahr eines Schadens zu informieren. Sodann ist dem Eintritt des Scha-
dens vorzubeugen. Letztlich und als Hauptregelungsgegenstand sind Schäden zu sanie-
ren. 

Die Definition der Sanierung ist eine weitere Stellschraube, die über die tatsächlichen Ef-
fekte von Umwelthaftung entscheidet. Soll der ursprüngliche Zustand wiederhergestellt 
werden? Vielfach ist dies faktisch kaum möglich, etwa wenn Biotope in einem alten Kli-
maxstadium vernichtet wurden. Darf oder soll an anderer Stelle anderes wiederhergestellt 
oder verbessert werden? Muss dies der Verursacher durchführen oder reicht es, einen 
zweckgebundenen Betrag an die Behörde abzuführen? Wie wird der Wert eines Biotops 
berechnet? Die Versicherungswirtschaft sah sich bislang außerstande, Deckungen anzu-
bieten, weil sie den Sanierungsaufwand nicht vorhersehen und kalkulieren kann. 

Die Richtlinie bestimmt als Ziel der Sanierung die Wiederherstellung des früheren Zu-
stands. Gefordert ist die Wiederherstellung der geschädigten Natur bzw. der geschädigten 
Funktionen. Die Naturalrestitution hat Vorrang vor finanziellen Maßnahmen. 

Die Forderung nach Naturalrestitution gleicht dem Schadensersatzgedanken des Zivil-
rechts. Die Richtlinie füllt umfangreich aus, was ein Umweltschaden ist und wie er zu sa-
nieren ist. 

Als primäre Sanierung wird verlangt, die geschädigten natürlichen Ressourcen in den Aus-
gangszustand zurückzuversetzen. Gelingt die Wiederherstellung nicht vollständig, muss als 
ergänzende Sanierung gegebenenfalls an einem anderen Ort etwas durchgeführt werden, 
was der Rückführung des geschädigten Orts an den Ausgangszustand gleichkommt. 
Schließlich soll eine Ausgleichssanierung die zwischenzeitlichen Verluste ausgleichen, die 
bis zu dem Zeitpunkt entstehen, an dem die primäre Sanierung ihre Wirkung voll entfaltet, 
man denke an die Zeit, bis Ersatzpflanzungen den Entwicklungszustand des geschädigten 
Lebensraums wieder erreicht haben. Diese Ausgleichssanierung wurde so jedenfalls im 
deutschen Recht nicht gefordert, für die Höhe der dafür entstehenden Kosten gibt es kaum 
Schätzwerte. 

Bei Bodenschäden bleibt es jedoch im Grund beim traditionellen Konzept. Hier ist nur die 
Gefahr für die menschliche Gesundheit abzuwehren, der ökologische Schaden ist nicht zu 
ersetzen. Das ist die Kehrseite des anthropologischen Schutzkonzepts. Dies wirkt sich 
mindernd auf die Sanierungstiefe und -intensität aus, verglichen mit einem Sanierungsziel 
des Umweltmediums Boden. 

Die Schadensregulierung ist der Idee nach primär eine Pflicht der Verursacher. Jedoch 
hängt die Realisierung dieser Pflicht entscheidend mit den Behörden zusammen. 

Zunächst ist es Sache der Betreiber, möglich Sanierungsmaßnahmen zu ermitteln und der 
Behörde vorzulegen. Die Behörde entscheidet sodann, welche Maßnahmen vom Betreiber 
durchgeführt werden. Bei der Auswahl der Maßnahme hat die Behörde einen Entschei-
dungsspielraum (Auswahlermessen). 
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Zweitens wird die Sanierung der Verursacher ersetzt ergänzt durch eine Sanierung durch 
Behörde, wenn ein Verursacher fehlt, wenn er finanziell zur Sanierung außerstande ist o-
der wenn er von den Kosten freigestellt ist. Ursprünglich war daran gedacht, dass die Be-
hörde immer ersatzweise sanieren muss. Beschlossen wurde schließlich, dass die Behör-
de die Sanierungsmaßnahmen ergreifen kann, also eine Ermessensregelung. Dies schont 
den Fiskus, lässt allerdings potentiell viele Umweltschäden unsaniert. 

Eine Kostenfreistellung des Verursachers enthält die Richtlinie in bestimmten Fällen obliga-
torisch, für andere Fälle können die Mitgliedstaaten dies optional vorsehen. 

Obligatorisch ist der Betreiber nicht für die Kosten verantwortlich, wenn die Schäden durch 
höhere Gewalt oder durch einen Dritten trotz geeigneter Schutzvorkehrungen verursacht 
wurden. Gleiches gilt, wenn sie als Folge einer Befolgung von behördlichen Anweisungen 
entstanden. Dabei geht es nur um ausdrückliche Handlungsanordnungen, die einen Um-
weltschaden verursachten. Gemeint sind hier nicht behördliche Zulassungen für wirtschaft-
liche Tätigkeiten, die aus allgemeinen Gründen einem Zulassungs- oder Genehmigungs-
vorbehalt unterworfen wurden. 

Hier setzt jedoch ein optionaler Kostenfreistellungsgrund an. Keine Pflicht zur Kostentra-
gung besteht, falls Betreiber nicht vorsätzlich oder fahrlässig handelten und ein Mitglied-
staat von zwei Optionen Gebrauch macht: 

1. die Tätigkeit ist genehmigt und wird nach den Genehmigungsbedingungen ausge-
übt‚ (permit defense, Legalisierungswirkung) oder 

2. der Betreiber nachweist, dass die Schäden nach dem Stand der wissenschaftli-
chen und technischen Erkenntnisse nicht vorhersehbar war (state of the art defen-
se, Entwicklungsrisiko). 

Hieran wird kritisiert, dass mit der Gefahr einer Rechtszersplitterung in Europa Wettbe-
werbsverzerrungen eintreten können. Außerdem widerspricht ein Legalisierungseffekt dem 
Konzept einer Gefährdungshaftung, die gerade eine Haftung für erlaubtes Risiko darstellt. 
Weil die Mehrzahl der vom Anhang II erfassten beruflichen Tätigkeiten einer behördlichen 
Genehmigung bedarf, könnte ein Mitgliedstaat die Gefährdungshaftung weitgehend wir-
kungslos machen. Schließlich wird mit dem Ausruhen auf dem Genehmigungsbestand kein 
Anreiz vermittelt, weitergehend die Vermeidung von Umweltschäden zu optimieren. 

Intensiv diskutiert wurde die Frage, ob die Sanierungspflicht durch eine EG-rechtliche Ver-
sicherungspflicht flankiert werden soll (Pflicht zur Deckungsvorsorge). Dies geschah nicht. 
Art. 14 RL 2004/35/EG fordert nun die Mitgliedstaaten auf, zur Schaffung von Deckungs-
vorsorge anzureizen, damit die Betreiber Sicherheiten in Anspruch nehmen können, um 
ihre Haftung zu decken. Die EU-Kommission wird bis zum 30.4.2007 einen Bericht vorle-
gen, auf dessen Grundlage über weitere europäische Maßnahmen entschieden wird. 

Insgesamt lässt sich an der Richtlinie der Einbau von moderneren Konzepten ablesen. 
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Das ist zum einen die Kohärenz des gemeinschaftlichen Umweltrechts. Durch eine gegen-
seitige Verzahnung der Instrumente soll deren Effektivität gesteigert werden. In diesem 
Sinn wurden an anderer Stelle die UVP- und die IVU-Richtlinie aufeinander bezogen. Diese 
Fortführungslogik führt allerdings zu Wertungswidersprüchen. Neben Hochkomplexen In-
dustrieanlagen der IPCC-Richtlinie sind Nebenerwerbslandwirte erfasst, nur weil sie mit 
Pflanzenschutzmitteln umgehen. Ferner werden die Betriebe, die trotz schwerwiegender 
Umweltauswirkungen von der IVU-Richtlinie nicht erfasst sind, auch von der Umwelthaf-
tungsrichtlinie nicht erfasst. Beispielsweise ist es von Umweltbeeinträchtigungspotential 
nicht einsehbar, warum Bergbau, Intensivfischhaltung oder die Herstellung von Spanplat-
ten nicht erfasst sind. Kein Bezug auf gemeinschaftliches Umweltrecht war beim Boden-
schutz möglich. Die Lücke bei Bodenschutz wird gegenwärtig durch die geplante Boden-
schutzrichtlinie geschlossen. 

Ein zweites modernes Konzept des EG-Umweltrechts ist, durch eine gesellschaftliche Be-
teiligung und Kontrolle dem Gemeinschaftsrecht zu mehr Anwendung zu verhelfen. Durch 
Informations-, Beteiligungs- und Klagerechte, wie sie auch die internationale Aarhus-
Konvention fordert, werden Betroffene und Umweltorganisationen in die Lage versetzt, zur 
Anwendung des EG-Umweltrechts beizutragen. Der Beteiligung in Genehmigungsverfah-
ren entspricht es, dass in Sanierungsverfahren Betroffene und das Umweltorganisationen 
Gelegenheit zu Bemerkungen haben und dass die Bemerkungen berücksichtigt werden 
müssen, Art. 7 Abs. 4 RL 2004/35/EG. Darüber hinaus erhalten Betroffene und Umweltor-
ganisationen das Recht, die Behörde zum Tätigwerden aufzufordern und Entscheidungen 
oder auch die Untätigkeit der Behörde gerichtlich auf formelle und materielle Rechtmäßig-
keit überprüfen zu lassen. 

Wurden hier moderne Elemente eingebaut, so muss auch festgestellt werden, dass der 
Ausgangspunkt, das ökonomische Motiv eines Umwelthaftungsrechts, nur unzureichend 
erreicht wird. Die Richtlinie enthält deutliche Einschränkungen auf der Verursachungs- und 
auf der Wirkungsseite. So sind viele Betreiber und viele Umweltschäden nicht erfasst. Der 
Kausalitätsnachweis ist unzureichend geregelt. 

Die Richtlinie ist ein juristischer Zwitter, man kann auch sagen: ein Bastard, mit Elementen 
aus öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher Haftung. Dennoch – oder vielleicht: deshalb? 
– kann sie im Einzelfall Umweltschäden ausgleichen. Sie sorgt jedenfalls für gehörige Un-
ruhe in den Mitgliedstaaten, die seit 2004 die Richtlinie umzusetzen hatten und nun deren 
Inhalt anzuwenden haben. 

 

1.2 Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie in den 
Mitgliedstaaten 

Inhaltlich ist die Richtlinie in einigen Bereichen sehr detailliert. Mehr als zwei Seiten werden 
darauf verwendet, wie Umweltschäden zu sanieren sind, um an deren Ende die Möglichkeit 
einzuräumen, dass von weiteren Sanierungsmaßnahmen abgesehen werden kann, wenn 
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die Kosten in keinem angemessenen Verhältnis zum Umweltnutzen stehen. Man kann sich 
ausmalen, dass diese Schlussklausel im Einzelfall zu völlig unterschiedlichen Anordnun-
gen führen kann. 

Entgegen solcher Detailfreudigkeit enthält die Richtlinie Freiräume, denn sie stellt nach Art. 
16 Abs. 1 RL 2004/35/EG eine Mindestharmonisierung dar. Die Mitgliedstaaten können 
strengere nationale Vorschriften beibehalten oder neu schaffen. 

Diese teils detailregelnde, teils offenlassende Richtlinie trifft auf unterschiedliche ordnungs-
rechtliches System der Mitgliedstaaten. Daher stehen alle Mitgliedstaaten in der Situation, 
die Verantwortlichkeit für Umweltschäden in ein vorhandenes ordnungsrechtliches System 
einzupflegen. Die notwendigen Abstimmungsprozesse für diesen schwierigen Vorgang 
brauchen Zeit – in den meisten Staaten mehr Zeit als bis zum 30.4.2007, der für die Um-
setzung vorgegeben wurde. 

Denn Ende April 2007 haben nach einer Auskunft der EU-Kommission nur drei von 27 
Staaten, nämlich Italien, Lettland und Litauen, ihre Umsetzungsvorschriften bei der Kom-
mission notifiziert. 

Der Umsetzungsstand in den anderen 24 Mitgliedstaaten ist schwierig zu ermitteln. Ledig-
lich das Europäische Umweltbüro (EEB), ein Brüsseler Dachverband nationaler Umwelt-
verbände, hat eine Tabelle herausgebracht, in dem mit Stand vom 24.4.2007 eine Über-
sicht zu allen Mitgliedstaaten gegeben wird. Somit kann keine Detailanalyse anhand von 
Originaldokumenten dargestellt, sondern nur diese tabellarische Übersicht wiedergegeben 
werden. 

Danach liegen in acht Staaten (Finnland, Griechenland, Luxemburg, Malta, Portugal, Slo-
wenien, dem Vereinigten Königreich und Zypern) entweder keine Angaben oder nicht ein-
mal ein Entwurf vor. In den anderen 16 Staaten ist der Vorbereitungsstand unterschiedlich, 
von Anhörungen zu Vorentwürfen bis zu Parlamentsbeschlüssen, so in Deutschland. 

Inhaltlich wird in höchst unterschiedlichem Maße teils über die Mindeststandards der Richt-
linie hinausgegangen oder von ihren Umsetzungsoptionen Gebrauch gemacht. 

Die Möglichkeit von Art. 16 Abs. 1 RL 2004/35/EG, strengere Vorschriften beizubehalten 
oder zu erlassen, wird vor allem dafür diskutiert, neben den gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Arten und Lebensräumen auch Schäden an rein national unter Schutz gestellten 
Arten oder Gebieten aufzunehmen, Art 2 Nr. 3 Buchst. c) RL 2004/35/EG. Dies haben im-
merhin vier Staaten, nämlich Litauen, Polen, Spanien und Schweden, in ihren Umset-
zungsgesetzen aufgenommen. Die anderen beließen es beim Schutz der gemeinschafts-
rechtlich erfassten Arten und Lebensräume. 

Nach Art. 14 RL 2004/35/EG ergreifen die Mitgliedstaaten Maßnahmen, Anreize für eine 
Deckungsvorsorge gegeben werden. Fünf Staaten, nämlich Bulgarien, Rumänien, Slowa-
kei, Spanien und Tschechien, haben Verpflichtungen eingeführt, finanzielle Sicherheiten 
vorzuhalten. 
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Ebenfalls keine einheitliche Linie zeigt sich bei den Optionen des Art. 8 Abs. 4 RL 
2004/35/EG, im Falle behördlich zugelassener Tätigkeiten oder des Entwicklungsrisikos 
von der Kostentragung abzusehen. Während Deutschland, Polen und Schweden dies nicht 
vorsehen, haben Estland, Frankreich, die Niederlande, Slowakei, Spanien und Tschechien 
Kostenausnahmen aufgenommen. In sich zersplittert scheint Belgien zu verfahren, wo Kos-
tenausnahmen enthalten sind, aber nicht im wallonischen Entwurf. 

Bisher überhaupt nicht untersucht ist, wie die Rechte von der Öffentlichkeit eingefügt wur-
den, wie die Richtlinieninhalte mit den zivilrechtlichen nationalen Umwelthaftungssystemen 
verzahnt wurden und ob Mitgliedstaaten weiterreichendes bestehendes Recht auf das 
Richtlinienniveau zurückgenommen haben. 

Wie gesagt, dies sind, auf unsicherer Quellenlage, Momentaufnahmen zu Entwürfen, hier-
an kann sich jeweils noch viel ändern. 

Was jedoch festgehalten werden kann: Es zeichnet sich bei den ausdrücklichen Umset-
zungsoptionen eine bunte Vielfalt getroffener Regelungen ab. Von einer Harmonisierung zu 
einem gemeinschaftlichen Stand der Umwelthaftung kann insoweit keine Rede sein. Je 
nach Standpunkt des Betrachters wird man sagen können, dass die Richtlinie ein Mindest-
niveau der Umwelthaftung einzieht oder aber zu einem Auseinanderdriften Anlass gegeben 
hat.  Dieses Ergebnis ist schlecht. Schlecht für die Umwelt, weil ein wirkungsvolles ge-
meinsames Schutzniveau verfehlt wird. Und schlecht für den Binnenmarkt, weil die Wett-
bewerbsbedingungen zu stark unterschiedlichen Kostenrisiken führen. 
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Frist: 30. April 2007

Umsetzung in 27 Mitgliedstaaten

Förmlich umgesetzt haben 3 von 27:
Italien, Lettland, Litauen.
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Mindeststandard oder mehr ???

Inhaltliche Umsetzung

Auch national geschützte Arten und Lebensräume?  
Ja in LI, PL, SP, SW. 
Anreize für Deckungsvorsorge? 
Ja in BG, RO, SL, SP ‚TC. 
Permit defense, state of the art defense?  
Ja in ES, Fr, NI, SL, SP, TC. Nein in DE, PL, SW.
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Zwischen-Fazit Umsetzung

Frist von 23 der 27 Staaten überschritten.

Inhaltsvorgaben eingehalten?

Bunte Vielfalt nationaler Vorgehensweisen.

Erfolg der Harmonisierung fraglich. 
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2. Der Entwurf des Lebensministeriums 
zum Bundes-Umwelthaftungsgesetz – 
Haftungsausschluss für Normalbetrieb? 

Univ.-Prof. Dr. Bernhard Raschauer, Universität Wien 

 

Nicht nur Österreich, alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind konfrontiert mit der 
Richtlinie 2004/35/EG vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanie-
rung von Umweltschäden. Die Umsetzungsfrist ist im April 2007 abgelaufen. Zu diesem 
Zeitpunkt gab es einen Entwurf des Lebensministeriums, wenige Tage nach dieser Veran-
staltung wurde eine Regierungsvorlage beschlossen, die leider gerade in den sensiblen 
Punkten vom Ministerialentwurf abweicht. 

Haftung bedeutet Einstehen-Müssen mit dem eigenen Vermögen, bei Haftungsrecht denkt 
man in erster Linie an (zivilrechtliches) Schadenersatzrecht. Dies war in der Tat auch die 
Konzeption der ersten Entwürfe zu einer EG-Umwelthaftungsrichtlinie. Letztendlich be-
schlossen wurde jedoch eine Richtlinie, die unzweideutig verwaltungspolizeiliche Regelun-
gen trifft. Gefordert sind Maßnahmen der Vermeidung bzw der Sanierung von Umwelt-
schäden. Deutschland – das bereits über ein Umwelthaftungsgesetz verfügt – nennt sein 
Umsetzungsgesetz daher mit gutem Grund Umweltschadensgesetz. Auch im Recht der 
Verwaltungspolizei muss man, wenn man nur an Kostentragungspflichten denkt, letztlich 
mit dem eigenen Vermögen einstehen. Gleichwohl kann die in der Richtlinie vorgesehene 
Konzeption nicht an typisch schadenersatzrechtlichen Kategorien wie "Ersatz" oder "Ver-
schulden" gemessen werden, sie ist geprägt durch Leistungspflichten und behördliche Auf-
träge. 

Von den Umweltmedien her betrachtet betrifft die Richtlinie drei Bereiche: Schäden an ge-
schützten Arten und natürlichen Lebensräumen – im Fachjargon ist mittlerweile von "Biodi-
versitäts"-Schäden die Rede –, Schäden an Gewässern und Schäden am Boden.  Umge-
kehrt betrachtet: Die Richtlinie erfasst nicht Personenschäden, Sachschäden (Vermögens-
schäden), Beschädigungen von Denkmalen oder Naturdenkmalen. Da die Richtlinie eine 
Mindestharmonisierung regelt (Art 16 der RL), stünde es den Mitgliedstaaten frei, auch wei-
tergehende Regelungen zu treffen. In Anbetracht der in Österreich seit einiger Zeit unter 
dem Titel der Standortsicherung geläufigen Perhorreszierung des golden plating war je-
doch bei der Ausarbeitung des österreichischen Entwurfs von Anfang an nicht daran zu 
denken. 

Die Konzeption der Richtlinie – und nichts anderes konnte wohl in einem österreichischen 
Umsetzungsgesetz übernommen werden – stellt im Bereich des Wasser- und Bodenschut-
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zes nicht allgemein auf Schäden ab, sondern knüpft an Schäden an, die in Ausübung be-
stimmter "Tätigkeiten" verursacht werden. Der Kreis dieser Tätigkeiten ist leider völlig in-
homogen umschrieben – allein motiviert durch das Bestehen eines gemeinschaftsrechtli-
chen sekundärrechtlichen Anknüpfungspunktes. Da finden sich große IPPC-Anlagen auf 
der einen Seite und da finden sich auch kleine Landwirte auf der anderen Seite; unter dem 
Blickwinkel des verfassungsrechtlichen Gleichheitssatzes ist allein schon diese Umschrei-
bung des persönlichen Anwendungsbereichs eine große Herausforderung. 

Die Europäische Union ist, wie man sagt, "föderalismusblind". Darunter leiden in Umset-
zungsfragen die drei europäischen Bundesstaaten Belgien, Deutschland und Österreich, 
da sich mitunter komplizierte kompetenzrechtliche Einordnungsfragen stellen. In Deutsch-
land gibt es gewisse Anknüpfungspunkte im Grundgesetz, die ein Bundes-
Naturschutzrecht, ein Wasserhaushaltsgesetz und ein Bundes-Bodenschutzgesetz ermög-
lichen. Daher war die Möglichkeit einer einheitlichen Umsetzung der Umwelthaftungsrichtli-
nie in einem einheitlichen Gesetz in Deutschland kein großes Problem. 

Auch in Österreich wurde in bestimmten Phasen der Erarbeitung des Entwurfes eine ein-
heitliche Regelung gefordert. Dies hätte – da sich das Regelungsregime der Richtlinie auch 
auf Naturschutz bezieht – zwangsläufig das Erfordernis einer Verfassungsbestimmung 
impliziert. Dies konnte unter der abgelaufenen Legislaturperiode nicht schlechthin voraus-
gesetzt werden, zudem hätten die Bundesländer dem Eingriff in eine ihrer Stammkompe-
tenzen vorhersehbar kaum zugestimmt. Ich persönlich bin aber auch in der Sache über-
zeugt, dass die damit erforderliche 1 + 9-Lösung – die Umsetzung durch ein Bundesgesetz 
und durch neun Landesgesetze – die richtige ist: Sollte man ernstlich darauf abzielen, dass 
der Schutz von Arten und Lebensräumen Landessache ist, dass aber die Sanierung im Fall 
einer Beeinträchtigung dieses Schutzguts Bundessache sein soll? Zudem hat der Bund 
keinerlei Erfahrung mit Fragen des Naturschutzes. 

Beim Bodenschutz ist die kompetenzrechtliche Einordnung alles andere als klar. Im Allge-
meinen wird angenommen, dass der Bund im Zusammenhang mit anlagenrechtlichen Re-
gelungen, die seiner Zuständigkeit unterliegen, auch den Schutz des Bodens regeln oder 
wenigstens "mitberücksichtigen" darf. Der nunmehr vorliegende Entwurf unternimmt eine 
gewisse "Gratwanderung", indem er primär an solche punktuelle Zuständigkeiten des Bun-
des anknüpft und nur in einem kleinen Teilbereich vor der bereits effektiv ausgeübten Re-
gelungshoheit der Bundesländer im Bereich des Bodenschutzes zurücktritt; ein ehrlich ge-
standen pragmatischer Ansatz, der allerdings letztlich in Bund-Länder-Verhandlungen die 
grundsätzliche Akzeptanz der Ländervertreter gefunden hat und auch zur Grundlage der 
ersten Entwürfe der einschlägigen Landesgesetze wurde. 

Wenn man eine verwaltungspolizeiliche Regelung der vorliegenden Art konzipiert, besteht 
eine der größten Herausforderungen darin, das Verhältnis zu bestehenden Regelungen zu 
überdenken. Es ist ja nicht so, dass es in Österreich keine verwaltungspolizeilichen Rege-
lungen zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden gäbe. In Deutschland hat man 
das Umweltschadensgesetz als ein "Rahmengesetz" konzipiert, das zum Teil additiv zu 
den Regelungen in den bestehenden Materiengesetzen hinzutritt und zum Teil in der Form 
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eines Artikelgesetzes die Materienregelungen selbst anpasst; eine Technik, die uns zB aus 
dem Immissionsschutzgesetz-Luft bekannt ist. Dieser Ansatz wurde in Österreich letztlich 
nicht aufgegriffen. Im Speziellen gibt es nämlich kein Bundes-Bodenschutzgesetz, an das 
man "andocken" könnte, sodass für diesen Teilbereich jedenfalls eine eigenständige Rege-
lung getroffen werden musste. Im Hinblick auf das Wasserrecht hätte man an die Einfü-
gung von Sonderbestimmungen im Anwendungsbereich der Richtlinie denken können; je 
länger man sich mit dieser Frage befasst, umso mehr verdichtet sich allerdings die Über-
zeugung, dass das nicht wirklich sinnvoll wäre. 

Worin besteht eigentlich das durch die Richtlinie vorgegebene "Sonderregime"? Wenn man 
von Details absieht, sind es vor allem zwei Punkte: Das durch das Beihilfenverbot geprägte 
Prinzip der umfassenden Kostentragung (Art 8 der RL), das Verursacher ("Betreiber") zur 
Tragung von administrativen Kosten in einem Umfang verpflichtet, der über die §§ 31 und 
117 Wasserrechtsgesetz (WRG) klar hinausgeht, und das Beschwerderecht ("Aufforderung 
zum Tätigwerden") für Dritte und für Umweltorganisationen (Art 12 und 13 der RL), zu dem 
es jedenfalls im Bereich des § 31 WRG keine Entsprechung gibt; es geht um Antragsrechte 
und Rechtsmittelrechte in Angelegenheiten der Verwaltungspolizei. 

Im Verhältnis zu der im geltenden Wasserrecht primär betroffenen Bestimmung des 
§ 31 WRG hätten sich also derartige Ergänzungen wie Fremdkörper im WRG dargestellt. 
Daher wurde auch in dieser Hinsicht an ein eigenes Gesetz gedacht. 

Der Ministerialentwurf zum vorliegenden Entwurf war von der Prämisse geprägt, dass die 
Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie nicht zu einer Verschlechterung des geltenden 
österreichischen Umweltrechts führen darf und soll. Dies ist vor folgendem gemeinschafts-
rechtlichen Hintergrund zu sehen: Gemäß Art 16 der Richtlinie sind die Mitgliedstaaten 
nicht gehindert, "strengere Vorschriften für die Vermeidung und Sanierung von Umwelt-
schäden beizubehalten oder zu erlassen". Man hätte also daran denken können, diejeni-
gen Punkte, in denen die Richtlinie strenger ist, ganz generell zu allgemeinen Grundsätzen 
des österreichischen Umweltrechts zu machen, also etwa den § 31 WRG auch für Fälle zu 
verschärfen, die nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen. Andererseits lassen 
die Abs 3 und 4 des Art 8 der Richtlinie Ausnahmen zu (Schäden durch Dritte, erlaubtes 
Verhalten, Entwicklungsrisiko), die nach § 31 WRG und nach der dazu ergangenen Recht-
sprechung keine Entsprechung haben, die also "weniger strenge" Regelungen implizieren. 
Der Ministerialentwurf hat keine strengeren Vorschriften vorgesehen, aber auch diese Aus-
nahmemöglichkeiten nicht aufgegriffen. Daher konnte er vorsehen, dass – vereinfacht for-
muliert – § 31 WRG in Fällen des Bundes-Umwelthaftungsgesetzes nicht zur Anwendung 
kommt; der Entwurf enthielt nämlich gleichwertige Regelungen, und dies mit dem Vorteil 
einer einheitlichen Konzeption. 

In der Regierungsvorlage setzten sich allerdings jene Interessen durch, die auf der Inan-
spruchnahme der Ausnahmen bestanden. Im Ministerrat wurde die Regierungsvorlage mit 
dem Maßgabebeschluss angenommen, dass über die genannten Ausnahmen von der Kos-
tentragungspflicht im parlamentarischen Ausschuss noch zu reden sein werde. Vorsorglich 
– man weiß ja nie, was im Parlament herauskommt – wurden jedoch in dem dem Minister-
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rat vorgelegten Entwurf alle Bezugnahmen auf § 31 WRG wieder gestrichen, sodass ge-
mäß § 2 Abs 3 der Regierungsvorlage "weitergehende Verpflichtungen" unberührt bleiben 
würden. Aus umweltpolitischer Sicht könnte man von einem "Günstigkeitsprinzip" spre-
chen, das allerdings administrativ schwerer handhabbar ist. 

Bereits Gegenstand literarischer Kritik und kritischer Voten im Begutachtungsverfahren war 
die Ausgestaltung der "Aufforderung zum Tätigwerden". In Österreich sind wir mit dem 
Problem konfrontiert, dass unser hoheitliches Verwaltungssystem völlig undifferenziert auf 
das Konzept der "Parteistellung" fixiert ist. Es führt zu einem "alles oder nichts". Die "Öf-
fentlichkeitsbeteiligung" im Bereich der Flächenwidmung oder in den Bereichen der mo-
dernen Umweltplanung (zB Wasser, Lärm) bleibt demgegenüber eher beliebig und stellt 
keine reelle Alternative zur Parteistellung Betroffener dar. 

Nun gibt es auch Öffentlichkeitsbeteiligung im Kontext des Anlagenrechts, man denke nur 
an UVP-Verfahren oder an IPPC-Verfahren. Im vorliegenden Zusammenhang geht es je-
doch um "Verwaltungspolizei" und nicht um Genehmigungsverfahren. Um das an einem 
banalen Beispiel zu veranschaulichen: Man stelle sich vor, von einem Gebäude bröckelt 
der Verputz herunter; die Baupolizei wird einen Sanierungsauftrag erlassen und mögli-
cherweise in Bezug auf die Passanten auch Gefahr im Verzug sehen. Man stelle sich nun 
weiters vor, in diesem Auftragsverfahren haben die Mieter Parteistellung, und plötzlich ist 
die Baupolizei mit Einwendungen konfrontiert, dass die Mieter nicht einfach einer Wieder-
instandsetzung wollen, sondern eine ordentliche Sanierung verlangen, allenfalls gleich zu-
sammen mit der Herstellung einer Wärmedämmung. 

Man könnte dagegen einwenden, dass es vereinzelt auch Antragsrechte Beeinträchtigter in 
verwaltungspolizeilichen Angelegenheiten gibt. Man müsste diese Instrumente – etwa nach 
§ 122 oder nach § 138 WRG – näher analysieren und bedenken, dass Antragsteller nach § 
122 WRG selbst kostenpflichtig werden können, was wiederum mit der Umwelthaftungs-
richtlinie nicht zu vereinbaren wäre. Insgesamt möchte ich an dieser Stelle festhalten, dass 
es nach meiner Überzeugung aus nachvollziehbaren Gründen im österreichischen Verwal-
tungsrecht kein Regelungsmodell gibt, dass bei der Umsetzung der Richtlinienbestimmun-
gen der Art 12 und 13 unmittelbar als "Vorbild" herangezogen werden könnte; die da und 
dort bestehenden Antragsrechte sind nicht mit einem Recht auf eine bestimmte, gerichtlich 
durchsetzbare Sachentscheidung eines bestimmten Inhalts verknüpft, insbesondere in Fäl-
len der Gefahrenbekämpfung. 

Letztlich blieb es also im Ministerialentwurf und dann auch in der Regierungsvorlage bei 
einer abgeschwächten Variante: das eigentliche Auftragsverfahren bleibt ein Einparteien-
verfahren; die Umweltbeschwerde bleibt ein angedocktes, aber eigenständiges Aufforde-
rungsverfahren, das nach meiner Einschätzung gerade noch mit der Richtlinie vereinbar 
ist, da die Richtlinie nicht Parteistellung im Auftragsverfahren vorschreibt. Es ist zu hoffen, 
dass die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern die ihnen zugedachte Rolle ei-
ner Plausibilitätskontrolle annehmen und nicht eigenständig Sanierungskonzepte entwi-
ckeln werden. Denn so viel glaube ich, aus den Beratungen berichten zu dürfen: Die etwas 
ambitionierteren Überlegungen des Erstentwurfs haben die Kritik in den Bund-Länder-
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Besprechungen nicht überlebt. Man darf nicht aus den Augen verlieren, dass es zumeist 
um die Bekämpfung aktueller Gefahren gehen wird. Man könnte also sagen, dass der Ent-
wurf einer "Verwaltungsverträglichkeitskontrolle" unterzogen wurde. 

Nun zu einzelnen Punkten des Entwurfs: Er ist, wie erwähnt, aus pragmatischen Gründen 
sehr an den Text der Richtlinie angelehnt, im Übrigen wurde immer die Rechtslage und 
Praxis zu § 31 WRG im Auge behalten. Terminologische Annäherungen an § 31 WRG, die 
vom Text der Richtlinie abweichen, wurden auch prompt im Begutachtungsverfahren kriti-
siert. 

Der Entwurf berührt nicht die Altlastensanierung. Er erfasst, entsprechend der Richtlinie, 
Schäden, die ab dem 30. 4. 2007 eingetreten sind. 

Die Grundregel des Bundes-Umwelthaftungsgesetzes besteht darin: Wenn jemand eine in 
Anhang 1 angeführte Tätigkeit ausübt und es entsteht in diesem Zusammenhang die Ge-
fahr eines Umweltschadens, so hat er unverzüglich die erforderlichen Vermeidungsmaß-
nahmen zu treffen; andernfalls handelt die Behörde auf seine Kosten. Tritt jedoch ein 
Schaden ein, dann soll der Betreffende unverzüglich die erforderlichen Sanierungsmaß-
nahmen ergreifen, allenfalls die erforderlichen Erstmaßnahmen; andernfalls handelt die 
Behörde auf seine Kosten. Der Betreffende wird entsprechend der Richtlinie "Betreiber" 
genannt. Im Begutachtungsverfahren wurde vielfach kritisiert, dass der Begriff (in § 4 Z 5 
der Regierungsvorlage) zu eng umschrieben sei; man dürfe zB nicht nur an den Gewerbe-
treibenden denken, sondern auch an den Pächter, an die Konzernmutter, an den Liegen-
schaftseigentümer, an den Lizenzgeber bei Franchising usw. Meines Erachtens besteht 
hier ein Missverständnis. Im Rahmen der Regeln über die Kostentragung ist durchaus dar-
an zu denken, dass mindestens subsidiär auch Personen und Unternehmen "haften" sol-
len, die aus der schadensverursachenden Tätigkeit einen wirtschaftlichen Vorteil ziehen. 
Daher ist es schade, dass die innovativen Ansätze zB einer Durchgriffshaftung im Ministe-
rialentwurf – nicht zuletzt über Verlangen des Justizministeriums – in die Regierungsvorla-
ge nicht übernommen wurden. Vermeidungs- und sanierungspflichtig, also aktuell hand-
lungspflichtig, kann dagegen nur "eine" Person sein, und es soll dies jene Person sein, die 
nach dem Grundsatz der Nähe zur Sache über das erforderliche Personal und die geeigne-
ten Sachmittel verfügt, um die erforderlichen Vermeidungs- oder Sanierungsmaßnahmen 
effektiv ins Werk zu setzen. Die Konzernmutter kann nicht das kontaminierte Areal der 
Konzerntochter sanieren. 

Im Zug des Begutachtungsverfahrens wurde kritisiert, dass man die Sanierung (folge-) nut-
zungsspezifisch konzipieren müsse; dies mit der verständlichen, aus der Altlastensanie-
rung bekannten Zielsetzung, dass man die Sanierungskosten gering halten kann, wenn die 
Folgenutzung etwa auf Deponie oder Industrielagerplatz lautet. Freilich basiert diese Über-
legung auf dem Prinzip Hoffnung, da man dafür erst Regelungen – wohl im Bereich des 
Landesrechts – benötigen würde, die ein "Einfrieren" der zugrundegelegten Nutzung in 
Verbindung mit dem Erfordernis einer Nachsanierung im Fall einer späteren Nutzungsän-
derung statuieren. Der Entwurf enthält daher nur einen Hinweis, dass sich die Rechtslage 
künftig in eine solche Richtung weiterentwickeln könnte. Entsprechend der Richtlinie und 
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entsprechend der durch die Judikatur anerkannten Praxis zu § 31 WRG ist jedenfalls vor-
gesehen, dass es eine Erstsanierung – zur Beseitigung der dringendsten Gefahren – und 
ergänzende Sanierungsschritte zur Komplettierung der Sanierung geben kann. 

Die meisten und heftigsten Kontroversen waren und sind mit der Kostentragungsregel des 
§ 8 des Entwurfs verbunden. Die Richtlinie gibt eine Umschreibung der – zur Vermeidung 
einer Beihilfe – vorzuschreibenden Kosten vor, die über die geläufigen Kostenregeln des 
österreichischen Verwaltungsrechts deutlich hinausgehen. Man könnte von der aliquoten 
Anrechnung der administrativen Vollkosten sprechen. Die dafür erforderlichen Kalkulations-
regeln werden erst zu erstellen sein, jedenfalls wird man zB für die Tätigkeit der Amtssach-
verständigen nicht bloß die völlig unzureichenden Kommissionsgebühren vorschreiben dür-
fen. 

Die Richtlinie gibt in Art 8 Abs 2 auch die Vorschreibung einer Kaution vor; eine Bestim-
mung, die meines Erachtens völlig sinnwidrig ist, da sie nur Kapital bindet. Das geeignete 
Instrument zur Vermeidung einer missbräuchlichen Belastung des Steuerzahlers durch 
Flucht aus der Sanierungsverantwortung wäre, wie erwähnt, eher die Durchgriffshaftung. 
Der Richtlinientext ist aber leider eindeutig, sodass eine Kaution im Entwurf vorzusehen 
war. 

In die Regierungsvorlage wurden nun Ausnahmen aufgenommen, die zwar nach der Richt-
linie zulässig sind, jedoch – wie in den Erläuterungen zum Ministerialentwurf ausgeführt 
wurde – mit Recht und Praxis zu § 31 WRG völlig unvereinbar sind. Dies war bereits Ge-
genstand publizistischer Kontroversen und stand im Vordergrund der Auseinandersetzun-
gen zwischen den Bundesministerien. Wenn eine Gewässergefährdung entsteht, ist sie 
nach geltendem Recht zu sanieren, gleichgültig ob sie im Rahmen einer bewilligten Tätig-
keit entsteht oder nicht. Es geht um Gefahrenpolizei und nicht um Schadenersatz. Im 
Rahmen der Gefahrenpolizei kommt es auf "Rechtfertigungsgründe" oder gar auf fehlen-
des Verschulden eben nicht an. Nunmehr sieht § 8 Abs 4 der Regierungsvorlage jedoch 
vor, dass nicht der ursächliche Betreiber, sondern die Gesamtheit der Steuerzahler die Ko-
sten einer Sanierung zu tragen hat, wenn die Emissionen durch eine behördliche Bewilli-
gung gedeckt sind; die im Fachjargon sogenannte "permit defence", die Einrede erlaubten 
Verhaltens. Diese Ausnahme ist sinnwidrig und systemwidrig und mit österreichischem 
Verwaltungspolizeirecht nicht zu vereinbaren. 

Derselbe § 8 Abs 4 macht auch noch von einer zweiten Ausnahmemöglichkeit Gebrauch. 
Diese zweite Ziffer ist von geradezu sagenhafter Unbestimmtheit, denn irgendein Produkt, 
das bisher als unbedenklich erachtet wurde, und irgendwelche Prozesse und Technolo-
gien, die bisher als unproblematisch gesehen wurden, werden wohl in jedem Fall eines 
Umweltschadens (mit) zum Einsatz kommen. Es wird daher allein unter diesem Punkt in 
Zukunft jedwede Kostentragung von Betreibern strittig sein, und zwar auch in Fällen, in de-
nen die Kausalität des Betreiberverhaltens völlig unzweifelhaft ist. 

Und schließlich wurde in § 8 Abs 3 Z 1 der Regierungsvorlage auch die Verursachung 
durch "Dritte" als Ausnahmegrund aufgenommen. Wer ist der "Dritte"? Auch der Gehilfe? 
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Auch der Lieferant? Auch der Kunde? In den Erläuterungen zum Ministerialentwurf wurde 
im Detail nachgewiesen, dass nach geltendem Recht in solchen Fällen die Verantwortlich-
keit des Betreibers gegeben ist. 

Das Lebensministerium ist mit großer Ambition an die Aufgabe herangegangen, die Um-
setzung der EG-Umwelthaftungsrichtlinie zum Anlass für eine maßvolle Fortentwicklung 
des österreichischen Umweltpolizeirechts zu nehmen. Mit drei "kleinen" Korrekturen haben 
die Wirtschaftskammer und das Wirtschaftsministerium als ihr Sprachrohr den Entwurf 
praktisch in sein Gegenteil verkehrt. Realistischer Weise muss man hoffen, dass der An-
wendungsbereich eines Gesetzes, das inhaltlich der vorliegenden Regierungsvorlage ent-
spricht, möglichst klein bleibt. Aus verfassungsrechtlicher Sicht wäre jedenfalls geboten, 
dass das "normale" Umweltpolizeirecht unberührt bleibt. Denn jedenfalls inakzeptabel wäre 
es, wenn Kosten für Umweltschäden im Anwendungsbereich der Richtlinie vorhersehbar 
sozialisiert werden, während die Kosten für gleichartige Umweltschäden außerhalb dieses 
Anwendungsbereiches nicht normalen Regeln von den Verursachern getragen werden 
müssen.
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3. Die Umsetzung der Umwelthaftungs-
Richtlinie auf Landesebene 

Dr. Sieglinde Schleicher, MA22 Wiener Umweltschutzabteilung 

 

3.1 Einleitung 

Die Länder sind auf Grund der Kompetenzverteilung in der Bundesverfassung (B-VG) für 
die Umsetzung folgender Bereiche der Umwelthaftungs-Richtlinie zuständig: 

1. die Schäden an geschützten Tier- und Pflanzenarten und natürlichen Lebensräu-
men und 

2. bestimmte Schädigungen des Bodens und zwar eine Schädigung durch die sog. 
Landes IPPC-Anlagen (wie etwa Feuerungsanlagen über 50 MW, Molkereien über 
200t eingehender Milch pro Tag, Schlachthöfe über 50 t Schlachtkapazität pro 
Tag, Tierkörperverwertungsbetriebe mit einer  Verarbeitungskapazität von über 10 
t pro Tag) und eine Schädigung des Bodens durch die Verwendung, Lagerung 
oder Beförderung von Pflanzenschutzmitteln. 

Die Entscheidung, ob die Umsetzung der Umwelthaftungs-Richtlinie in einem eigenen Lan-
des-Umwelthaftungsgesetz oder in bestehenden Landesgesetzen erfolgen soll, wurde von 
der überwiegenden Zahl der Bundesländer dahingehend entschieden, eigene Landesum-
welthaftungsgesetze auszuarbeiten. 

Ich werde das Schwergewicht meines Vortrages auf die Umsetzung der biodiversitätsbe-
zogenen Bestimmungen der Umwelthaftungs-Richtlinie in Wien legen und auch kurz auf 
den Stand der Umsetzung in den übrigen Bundesländern eingehen. 

 

3.2 Bestehende Ansätze für eine Verantwortlichkeit für 
Biodiversitätsschäden 

Das Zivilrecht kennt derzeit nur eine Haftung für Schäden am Eigentum, nicht aber eine 
Haftung für ökologische Schäden. 

Im Verwaltungsrecht gibt es z.B. im Wiener Naturschutzgesetz eine Bestimmung, wonach 
derjenige der einen rechtswidrigen Eingriff in die Natur vorgenommen hat, zur Wiederher-
stellung des ursprünglichen Zustandes verpflichtet ist (vgl. § 37 des Wiener Naturschutz-
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gesetzes). Diese Bestimmung des Wiener Naturschutzgesetzes ist zum einen Teil weiter, 
zum anderen Teil enger als die Vorgaben der Umwelthaftungs-Richtlinie. 

Weiter deshalb, da die Verpflichtung zur Wiederherstellung: 

• nicht auf berufliche Tätigkeiten eingeschränkt ist und unabhängig von einem 
schuldhaften Verhalten des Verursachers gilt, 

• und der Eingriffsbegriff des Wiener Naturschutzgesetzes ein weiterer als der 
Schadensbegriff in der Umwelthaftungs-Richtlinie ist, da von der Wiederherstel-
lung Eingriffe in die Landschaftsgestalt, den Landschaftshaushalt oder die Erho-
lungswirkung der Landschaft mit umfasst sind (während Schutzgut bei der Um-
welthaftung „nur“ geschützte Tier- und Pflanzenarten und natürliche Lebensräume 
sind). 

Enger deshalb, weil: 

• bei der Wiederherstellung nur eine primäre Sanierung (d.h. dass die Natur in ihren 
Ausgangszustand zurückzuversetzen ist) und keine ergänzende Sanierung oder 
eine Ausgleichssanierung (das ist der Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste) vor-
gesehen ist und 

• Unfälle von der Wiederherstellung nicht erfasst werden. 

Im Wiener Naturschutzgesetz fehlen darüber hinaus Bestimmungen, die dem Verursacher 
eine aktive Gefahrenabwehr auftragen oder den Verursacher verpflichten, die Behörde mit 
Informationen zu versorgen. 

 

3.3 Einzelfragen der Umsetzung 

Im Einzelnen stellen sich bei der Umsetzung der Umwelthaftungs-Richtlinie auf Landes-
ebene folgende Fragen: 

1. nach dem sachlichen Anwendungsbereich der Umwelthaftungs-Richtlinie im Be-
reich der Biodiversitätsschäden, 

2. nach dem personellen Anwendungsbereich (Betreiber, berufliche Tätigkeit), 

3. nach dem Schadensbegriff der Umwelthaftungs-Richtlinie in Bezug auf die Erheb-
lichkeit des Schadens, 

4. nach den Anforderungen betreffend die Vermeidungstätigkeit bei einer Gefahr ei-
nes Umweltschadens, 

5. nach den Anforderungen betreffend die Sanierung eines Umweltschadens, 

6. nach der Einbeziehung der Öffentlichkeit und 

7. nach der Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden. 
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Ad. 1. Sachlicher Anwendungsbereich der Umwelthaftungs-Richtlinie im 
Bereich der Biodiversität 

Art. 3 der Umwelthaftungs-Richtlinie sieht Regelungen hinsichtlich der von der Richtlinie 
erfassten Schutzgüter vor (sachlicher Anwendungsbereich) und auch Regelungen hinsicht-
lich der beruflichen Tätigkeiten, bei deren Ausübung der jeweilige Betreiber den Pflichten 
der Richtlinie unterliegt (personaler Anwendungsbereich). 

Die Richtlinie knüpft beim Anwendungsbereich (in Art. 3 Abs. 1) an die Definition des Art. 2 
an, wonach ein Umweltschaden dann vorliegt, wenn es zu einer Schädigung geschützter 
Arten oder natürlicher Lebensräume, zu einer Schädigung des Gewässers oder einer 
Schädigung des Bodens gekommen ist. 

Der Begriff des „Biodiversitätsschadens“ selbst wird in der Umwelthaftungs-Richtlinie nicht 
verwendet, die Richtlinie spricht nur von einer Schädigung geschützter Arten und natürli-
cher Lebensräume. Ich werde den Begriff des Biodiversitätsschadens aber aus Gründen 
der sprachlichen Vereinfachung weiter verwenden, obwohl er inhaltlich der weitergehende 
Begriff ist (und auch Beeinträchtigungen der Variabilität unter lebenden Organismen um-
fassen würde). 

 

A. Schädigung geschützter Arten und natürlicher Lebensräume: 

Die Richtlinie unterscheidet (in Art. 2 Z 3) zwischen artenschutzbezogenen und lebens-
raumschutzbezogenen Regelungen. 

 

Artenschutz: 

Die Richtlinie erfasst in Art. 2 Z 3 lit. a folgende Arten: 

1. die in Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutz-Richtlinie geschützten Zugvogelarten, 

2. die in Anhang I der Vogelschutz-Richtlinie aufgelisteten wildlebenden Vogelarten, 

3. Tier- und Pflanzenarten des Anhanges II der FFH-Richtlinie und 

4. streng geschützte Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie. 

Die Frage, die sich bei dieser Bestimmung bereits entsponnen hat ist die, ob die Arten-
schutzbestimmungen nur in Natura 2000-Gebieten gelten und die Umwelthaftungs-
Richtlinie daher außerhalb von Natura 2000-Gebieten überhaupt nicht zur Anwendung 
kommen soll. 
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Meiner Meinung nach sprechen folgende Argumente gegen eine derartige Auslegung der 
Richtlinien Bestimmungen: 

 

Die Entstehungsgeschichte: 

Im Verlauf der Beratungen der Umwelthaftungs-Richtlinie wurde zunächst der Umwelt-
schaden mit der Schädigung der Biodiversität definiert und erst später auf die Schädigung 
geschützter Arten und natürlicher Lebensräume eingeschränkt. Der Rechtsausschuss des 
Europäischen Parlamentes hat in weiterer Folge eine Änderung des Richtlinien-
Vorschlages empfohlen, wonach die Sanierungsverpflichtung auf ausgewiesene Natura 
2000-Gebiete beschränkt sein sollte. Dieser Änderungsvorschlag wurde jedoch vom Euro-
päischen Parlament nicht übernommen. Die Entstehungsgeschichte der Umwelthaftungs-
Richtlinie spricht also eindeutig gegen die Annahme, dass die Haftung auf Natura 2000- 
Gebiete beschränkt sein sollte. 

 

Der Wortlaut der Bestimmung: 

Die artenschutzbezogenen Bestimmungen der Umwelthaftungs-Richtlinie enthalten vom 
Wortlaut der Richtlinie her keine räumliche Einschränkung auf Natura 2000-Gebiete. 

Man könnte dieser Auslegung entgegenhalten, dass die FFH-Richtlinie bei den Anhang II-
Arten einen Bezug zur Verwirklichung des Natura 2000-Netzwerkes herstellt. Der Anhang II 
der FFH-Richtlinie ist damit betitelt: „Tiere und Pflanzen von gemeinschaftlichem Interesse, 
für deren Erhaltung besondere Schutzgebiete ausgewiesen werden müssen“. Selbst wenn 
man aus dieser Überschrift schließen könnte, dass dadurch die Anhang II-Arten nur in Na-
tura 2000–Gebieten geschützt sind, so gilt dies schon nicht mehr für die Anhang IV-Arten 
der FFH-Richtlinie für die in  der FFH-Richtlinie ein schutzgebietsunabhängiger Schutz 
vorgesehen ist. 

Was immer auch die Motivation des Richtlinienvorschlages für die Umwelthaftungs-
Richtlinie war, so hat dies jedenfalls keinen Niederschlag im Wortlaut der Umwelthaftungs-
Richtlinie gefunden , d.h. es wurde keine Einschränkung auf Natura 2000-Gebiete in den 
Text der Umwelthaftungs-Richtlinie aufgenommen. 

Für diese Interpretation spricht auch die Definition des „Erhaltungszustandes“ (in Art. 2 Z 4 
lit. b) der Umwelthaftungs-Richtlinie. Der Erhaltungszustand ist für die Feststellung der Er-
heblichkeit des Umweltschadens von Bedeutung und wird in der Richtlinie in Bezug auf die 
Verbreitung der Population im gesamten Gebiet des Mitgliedstaates oder in Bezug auf das 
natürliche Verbreitungsgebiet der Art definiert und nicht auf Natura 2000-Gebiete einge-
schränkt. 

Zusammenfassend kann man daher festhalten, dass eine Wortinterpretation und die Ent-
stehungsgeschichte der Richtlinie eindeutig ergeben, dass die Artenschutzbestimmungen 
auch außerhalb von Natura 2000–Gebieten gelten. 
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Schutz der „natürlichen Lebensräume“: 

Die Umwelthaftungs-Richtlinie erfasst (in Art. 2 Z 3 lit. b) folgende natürliche Lebensräume: 

1. Lebensräume der in Art. 4 Abs. 2 Vogelschutz-Richtlinie erfassten Zugvogelarten 
(d.h. insbesondere die Vermehrungs-, Mauser- und Überwinterungsgebiete und 
Rastplätze in den Wanderungsgebieten), 

2. Lebensräume der gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie geschützten Arten, 

3. nach Anhang I der FFH–Richtlinie aufgelistete natürliche Lebensräume und 

4. Fortpflanzungs- und Ruhestätten streng geschützter Arten des Anhanges IV der 
FFH–Richtlinie. 

Es stellt sich auch hier bei den nach Anhang I der FFH–Richtlinie aufgelisteten natürlichen 
Lebensräumen die grundsätzliche Frage, ob die Lebensräume als solche von der Um-
welthaftungs-Richtlinie geschützt sind, oder nur dann, wenn sie innerhalb von Natura- 
2000–Gebieten gelegen sind. Die Lebensräume geschützter Arten folgen dem Ergebnis für 
den Artenschutz, wonach diese Lebensräume auch außerhalb von Natura 2000–Gebieten 
geschützt sind. 

Unter die natürlichen Lebensräume des Anhanges I der FFH-Richtlinie fallen etwa fol-
gende Lebensraumtypen (Biotoptypen): 

Gewässer: Naturnahe und unverbaute Fließgewässerabschnitte (Bäche und Flüsse) 
samt Uferbereichen; Auengewässer samt Uferbereichen; Tümpel samt Uferberei-
chen; Teiche und deren Uferbereiche (ausgenommen Garten-, Schwimm- und 
Fischzuchtteiche) und Quellstandorte. 

Felsstandorte: Felsbildungen und natürliche, offene Geröllhalden und Lesesteinhau-
fen. 

Sümpfe, Wiesen, Trocken- und Magerrasen, Saumgesellschaften: Sümpfe, 
Feuchtwiesen und wechselfeuchte Wiesen; Trocken-, Halbtrocken- und boden-
saure Magerrasen; Extensive Fettwiesen; Wärmeliebende Saumgesellschaften.  

Wälder: naturnahe Wälder und deren Waldränder. 

Zunächst scheint vom Wortlaut der Richtlinie her ebenfalls keine Einschränkung auf Natura 
2000–Gebiete vorgesehen zu sein. Bei der Interpretation des Wortlautes in Art. 2 Z 3 der 
Umwelthaftungs-Richtlinie („geschützte Arten und natürliche Lebensräume) bleibt aber of-
fen, ob sich das Wort „geschützt“ nur auf die Arten oder auch auf natürliche Lebensräume 
bezieht. Wenn man sich andere Sprachfassungen der Umwelthaftungs-Richtlinie anschaut, 
insbesondere die romanischen Fassungen und die schwedische Fassung zeigen, dass 
sich das Wort „ geschützt“ auch auf die natürlichen Lebensräume bezieht. Nach diesem 
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Verständnis würden natürliche Lebensräume nur dann von der Umwelthaftungs-Richtlinie 
erfasst sein, wenn sie im Rahmen einer Schutzgebietserklärung tatsächlich geschützt sind. 

Eine systematische und teleologische Interpretation dieser Bestimmung der Umwelthaf-
tungs-Richtlinie führt zu folgendem Ergebnis: Die Entstehungsgeschichte der Umwelthaf-
tungs-Richtlinie zeigt, dass die Richtlinie im Bereich der sog. Biodiversitätsschäden als 
flankierendes Instrument der FFH-Richtlinie und der Vogelschutz-Richtlinie gedacht war. 
Der FFH-Richtlinie liegt bei den Lebensraumtypen ein schutzgebietsbezogener Ansatz zu 
Grunde. Dabei sollen ausgewählte Lebensraumtypen im Rahmen des ökologischen Netz-
werkes Natura 2000 geschützt werden. 

Auch aus Gründen der Rechtssicherheit erscheint diese Lösung auch die sinnvollste, da 
die Erkennbarkeit von natürlichen Lebensräumen in Schutzgebieten besser gegeben ist, 
weil für Betreiber einsichtig ist, dass besondere Vorsicht geboten ist, bei Tätigkeiten, die 
Auswirkungen auf Schutzgebiete haben können. Eine Haftungsausweitung auf Lebens-
raumtypen, die keinen Schutzstatus nach Wiener Naturschutzgesetz haben, würde zu ei-
ner zu großen Rechtsunsicherheit führen und wird von der Umwelthaftungs-Richtlinie auch 
nicht gefordert. 

Im Ergebnis kann man daher festhalten, dass der Schutz der natürlichen Lebensräume des 
Anhanges I der FFH-Richtlinie auf Natura 2000–Gebiete eingeschränkt ist. 

 

Optionale nationale Schutzerweiterung: 

Die Umwelthaftungs-Richtlinie gibt in Art. 2 Z 3 lit. c dem Mitgliedstaat die Möglichkeit den 
Anwendungsbereich der Richtlinie auf nationale geschützte Arten und Gebiete auszudeh-
nen. 

Die Mitgliedstaaten haben demnach die Möglichkeit Schutzgebiete nach nationalem Recht 
zu berücksichtigen. Ein wichtiger Gedanke ist dabei, dass die nationale Schutzgebietsaus-
weisung für jedermann besonders gut erkennbar ist. Sinnvoll wäre es daher nationale 
Schutzgebiete in den Anwendungsbereich des Umwelthaftungsrechtes mit einzubeziehen, 
sofern sie Lebensräume des Anhanges I der FFH-Richtlinie enthalten. 

Inhaltlicher Bezugspunkt und damit Maßstab bei der Erheblichkeitsprüfung ist dabei der 
jeweilige Lebensraumtyp. Aus der Perspektive der Betreiber liegt darin eine Warnfunktion 
dahingehend, dass die Tätigkeiten, die mit Einwirkungen auf Schutzgebiete verbunden sein 
können, mit besonderer Vorsicht auszuführen sind. 

 

Geplante Umsetzung in Wien: 

Entsprechend den dargestellten Interpretationsergebnissen der Bestimmungen der Um-
welthaftungs-Richtlinie wurden in Wien hinsichtlich der Bestimmungen, welche Arten und 
Lebensräume unter das Wiener Umwelthaftungsgesetz fallen, folgende Lösung gewählt: 
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„Geschützte Arten“ und „natürliche Lebensräume“ sind: 

jene Arten und deren Lebensräume, die auf Grund des Wiener Naturschutzgesetzes, 
LGBl. für Wien Nr. 45/1998 i.d.g.F. und der Wiener Naturschutzverordnung, LGBl. 
für Wien Nr. 5/2000 i.d.g.F. streng geschützt oder geschützt sind,  

folgende Zugvogelarten  und deren Lebensräume: Stockente (Anas platyrhynchos), 
Graugans (Anser anser), Saatgans (Anser fabalis); Tafelente (Aythya ferina), Rei-
herente (Aythya fuligula), Schellente (Bucephala clangula), Bläßhuhn (Fulica 
atra), Türkentaube (Streptopelia decaocto), Turteltaube (Streptopelia turtur), Rin-
geltaube (Columba palumbus), 

jene natürlichen Lebensräume (Biotoptypen), die in der Anlage zur Wiener Natur-
schutzverordnung, im 3. Abschnitt aufgelistet sind und in einem Schutzgebiet oder 
Schutzobjekt nach dem Wiener Naturschutzgesetz oder dem Wiener National-
parkgesetz liegen.“ 

 

In Wien liegt ein Großteil der natürlichen Lebensräume in den nach dem Wiener Natur-
schutzgesetz oder dem Wiener Nationalparkgesetz ausgewiesenen Schutzgebieten oder 
Schutzobjekten (wie etwa in geschützten Biotopen, Naturschutzgebieten, Landschafts-
schutzgebieten, geschützten Landschaftsteilen, geschützten Landschaftsteilen, Natur-
denkmälern, ökologischen Entwicklungsflächen). Diese Schutzgebiete umfassen auch die 
Natura 2000–Gebiete (Europaschutzgebiete). 

 

Ausnahme bezüglich der Auswirkungen genehmigter Tätigkeiten: 

In Art. 2 Z 1 lit. a Unterabsatz 2 der Umwelthaftungs-Richtlinie sind "zuvor ermittelte" Be-
lastungen aus dem Begriff des Umweltschadens ausgenommen, wenn sie im Zuge von 
Tätigkeiten entstehen, die davor im Sinne des Art. 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie genehmigt 
wurden. Wenn eine Tätigkeit, die nachteilige Auswirkungen auf natürliche Lebensräume 
oder Habitate von Arten hat, im Zuge einer FFH-Verträglichkeitsprüfung genehmigt wurde, 
fällt der Betreiber nicht unter das Umwelthaftungsregime. 

Für Tätigkeiten, bei denen keine spezifische naturschutzrechtliche Prüfung erfolgt ist, d.h., 
wo eine Baugenehmigung oder eine Genehmigung nach dem Wasserrechtsgesetz erteilt 
wurde, gilt die Ausnahme nicht. 

Geplante Umsetzung in Wien: 

In Wien wurden - wie bereits erwähnt - sämtliche geschützten Arten auf Grund der Wiener 
Naturschutzverordnung und Schutzgebiete nach dem Wiener Naturschutzgesetz und dem 
Wiener Nationalparkgesetz in das Umwelthaftungsregime miteinbezogen. Es ist daher ge-
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plant, Tätigkeiten für die eine Bewilligung nach den Bestimmungen des Wiener Natur-
schutzgesetzes oder des Wiener Nationalparkgesetzes erteilt wurde, aus dem Begriff des 
Umweltschadens auszunehmen. Dies gilt aber nur dann, wenn der Schaden durch die im 
Rahmen der im Bewilligungsverfahren ermittelten nachteiligen Auswirkungen verursacht 
wurde. Wird der Schaden durch nachteilige Auswirkungen einer Tätigkeit verursacht, die im 
Rahmen des Bewilligungsverfahrens nicht ermittelt wurde, liegt ein Umweltschaden vor 
und der Betreiber hat im Sinne des Gesetzes Vermeidungs- oder Sanierungsmaßnahmen 
zu treffen. 

 

Ad. 2. Personaler Anwendungsbereich 

Der Anwendungsbereich der Umwelthaftungs-Richtlinie erstreckt sich auf eine berufliche 
Tätigkeit nach Anhang III der Richtlinie, wobei die Haftung bei den in Anhang III aufgeliste-
ten Tätigkeiten verschuldensunabhängig ist. 

Bei den Biodiversitätsschäden werden von der Richtlinie auch Personen (Betreiber) er-
fasst, die berufliche Tätigkeiten außerhalb der in Anhang III aufgelisteten Tätigkeiten aus-
üben, aber nur dann, wenn sie schuldhaft (d.h. vorsätzlich oder fahrlässig) handeln. In der 
Einschränkung auf ein schuldhaftes Verhalten nimmt die Richtlinie eine Einschränkung vor, 
die im geltenden Naturschutzrecht in Wien nicht vorgesehen ist. Im Wiener Naturschutzge-
setz ist bei einem verbotenen oder nicht bewilligten Eingriff eine Verpflichtung zur Wieder-
herstellung (vgl. § 37) des früheren Zustandes vorgesehen. Die Verpflichtung trifft jeder-
mann, unabhängig von einem Verschulden. 

Es stellt sich daher die Frage nach dem Verhältnis der Bestimmungen der Umwelthaf-
tungs-Richtlinie und der Verpflichtung zur Wiederherstellung des früheren Zustandes im 
Wiener Naturschutzgesetz zueinander. 

Geplante Umsetzung in Wien: 

Wir haben uns in Wien dazu entschieden im Wiener Umwelthaftungsgesetz das Verschul-
denskriterium der Umwelthaftungs-Richtlinie zu übernehmen und daneben die Bestimmung 
nach dem Wiener Naturschutzgesetz bestehen zu lassen, d.h. dass die erweiterten Sanie-
rungsanforderungen der Umwelthaftungs-Richtlinie bei Tätigkeiten außerhalb des Anhan-
ges III nur bei Verschulden des Betreibers zur Anwendung kommen. Daneben gelten die 
Bestimmungen zur Wiederherstellung im Wiener Naturschutzgesetz für jene Fälle, in wel-
chen kein Verschulden vorliegt. Die Bestimmung zur Wiederherstellung ist somit ein sinn-
voller Auffangtatbestand für jene Fälle, die nicht unter das Umwelthaftungsregime fallen. 

 

Ad. 3. Die Erheblichkeit des Schadens 

Nach Art. 2 Z 1 lit. a der Umwelthaftungs-Richtlinie liegt ein Umweltschaden erst dann vor, 
wenn eine "erhebliche" nachteilige Auswirkung in Bezug auf die Erreichung oder Beibehal-
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tung des günstigen Erhaltungszustandes der Art oder des Lebensraumes vorliegt. Das Er-
heblichkeitsmerkmal schränkt also beim Biodiversitätsschaden den Anwendungsbereich 
der Richtlinie ein. Die Umwelthaftungs-Richtlinie knüpft bei ihrer Definition der "Erheblich-
keit" an die FFH-Richtlinie an (Art. 6 FFH-Richtlinie und Art. 4 der Vogelschutz-Richtlinie) 
und enthält in Anhang I weitere Kriterien für die Feststellung der Erheblichkeit. 

Zur Auslegung des Begriffes der Erheblichkeit wird man aber jedenfalls auf die Rechtspre-
chung und die Literatur zu Art. 6 der FFH-Richtlinie zurückgreifen können. 

Aus Art. 6 der FFH-Richtlinie ergibt sich, dass die Erheblichkeit im Hinblick auf die für das 
Gebiet festgelegten Erhaltungsziele zu prüfen ist. In der sog. "Herzmuschel-Entscheidung" 
hat der Europäische Gerichtshof ausgesprochen, dass jede Beeinträchtigung dieser Ziele 
als erheblich zu beurteilen ist. 

 

Die Erheblichkeitsmerkmale des Anhanges I der Umwelthaftungs-Richtlinie 

Anhang I enthält im Wesentlichen 3 Kriterien für die Feststellung der Erheblichkeit einer 
Schädigung: 

• den zum Zeitpunkt der Schädigung gegebenen Erhaltungszustand, 

• die mit dem Vorkommen von Arten und Lebensräumen verbundenen Funktionen 
und 

• die natürliche Regenerationsfähigkeit. 

 

Bei den beiden ersten Kriterien ist eine vergleichende Bewertung des Ausgangs- und 
Istzustandes erforderlich. Mit der Regenerationsfähigkeit ist die Selbstheilungsfähigkeit der 
betroffenen Schutzgüter gemeint. 

Anhang I Abs. 1 Satz  2 der Umwelthaftungs-Richtlinie listet weitere Daten auf, die zur 
Feststellung der Erheblichkeit einer Schädigung herangezogen werden sollen, wie z.B. die 
Anzahl der Exemplare, ihre Bestandsdichte, die Rolle der einzelnen Exemplare in Bezug 
auf die Erhaltung der Art etc. 

Außerdem gibt es in Anhang I der Umwelthaftungs-Richtlinie eine Auflistung der Schäden, 
die nicht als erheblich eingestuft  werden müssen, wie etwa 

• eine nachteilige Abweichung, die auf natürliche Ursachen zurück zu führen ist, 
oder  

• eine Schädigung von Arten, die sich in kurzer Zeit so weit regenerieren werden, 
dass der Ausgangszustand wieder erreicht wird. 
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Die Umwelthaftungs-Richtlinie versucht damit eine positiv und negativ Abgrenzung der Er-
heblichkeit vorzunehmen.  

 

Funktionaler Aspekt: 

Der funktionale Aspekt ist in Anhang I der Umwelthaftungs-Richtlinie zwar genannt („Funk-
tionen, die von den Annehmlichkeiten, die diese Arten und Lebensräume bieten, erfüllt 
werden“), hat aber eine eher nur ergänzende Bedeutung bei der Feststellung de  Erheb-
lichkeit des Schadens. Die Zielsetzung der Umwelthaftungs-Richtlinie ist primär auf die 
dauerhafte Sicherung bestimmter Arten und Lebensräume gerichtet. Zwar erfüllen be-
stimmte Arten und Lebensräume auch bestimmte Funktionen vor Ort, z.B. trägt ein Bu-
chenwald zur Grundwasserbildung oder zur Naherholung bei, oder es gibt funktionelle Be-
ziehungen zwischen den jeweiligen Arten und den sonstigen Bestandteilen der natürlichen 
Lebensräume (z.B. ist ein günstiger Erhaltungszustand für den Fischotter nicht denkbar, 
wenn bestimmte Fischarten fehlen). 

 

Erhaltungszustand: 

Der Erhaltungszustand ist daher die zentrale Kategorie zur Feststellung der Erheblichkeit 
des Umweltschadens. Gemäß Art. 2 Abs. 2 der FFH-Richtlinie zielt die Richtlinie darauf ab, 
einen günstigen Erhaltungszustand der natürlichen Lebensräume und wildlebenden Tiere- 
und Pflanzen zu bewahren oder wiederherzustellen. 

Art. 2 Z 4 der Umwelthaftungs-Richtlinie und Art. 1 lit. e und i der FFH-Richtlinie definieren 
den Erhaltungszustand.  

Der Erhaltungszustand eines natürlichen Lebensraumes wird dann als günstig betrachtet, 
wenn: 

• sein natürliches Verbreitungsgebiet beständig ist oder sich ausdehnt, 

• die für seinen Fortbestand notwendigen Strukturen und Funktionen bestehen und 
auch in Zukunft weiterbestehen werden und 

• der Erhaltungszustand der für ihn charakteristischen Arten günstig ist. 

 

Der Erhaltungszustand einer Art ist dann günstig, wenn: 

• auf Grund der Populationsdynamik anzunehmen ist, dass diese Art ein lebensfä-
higes Element des natürlichen Lebensraumes bleibt, 

• das natürliche Verbreitungsgebiet der Art nicht abnimmt, 

• ein genügend großer Lebensraum vorhanden ist, um langfristig das Überleben der 
Art zu sichern. 
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Letztendlich dienen auch die Erhaltungsziele in den Natura 2000–Gebieten der Erhaltung 
oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes gewisser Arten und Lebens-
räume. Die konkreten Erhaltungsziele sind daher ebenfalls Maßstab für die Feststellung 
der Erheblichkeit eines Umweltschadens. 

 

Nicht erhebliche Beeinträchtigungen: 

Die Umwelthaftungs-Richtlinie nimmt auf der anderen Seite eine Negativabgrenzung der 
Erheblichkeit eines Umweltschadens vor. Nicht als erhebliche Beeinträchtigungen gelten: 

1. nachteilige Auswirkungen durch natürliche Fluktuation; dabei ist nicht ganz klar, 
wie die natürliche Fluktuation zu bestimmen ist. Insbesondere ist unklar, was als 
natürliche Fluktuation bei natürlichen Lebensräumen anzusehen ist. Eine weitere 
Konkretisierung wäre auch bei den Arten erforderlich, da bei Arten mit einer natür-
licherweise hohen Populationsschwankung eine folgenlose Schädigung durch ei-
nen Umweltschaden möglich wäre, 

2. nachteilige Abweichungen durch natürliche Ursachen oder nachteilige Ab-
weichungen im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung der betroffenen Ge-
biete, die als normal anzusehen ist. Durch die Bezugnahme auf die Erhaltungszie-
le des Gebietes erscheint abgesichert, dass eine Bewirtschaftung erfolgt, die ge-
bietsverträglich ist  

3. eine Bewirtschaftung, die der früheren Bewirtschaftungsweise der jeweiligen 
Eigentümer oder Betreiber entspricht. Diese Einschränkung der Umwelthaf-
tungs-Richtlinie erscheint dagegen sehr weitgehend, da vom Wortlaut her auch 
eine lange zurückliegende Bewirtschaftungsform erfasst würde, die heute mögli-
cherweise nicht mehr mit den Erhaltungszielen vereinbar ist. Gemeint war damit 
eher, wenn die Nutzung einer Fläche auf Grund der Teilnahme an ÖPUL etwa 
ausgesetzt wird und nach dem Auslaufen des Programms die Nutzung wieder 
aufgenommen wird. 

 

Geplante Umsetzung in Wien: 

Die Umwelthaftungs-Richtlinie sieht in Übereinstimmung mit der FFH-Richtlinie eine Reihe 
von Kriterien für die Feststellung der Erheblichkeit eines Umweltschadens vor. Da diese 
Kriterien bereits in Umsetzung der FFH-Richtlinie ins Wiener Naturschutzrecht übernom-
men wurden und es auch bereits Erfahrung mit dem Umgang dieser Begrifflichkeiten gibt, 
ist geplant, die Vorgaben der Umwelthaftungs-Richtlinie (samt Anhang I) auch in das Wie-
ner Umwelthaftungsgesetz zu übernehmen. 
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Die Unklarheiten im Bereich der Vorgaben der Umwelthaftungs-Richtlinie im Bereich der 
nicht erheblichen Beeinträchtigungen könnten durch Klarstellungen in den Erläuternden 
Bemerkungen beseitigt werden. 

 

Ad. 4. Die Vermeidungstätigkeit 

Die Vorgaben der Umwelthaftungs-Richtlinie werden in Wien so umgesetzt, dass Vermei-
dungsmaßnahmen dann zu ergreifen sind, wenn eine unmittelbare Gefahr eines Umwelt-
schadens droht. 

Zur Abgrenzung dieser Bestimmung von den Bestimmungen des Wr. Naturschutzgesetzes 
(§ 37, Verpflichtung zur Wiederherstellung) ist festzuhalten, dass die Bestimmung des § 37 
des Wr. Naturschutzgesetzes (Wiederherstellungsverpflichtung) dann zur Anwendung 
kommt, wenn ein Eingriff in die Natur ohne Bewilligung der Naturschutzbehörde vorge-
nommen wurde. Nach der Definition des Eingriffes in § 3 des Wr. Naturschutzgesetzes, 
liegt ein Eingriff aber schon dann vor, wenn eine abstrakte Gefährdung eines Schutzgu-
tes des Wr. Naturschutzgesetzes möglich ist. 

Im Gegensatz dazu ist im Wiener Umwelthaftungsgesetz vorgesehen, dass eine konkrete 
Gefahr eines Umweltschadens unmittelbar drohen muss. Im Falle einer unmittelbar dro-
henden konkreten Gefahr eines Umweltschadens gehen die Bestimmungen des Umwelt-
haftungsgesetzes als lex specialis den Bestimmungen des Wr. Naturschutzgesetzes vor. In 
Fällen, in denen sofort einzuschreiten ist, aber nicht alle Voraussetzungen nach dem Wie-
ner Umwelthaftungsgesetz sofort geklärt werden können, ist zunächst nach den Bestim-
mungen des Wr. Naturschutzgesetzes vorzugehen. Sobald das Vorliegen der Vorausset-
zungen des Umwelthaftungsgesetzes geklärt ist, ist das Verfahren nach dem Wr. Natur-
schutzgesetz oder dem Wr. Nationalparkgesetz einzustellen. 

Weiters ist geplant, dass eine Verständigung der Behörde immer dann vorzunehmen ist, 
wenn die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens trotz der Vermeidungsmaßnahmen 
nicht abgewendet werden kann. Der Betreiber hat die Behörde über alle Aspekte der Ge-
fahr, über die ergriffenen Vermeidungsmaßnahmen und über die weitere geplante Vor-
gangsweise zu informieren. 

Die Behörde hat darüber hinaus bei Vorliegen eines entsprechenden Verdachtes die Mög-
lichkeit zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Notwendigkeit von Vermeidungsmaß-
nahmen nach dem Umwelthaftungsgesetz vorliegen. Zu diesem Zweck hat sie auch ent-
sprechende Betretungsrechte. Da zu diesem Zeitpunkt nicht klar ist, ob überhaupt ein An-
wendungsfall des Umwelthaftungsgesetzes vorliegt, müssen die Kontroll- und Untersu-
chungsbefugnisse nach anderen Verwaltungsvorschriften (insbesondere des Wr. Natur-
schutzgesetzes) aufrecht bleiben. 

Wenn die erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen nicht getroffen werden, hat die Behörde 
auch die Möglichkeit zwei Instrumente zur Vermeidung eines Umweltschadens, nämlich 
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einerseits einen bescheidmäßigen Auftrag oder bei Gefahr in Verzug, die unmittelbare An-
ordnung der entsprechenden Maßnahmen durch die Ausübung einer unmittelbaren verwal-
tungsbehördlichen Befehls- und Zwangsgewalt (faktische Amtshandlung). 

 

Ad. 5. Die Sanierungstätigkeit 

Die Vorgaben der Umwelthaftungs-Richtlinie: 

Wenn ein Umweltschaden im Bereich der Biodiversität eingetreten ist, hat der Betreiber die 
zuständige Behörde zu informieren, die Schadstoffe einzudämmen und die erforderlichen 
Sanierungsmaßnahmen zu ergreifen. Die Sanierungsmaßnahmen sind gemäß Anhang II 
der Umwelthaftungs-Richtlinie festzulegen und der Behörde zur Zustimmung vorzulegen. 
Die Umwelthaftungs-Richtlinie unterscheidet die „primäre Sanierung“, die "ergänzende Sa-
nierung“ und die „Ausgleichssanierung“. 

Vorrangig ist dabei die primäre Sanierung. Dabei sollen die geschädigten Ressourcen oder 
ihre Funktionen in den Ausgangszustand zurückversetzt werden. 

Bei der „ergänzenden Sanierung“ wird der Umstand ausgeglichen, dass die primäre Sanie-
rung nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung der geschädigten Ressourcen geführt 
hat. 

Bei der „Ausgleichssanierung“ sollen zwischenzeitliche Verluste natürlicher Ressourcen 
oder ihrer Funktionen ausgeglichen werden, die vom Zeitpunkt des Schadenseintrittes bis 
zum Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre Wirkung vollständig entfaltet. 

Im Hinblick auf die Auswahl der Sanierungsoptionen gibt es ebenfalls Vorgaben in Anhang 
II der Umwelthaftungs-Richtlinie. 

Die primäre Sanierung und die ergänzende Sanierung sind auf die Erreichung definierter 
Zustände (des „ursprünglichen Zustandes“, des „gleichgelagerten Zustandes“ oder des 
„gleichwertigen Zustandes“) gerichtet. Bei der Ausgleichssanierung dagegen ist das Aus-
maß der Beeinträchtigung im Zeitablauf zwischen Schadenseintritt und erfolgreich abge-
schlossener Sanierung Bedeutung. 

 

Geplante Umsetzung in Wien: 

Die biodiversitätsbezogenen Vorgaben der Umwelthaftungs-Richtlinie in Bezug auf die Sa-
nierung werden ins Wiener Umwelthaftungsgesetz samt den Vorgaben des Anhanges II 
der Richtlinie betreffend die Arten der Sanierung übernommen. 

Es ist demnach vorgesehen, dass der Betreiber oder die Betreiberin die zuständige Behör-
de vom Umfang des eingetretenen Schadens, über die unverzüglich zu ergreifenden Ein-
dämmungsmaßnahmen und über die geplanten Sanierungsmaßnahmen zu informieren 
hat. Gleichzeitig hat der Betreiber oder die Betreiberin unverzüglich Vorkehrungen zu tref-
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fen, um Schadstoffe einzudämmen und weitere Schäden zu verhindern und die erforderli-
chen Sanierungsmaßnahmen zu ergreifen. 

Die Behörde kann bei Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte, dass ein Umweltschaden 
eingetreten ist, vom Betreiber oder der Betreiberin alle erforderlichen Auskünfte verlangen 
und hat auch das Recht die Liegenschaft oder Anlagen zu betreten. Da nicht immer klar ist, 
ob ein Umweltschaden im Sinne dieses Gesetzes vorliegt, oder der Schaden nach anderen 
verwaltungsrechtlichen Bestimmungen zu behandeln ist, bleiben Aufsichts-, Kontroll- und 
Untersuchungsbefugnissen nach anderen Verwaltungsvorschriften weiterhin in Geltung.  

Weiters ist vorgesehen, wenn die notwendigen Vorkehrungen oder Sanierungsmaßnah-
men nicht oder nicht rechtzeitig getroffen werden, dass die Behörde bei Vorliegen der Ge-
fahr eines Umweltschadens die entsprechenden Maßnahmen mit Bescheid aufzutragen 
oder bei Gefahr in Verzug durch faktische Amtshandlung -gegen Ersatz der Kosten durch 
den Betreiber oder die Betreiberin- unmittelbar anzuordnen hat. § 37 Wr. Naturschutzge-
setz betreffend die Wiederherstellung kommt in diesen Fällen nicht zur Anwendung. 

Der Sanierungsplan ist der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und von der Behörde zu 
überprüfen. Die Behörde kann unabhängig davon Maßnahmen anordnen oder selbst 
durchführen lassen. Im Rahmen der Prüfung des Sanierungsplanes kann die Behörde Prio-
ritäten setzen oder den Sanierungsplan ergänzen. 

Die Behörde hat einerseits die vom Betreiber oder der Betreiberin angezeigten Sanie-
rungsmaßnahmen im Internet oder in anderer geeigneter Form zu veröffentlichen. Ande-
rerseits sind der Behörde bekannte Beteiligte (Betroffene) soweit möglich über die geplan-
ten Sanierungsmaßnahmen persönlich zu informieren. Unter den Begriff der "Betroffenen" 
werden der Behörde bekannte Nachbarn oder die Beschwerdeführer zu subsumieren sein. 
Die Behörde hat eingelangte Stellungnahmen bei den weiteren Entscheidungen mit zu be-
rücksichtigen. 

 

Ad. 6. Die Rolle der NGOs sowie der Öffentlichkeit: 

In Art. 12 der Umwelthaftungs-Richtlinie ist als besonderes Rechtsbehelfsverfahren eine 
"Aufforderung zum Tätigwerden" der Behörde vorgesehen. Den Mitgliedstaaten ist dabei 
ein gewisser Gestaltungsspielraum hinsichtlich der Berechtigten eingeräumt. In der Um-
welthaftungs-Richtlinie ist eine Beschwerdelegitimation ausdrücklich für Nichtregierungsor-
ganisationen vorgesehen. Die Umweltbeschwerde umfasst die Befugnis der zuständigen 
Behörde "Bemerkungen zu unterbreiten" und sie zu einem richtlinienkonformen Verhalten 
aufzufordern. Die Behörde hat die betreffenden Personen von der beabsichtigten Vor-
gangsweise zu unterrichten. Den Betroffenen steht dagegen gemäß Art. 13 der Umwelthaf-
tungs-Richtlinie die Anrufung eines Tribunals offen. 

 

Geplante Umsetzung in Wien: 
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Zur Umsetzung dieser Vorgaben der Umwelthaftungs-Richtlinie wurde die Möglichkeit zur 
Erhebung einer Umweltbeschwerde vorgesehen. 

Das Recht zur Umweltbeschwerde wurde in Wien für: 

• natürliche oder juristische Personen,  

• Umweltorganisationen, die gemäß § 19 Abs. 7 des Umweltverträglichkeitsprü-
fungsgesetzes 2000 anerkannt sind und 

• die Wiener Umweltanwaltschaft vorgesehen. 

 

Als Rechte, die zur Erhebung einer Umweltbeschwerde berechtigen, wurde vorgesehen: 

• bei Biodiversitätsschäden muss ein begründeter Verdacht für das Vorliegen eines 
Schadens an geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen vorliegen. Ein 
solcher wird etwa dann vorliegen, wenn durch Fotos eine Schädigung geschützter 
Arten oder natürlicher Lebensräume dokumentiert werden kann, 

• bei einer Schädigung des Bodens muss eine Bedrohung des Lebens oder der Ge-
sundheit von Menschen behauptet werden, 

• bei einer Schädigung des Bodens steht ein Recht zur Umweltbeschwerde auch 
dann zu, wenn das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte durch den Umwelt-
schaden gefährdet sind. 

 

Weiters wurde vorgesehen, dass die Beschwerdeführer das Vorliegen der Voraussetzun-
gen "glaubhaft" zu machen haben. Dazu haben die Beschwerdeführer die ihnen vorliegen-
den Informationen und allfälligen Daten des Umweltschadens der Behörde vorzulegen. 

Bei Vorliegen einer Umweltbeschwerde hat die Behörde dem Betreiber oder der Betreibe-
rin Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben und dem Beschwerdeführer die gebotene 
Vorgangsweise schriftlich mitzuteilen. 

Bei der Umweltbeschwerde sind jedoch zwei Rechtsverhältnisse zu unterscheiden: einer-
seits das verwaltungspolizeiliche Rechtsverhältnis  der Behörde gegenüber dem Betreiber 
und das Aufforderungsverhältnis zwischen dem Beschwerdeführer und der Behörde. Die 
Beschwerdeführer werden durch ihre Umweltbeschwerde nicht zu Parteien des verwal-
tungspolizeilichen Verfahrens. Die Behörde hat den Beschwerdeführer vielmehr darüber zu 
unterrichten, ob die vom Betreiber oder der Betreiberin vorgeschlagenen Sanierungsmaß-
nahmen den Bedenken des Beschwerdeführers Rechnung tragen, ob von der Behörde 
weitergehende oder andere Anordnungen an den Betreiber oder die Betreiberin erteilt wer-
den mussten. Man kann daher bei der Umweltbeschwerde auch von einem qualifizierten 
Auskunftsverfahren sprechen. Die Auskunft wird in der Regel schriftlich erfolgen, es wird 
gegenüber dem Beschwerdeführer kein Bescheid erlassen werden. 
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Gegen die Mitteilung der Behörde an den Beschwerdeführer oder gegen das Unterlassen 
einer Mitteilung kann der Beschwerdeführer Beschwerde an den UVS erheben. 

 

Ad. 7. Die Behördenzuständigkeit: 

Vorgaben der Umwelthaftungs-Richtlinie: 

Die Mitgliedstaaten haben die zuständigen Behörden zu benennen. 

Die zuständige Behörde hat: 

1. den Verursacher des Schadens festzustellen, 

2. die Erheblichkeit des Schadens zu ermitteln, 

3. zu bestimmen, welche Sanierungsmaßnahmen zu treffen sind. 

 

Dazu kann sie vom Betreiber eine eigene Bewertung und die Bereitstellung aller erforderli-
chen Daten und Informationen verlangen. Die Entscheidung der Behörde ist dem Betreiber 
mitzuteilen, sie ist zu begründen und der Betreiber ist über die Rechtsmittel zu belehren. 

 

Geplante Umsetzung in Wien: 

In Wien wurde der Magistrat der Stadt Wien zur Vollziehung des Wiener Umwelthaftungs-
gesetzes vorgesehen. Im Umwelthaftungsgesetz des Bundes wurde ebenfalls die Bezirks-
verwaltungsbehörde als zuständige Behörde vorgesehen. Damit ist eine einheitliche Be-
hördenzuständigkeit und eine einheitliche Sanierung in einem Schadensfall gewährleistet, 
in dem es zu einer Schädigung des Gewässers, des Bodens und der Biodiversität gekom-
men ist. 

 

3.4 Stand der Umsetzung der Umwelthaftungs-Richtlinie in 
den übrigen Bundesländern 

In den übrigen Bundesländern wird die Umwelthaftungs-Richtlinie mit Ausnahme von Nie-
derösterreich und Kärnten voraussichtlich in eigenen Landes-Umwelthaftungsgesetzen 
umgesetzt. In Kärnten ist eine Umsetzung in den jeweiligen Materiengesetzen (wie im 
Kärntner Naturschutzgesetz 2002, im Kärntner IPPC–Anlagengesetz und im Kärntner 
Chemikaliengesetz) geplant. In Niederösterreich gibt es derzeit noch keine endgültige Ent-
scheidung über die Form der Umsetzung. 
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Zum derzeitigen Zeitpunkt liegen in allen Bundesländern Gesetzentwürfe vor, in Wien und 
in Kärnten liegen bereits Entwürfe vor, für die nach Vorliegen der erforderlichen Zustim-
mungen, das Begutachtungsverfahren eingeleitet werden kann. 
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Die Umsetzung der 
Umwelthaftungsrichtlinie auf 

Landesebene

Dr. Sieglinde Schleicher

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Gegenstand der Umwelthaftung auf 
Landesebene

Länder sind zuständig für:
Schädigungen an geschützten Arten und 
natürlichen Lebensräumen 
(Biodiversitätsschäden) und
Schäden am Boden, die durch Landes IPPC-
Anlagen oder durch Pflanzenschutzmittel 
entstehen
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Dr. Sieglinde Schleicher

Bestehende Ansätze für eine Haftung 
für Biodiversitätsschäden

Zivilrecht: Haftung für Schäden am Eigentum
Wiener Naturschutzgesetz: 
Wiederherstellungsverpflichtung:
„Wer einen unerlaubten Eingriff in die  Natur 
vorgenommen hat, ist zur Wiederherstellung 
des ursprünglichen Zustandes verpflichtet.“

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Einzelfragen der Umsetzung bei 
Biodiversitätsschäden

1. Sachlicher Anwendungsbereich
2. Personeller Anwendungsbereich
3. Schadensbegriff 
4. Vermeidungsmaßnahmen
5. Sanierungsmaßnahmen
6. Einbeziehung der Öffentlichkeit
7. Zuständige Verwaltungsbehörde
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Dr. Sieglinde Schleicher

Sachlicher Anwendungsbereich

Umweltschaden:
Schädigung „geschützter Arten und natürlicher 
Lebensräume“ (Biodiversitätsschaden):

„geschützte Arten“ nach der UH-RL sind:
Zugvogelarten des Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutz-RL
Vogelarten des Anhanges I der Vogelschutz-RL
Arten des Anhanges II der FFH-RL
streng geschützte Arten des Anhanges IV der FFH-
RL

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Sachlicher Anwendungsbereich

Sind Tier- und Pflanzenarten nur in Natura 
2000 – Gebieten geschützt?

Dagegen spricht:
Entstehungsgeschichte der UH-RL
Wortlaut der UH-RL
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Dr. Sieglinde Schleicher

Sachlicher Anwendungsbereich

„natürliche Lebensräume“ nach der UH-RL sind:
Lebensräume, der in Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutz-
RL erfassten Zugvogelarten
Lebensräume der gem. Anhang II der FFH-RL 
geschützten Arten
natürliche Lebensräume nach Anhang I der FFH-RL
Fortpflanzungs- und Ruhestätten streng geschützter 
Arten nach Anhang IV der FFH-RL

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Sachlicher Anwendungsbereich

Sind „natürliche Lebensräume“ nur in Natura 
2000 – Gebieten geschützt?
Habitate sind auch außerhalb geschützt
„natürliche Lebensräume“ der FFH-RL sind 
nur in Natura 2000 – Gebieten geschützt

Optionale nationale Schutzerweiterung
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Dr. Sieglinde Schleicher

Sachlicher Anwendungsbereich

Geplante Umsetzung in Wien:
„Geschützte Arten und natürliche 
Lebensräume“ sind:
alle geschützten Arten und deren 
Lebensräume (Habitate) in Wien
bestimmte Zugvogelarten 
„natürliche Lebensräume“ in Schutzgebieten

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Sachlicher Anwendungsbereich

Ausnahme für genehmigte Tätigkeiten:

Bewilligung nach Wr. Naturschutzgesetz
zuvor ermittelte Belastungen
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Dr. Sieglinde Schleicher

Personeller Anwendungsbereich

Berufliche Tätigkeit nach Anhang III der UH-
RL
Tätigkeiten außerhalb Anhang III, bei 
Verschulden

Wiederherstellungsverpflichtung im Wr. Natur-
schutzgesetz bleibt als Auffangtatbestand

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Die Erheblichkeit des Schadens

Umweltschaden: 
Schaden muss erheblich nachteilige
Auswirkungen auf den                  
„günstigen Erhaltungszustand“
eines Lebensraumes oder einer Art haben
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Dr. Sieglinde Schleicher

Die Erheblichkeit des Schadens

nicht erhebliche Beeinträchtigungen sind 
nachteilige Auswirkungen:
durch natürliche Fluktuation
durch natürliche Ursachen
durch normale oder frühere Bewirtschaftung
die sich in kurzer Zeit regenerieren 

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Vermeidungstätigkeit

bei unmittelbarer Gefahr eines Umweltschadens:
BetreiberIn hat Vermeidungsmaßnahmen zu 
ergreifen und
die Behörde zu verständigen.
Behörde kann Auskünfte verlangen
Behörde hat Maßnahmen anzuordnen oder selbst 
durchführen zu lassen
Abgrenzung zur Wiederherstellungsverpflichtung 
(abstrakte Gefahr)
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Dr. Sieglinde Schleicher

Sanierungstätigkeit

Wenn ein Umweltschaden eingetreten ist, hat 
BetreiberIn
Behörde zu informieren
Vorkehrungen zur Eindämmung zu treffen
Sanierungsplan zu erstellen (Anhang II der 
UH-RL)

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Sanierungstätigkeit

Ziele der Sanierungsmaßnahmen:
Primäre Sanierung: Wiederherstellung des 
Ausgangszustandes
Ergänzende Sanierung: gleichwertiger 
Zustand an einem anderen Ort
Ausgleichssanierung: zwischenzeitliche 
Verluste von Ressourcen und Funktionen 
sollen ausgeglichen werden
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Dr. Sieglinde Schleicher

Sanierungstätigkeit

Behörde kann:
Sanierungsplan ergänzen
andere Sanierungsmaßnahmen vorschreiben
andere Prioritäten der Sanierung setzen
Sanierungsplan ist zu veröffentlichen
Beteiligte sind persönlich zu informieren

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Rolle der Öffentlichkeit und der NGOs

Umweltbeschwerde kann von:
jedermann oder juristischen Personen
anerkannten Umweltorganisationen
in Wien auch von der Wr. Umweltan-
waltschaft
geltend gemacht werden, wenn sie in ihren 
Rechten verletzt wurden
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Dr. Sieglinde Schleicher

Rolle der Öffentlichkeit und der NGOs

Rechte, die geltend gemacht werden können:
bei Bodenschäden muss eine Schädigung 
des Lebens oder der Gesundheit von 
Menschen behauptet werden oder
eine Verletzung des Eigentums oder 
sonstiger dinglicher Rechte
bei Biodiversitätsschäden muss nur ein 
begründeter Verdacht vorliegen

 

 

Dr. Sieglinde Schleicher

Behördenzuständigkeit

Zuständige Behörde = Magistrat
Rechtsmittelbehörde = UVS

Einheitliche Behördenzuständigkeit bei 
Umweltschäden soll gewährleistet sein
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Dr. Sieglinde Schleicher

Stand der Umsetzung in den Bundesländern

eigene Landes - Umwelthaftungsgesetze
Ausnahmen in NÖ und Kärnten
Stand: Entwurfsstadium

Begutachtungsentwürfe in Wien und 
in Kärnten
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4. Der “Biodiversitätsschaden”: 
Umsetzungsbedarf auch unter 
Berücksichtigung des “GMO-
Schadens”* 

MMag. Dr. Volker Mauerhofer MA (Leeds), Wien 

 

4.1 Der Begriff des „Biodiversitätsschadens“ 

Die Umwelthaftungs-Richtlinie (im Folgenden kurz „UH-RL“) enthält den Begriff des „Biodi-
versitätsschadens“ zwar nicht. Gemeinhin wird darunter aber der darin umschriebene Um-
weltschaden an geschützten Arten und Lebensräumen verstanden. Daraus ergibt sich eine 
rechtliche, wenn auch nicht immer fachlich gerechtfertigte Abgrenzung gegenüber ebenso 
von der UH-RL umfassten Umweltschäden and Gewässern und Böden. 

Dr. Schleicher hat im vorhergehenden Beitrag bereits ausführlich den Begriff des „Biodiver-
sitätsschadens“ analysiert und dessen mögliche innerstaatliche Umsetzung erörtert. 

Im Anschluss daran und in teilweiser Ergänzung dazu werden lediglich einige maßgebliche 
Elemente des Biodiversitätsschadens nochmals näher in Erinnerung gerufen sowie be-
stimmte Aspekte des räumlichen Geltungsbereichs der UH-RL und der fakultativ zulässi-
gen Verschlechterungen eingehender diskutiert. 

 

4.1.1 Maßgebliche Elemente nach der UH-RL 

Als maßgebliche Elemente des „Biodiversitätsschadens“ sind zunächst etwa die Begrün-
dungserwägungen Nr. 4, 6, 9 UH-RL zu nennen. Daraus ergibt sich beispielsweise klarer 
als aus den Artikeln der UH-RL selbst, dass unter diesen Begriff auch Schäden an ge-
schützten Arten und natürlichen Lebensräumen fallen, die durch über durch die Luft getra-
gene Elemente verursacht wurden (vergleiche Begründungserwägung Nr. 4 UH-RL). Zent-
ral sind aber selbstverständlich die Begriffsbestimmungen des Artikels 2 UH-RL. Darin fin-
den sich Definitionen geschützter Arten und natürlicher Lebensräume, des Schadens sowie 
des Erhaltungszustandes. Kein „Biodiversitätsschaden“ liegt demnach, freilich nur im Sinne 

                                                 
*  Der Beitrag gibt die persönliche Meinung des Autors wieder und die Vortragsform wurde darin beibehalten. 
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der UH-RL, bei Vorliegen einer Genehmigung nach FFH-RL10 oder VSchRL11 vor (verglei-
che  Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a zweiter Absatz UH-RL). 

Von maßgeblicher Relevanz für die Umschreibung des „Biodiversitätsschadens“ sind wei-
ters Anhang I UH-RL, worin die Kriterien für dessen Erheblichkeit sowie Anhang III UH-RL, 
worin Tätigkeiten festgelegt werden, die bei Schadensanfall zum Eintreten einer Gefähr-
dungshaftung führen. 

 

4.1.2 UH-RL-Haftung außerhalb von Natura 2000? 

Die Frage nach der Geltung der UH-RL für Schäden außerhalb von ausgewiesenen Natura 
2000 Gebieten wurde bereits ausführlich diskutiert. Bezüglich von Lebensraumtypen nach 
Anhang I FFH-RL spräche insbesondere meines Erachtens einerseits die fehlende Bezug-
nahme auf eine Natura 2000-Ausweisung für die Annahme einer solchen Geltung, aber 
andererseits der uneinheitliche Wortlauf der verschiedenen Sprachfassung der UH-RL eher 
dagegen.12 

Bezüglich von Arten und deren Lebensräumen ist meines Erachtens von der Annahme ei-
ner solchen Geltung jedenfalls für die Arten des Anhang IV FFH-RL aufgrund des separa-
ten Verweises auf deren die „Fortpflanzungs- und Ruhestätten“ in Artikel 2 (3) UH-RL aus-
zugehen. Denn diese, offensichtlich auf Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d FFH-RL bezug-
nehmende Begriffsfolge wäre nicht erforderlich gewesen wäre, falls lediglich in Natura 
2000 Gebieten geschützte Arten des Anhang II FFH-RL von der UH-RL erfasst hätten wer-
den sollen [vergleiche zB zur Geltung des Artikel 12 FFH-RL samt des Schutzes der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Arten des Anhang IV FFH-RL auch außerhalb von 
Natura 2000 Gebieten EuGH C-103/00 Randnummer17 sowie EuGH C-518/04]. 

 

4.1.3 Natürliche Verschlechterungen als Biodiversitätsschaden 

Bestimmte Schäden „müssen nicht“ gemäß Anhang 1 UH-RL als erheblich eingestuft wer-
den. Umgekehrt folgt daraus aber das sie als erheblich eingestuft werden können. 

a. Dies gilt laut Anhang 1 UH-RL etwa für nachteilige Auswirkungen, die auf natürli-
che Verschlechterungen zurückzuführen sind. Erwähnenswert erscheint in diesem 
Zusammenhang, dass laut einem kürzlich erschienenen Erkenntnis des Europäi-
schen Gerichtshofs (C-6/04) zur FFH-RL „…auch natürliche Verschlechterungen .. 
zu vermeiden (sind)“.  

                                                 
10  Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (hier und im Folgenden kurz „FFH-RL“). 
11  Vogelschutz-Richtlinie (hier und im Folgenden kurz „VSchRL“). 
12  Siehe dazu auch die gesammelte Wiedergabe bei Führ/Levin/Roller, EG-Umwelthaftungs-Richtlinie und Biodiversität, NuR 2006, 67 

(69 bei FN 28). 
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b. Laut UH-RL gilt die Ermächtigung, bestimmte Schäden nicht als erheblich einzu-
stufen auch für eine nachteilige Auswirkung, die  „.. auf äußere Einwirkung im Zu-
sammenhang mit der Bewirtschaftung der betreffenden Gebiete, die den Auf-
zeichnungen über den Lebensraum oder den Dokumenten über die Erhaltungszie-
le zufolge als normal anzusehen ist oder der früheren Bewirtschaftungsweise der 
jeweiligen Eigentümer oder Betreiber entspricht“  

Beide Teilsätze ähneln der „guten fachlichen Praxis“, die im Gegensatz zu Vorentwürfen in 
die Ausnahmen der Endfassung der UH-RL keinen Eingang gefunden hat. Während der 
erste Teilsatz in keiner Weise die Aufzeichnungen über den Lebensraum konkretisiert, 
lässt der zweite Teilsatz etwa kumulative Auswirkungen einer früheren Bewirtschaftungs-
weise völlig unberücksichtigt. Dies gilt etwa für einen bisherigen Mähtermin oder für eine 
fortgesetzte Düngungsrate, die auf Dauer kumulativ zur erheblichen Schädigung einer Tier- 
oder Pflanzenart in einem bestimmten Gebiet führen können. Beide Teilsätze erscheinen 
indes zu weitgehend angesichts der Judikatur des Europäischen Gerichtshofs zur FFH-RL 
(C-98/03), wonach auch bestimmte unabsichtliche Artenbeeinträchtigungen im Rahmen 
der Landwirtschaft verboten sind. Die Bezugnahme auf die Erhaltungsziele (ähnlich den 
Erhaltungszielen der FFH-RL?) im ersten Beispiel ändert an dieser Einschätzung nichts. 

Sowohl aus den vorstehend unter a) als auch b) angeführten Aspekten zeigt sich schon 
jetzt, dass eine gemeinschaftsrechtliche Verpflichtung zur Vermeidung und Wiederherstel-
lung aufgrund der FFH-RL weiterhin bestehen bleibt, selbst wenn von der Ermächtigung 
der UH-RL, bestimmte Schäden nicht als erheblich einzustufen, Gebrauch gemacht wird  
(mehr dazu noch in den folgenden Abschnitten). 

Will ein Mitgliedsstaat alle Kosten dieser verpflichtenden Wiederherstellung im Sinne der 
FFH-RL nicht selbst tragen, so ist er gut beraten, von diesen Ermächtigungen aus Anhang 
I UH-RL eingeschränkt oder gänzlich keinen Gebrauch zu machen. 

 

4.2 Abgrenzung der UH-RL von bestehenden Verpflichtungen 

Artikel 3 Absatz 2 UH-RL regelt das generelle Verhältnis der UH-RL zu bestehenden 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft. Demnach gilt die UH-RL „… unbeschadet strengerer 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft für die Ausübung von Tätigkeiten, die in den Anwen-
dungsbereich dieser RL fallen,…“ Aus dieser Formulierung kann eine Art „EU-Subsidiarität 
der UH-RL“ angenommen werden. Insbesondere die VSch-RL und FFH-RL stellen, wie im 
Folgenden noch ausführlicher dargestellt wird, derartige strengere Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft dar. Die UH-RL gilt subsidiär gegenüber strengerem EU-Recht wie den ge-
nannten beiden Richtlinien sowie dem diese beiden Richtlinien  pflichtgemäß umsetzenden 
nationalen Recht. Das nationale Recht hat auch strengeres EU-Recht trotz der UH-RL wei-
terhin umzusetzen. 

Überdies sind gemäß Artikel 16 Absatz 1 UH-RL die Mitgliedsstaaten nicht daran gehin-
dert, „strengere Vorschriften für die Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden bei-
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zubehalten oder zu erlassen, einschließlich der Festlegung zusätzlicher Tätigkeiten, die 
UH-RL unterliegen, …“ 

 

4.3 Bestehende Verpflichtungen 

4.3.1 Internationale bestehende Verpflichtungen 

Diverse Wiederherstellungspflichten finden sich bereits bisher in internationalen Konventi-
onen und darauf basierender Protokolle und Übereinkommen, die teils von der EU und Ös-
terreich schon ratifiziert wurden. 

So enthält etwa Artikel 8 (f) Biodiversitätskonvention (ratifiziert von der EU und Österreich) 
eine Pflicht unter Ermessensvorbehalt beeinträchtigte Ökosysteme zu sanieren und wieder 
herzustellen sowie die Regenerierung gefährdeter Arten zu fördern. Überdies findet sich in 
Artikel 2 dieser Konvention eine weitergehende Definition von biologischer Vielfalt. 

In Artikel III Absatz 4 Buchstabe a Bonner Konvention (ratifiziert von der EU und Öster-
reich) findet sich beispielsweise eine Pflicht, sich unter Ermessensvorbehalt zu bemühen, 
bestimmte Habitate für Anhang I Arten wiederherzustellen. Das auf dieser Konvention ba-
sierende Afrikanisch-Euroasiatische Wasservogelabkommen, das bislang von der EU, aber 
nicht von Österreich ratifiziert wurde, dehnt diese Pflicht auf weitere Vogelarten aus. 
Grundsätzlich umfasst die Bonner Konvention auch mehr wandernde Tierarten als die 
FFH-RL. 

Artikel 2 Naturschutzprotokoll zu Alpenkonvention (unterzeichnet von der EU und bereits 
ratifiziert von Ö) verpflichtet die Vertragsparteien zu denen die Europäische Union und Ös-
terreich zählen, soweit erforderlich die Wiederherstellung natürlicher Arten und ihrer Le-
bensräume unter gleichzeitiger Berücksichtigung ihrer ökologisch tragbaren Nutzung si-
cherzustellen. 

 

4.3.2 Europarechtliche bestehende Verpflichtungen 

4.3.2.1 FFH-RL 

In mehreren Bestimmungen umschreibt die FFH-RL eine generelle Erhaltungs-  Wieder-
herstellungsverpflichtung näher (vergleiche z.B. Artikel 1 Buchstabe a, Artikel 2 Absatz 2, 
Artikel 3 Absatz 1 FFH-RL). Die FFH-RL orientiert sich insgesamt mehr am strengeren 
Vorsorgeprinzip, wonach die Richtlinien-Verpflichtungen auch schon bestehen, bevor sich 
Gefahr konkretisiert (analog C-355/90 Randziffer 15), im Vergleich zur stärker vom Verur-
sacherprinzip geleiteten UH-RL. 
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Schadensabwehrende Schutzpflichten bestehen nach der FFH-RL sogar gegenüber ge-
meldeten, aber noch nicht in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen FFH-Gebieten 
(C-117/03 Dragaggi, C-244/05). Überdies gilt nach der FFH-RL ein vorbeugendes strenges 
Artenschutzsystem (C-183/05). Es findet sich in dieser Richtlinie auch keine Haftungsbe-
freiung bei Vorliegen einer Eingriffsgenehmigung (anders Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a 
UH-RL), keine Beschränkung auf bestimmte schädigende Tätigkeiten (anders als in der 
UH-RL), keine Ausnahmen vom Geltungsbereich (anders Artikel 4 UH-RL für bestimmte 
Tätigkeiten) sowie kein Abstellen auf Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit im Zusammen-
hang mit Beeinträchtigung von Ruhe- und Fortpflanzungsstätten Artikel 12 Absatz 1 Z 4 
FFH-RL (C-98/03; anders Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b UH-RL). 

4.3.2.2 VSCH-RL 

Die vorstehenden Feststellungen zur FFH-RL können weitgehend sinngemäß auch auf die 
VSchRL übertragen werden, worin sich ebenfalls eine grundsätzliche Erhaltungs- und Wie-
derherstellungsverpflichtungen findet (z.B. Artikel 3 Absatz 1, Artikel 3 Absatz 2, im Grö-
ßenschluss auch Artikel 4 VSchRL). Im Speziellen gilt die VSchRL auch für Vogelarten, die 
weder wandern noch in Anhang 1 VSchRL angeführt sind (anders als Artikel 2 UH-RL). 
Dies ist insbesondere von Relevanz im Zusammenhang mit den Vorgaben zum Lebens-
raumschutz (z.B. Artikel 3 VSchRL, C-117/00) und zum Artenschutz (Artikel 9 bis 16 
VSchRL). Schadensabwehrende Schutzpflichten bestehen nach der VSchRL sogar ge-
genüber pflichtwidrig nicht ausgewiesenen Vogelschutzgebieten (C-374/98, Basses Corbi-
ères). 

 

4.3.3 Nationale bestehende Verpflichtungen: biodiversitätsbezogene 
Rechtsetzung 

Nationale bestehende Verpflichtungen ergeben sich aus biodiversitätsbezogener Rechtset-
zung des Bundes sowie der Bundesländer. Für den Kompetenzbereich des Bundes ist ins-
besondere das Gentechnik-Gesetz zu nennen. In den Bundesländern finden sich relevante 
Bestimmungen insbesondere in den acht Gentechnik-Vorsorge-Gesetzen (mit Ausnahme 
von Vorarlberg) sowie in den neun Naturschutz-Gesetzen. 

 

4.4 Umsetzungsbedarf - Bedarf an neuer Gesetzgebung 

Der Bedarf an neuer Gesetzgebung wird im Folgenden punktuell an einigen Beispielen 
demonstriert. 

• Verschiedenen Bestimmungen der UH-RL räumen natürlichen und juristischen 
Personen (einschließlich der Nichtregierungsorganisationen – „NGOs“) Rechte 
gegenüber Behörden ein wie etwa die Vorschriften über Aufforderung zum Tätig-
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werden (Artikel 12 UH-RL) oder über das Prüfungsverfahren (Artikel 13 UH-RL). 
Nachdem die dreijährige Frist zur Umsetzung der UH-RL abgelaufen ist, stellt sich 
hier die Frage der unmittelbaren Anwendbarkeit dieser Bestimmungen zumindest 
hinsichtlich der NGOs, sofern diesbezüglich keine weiteren Definitionsschritte 
mehr erforderlich sind. 

• Die UH-RL normiert unter anderem Definitionen von Schäden [(Artikel 2(1) a, Arti-
kel. 2 (2)] sowie eine Informationspflicht seitens des Betreibers über aufgetretene 
Schäden [Artikel. 6 (1)]. Verschiedene Naturschutzgesetze enthalten bislang keine 
Definitionen  bzw. Informationspflicht. Bislang hat etwa der EuGH etwa im Zu-
sammenhang mit der ordnungsgemäßen Umsetzung der FFH-RL die mangelhafte 
Umsetzung von Definitionen  durch verschiedene Mitgliedsstaaten festgestellt. 

• Gemäß Artikel 6 (3)UH-RL verlangt die zuständige Behörde, dass die Sanie-
rungsmaß- nahmen vom Betreiber ergriffen werden. Diese Bestimmung enthält 
keine zeitliche Einschränkung. Dagegen sieht zumindest ein österreichisches Na-
turschutzgesetz vor, dass eine Verpflichtung zur Herstellung des gesetzmäßigen 
Zustandes nicht mehr ausgesprochen werden kann, wenn seit der Beendigung 
der rechtwidrigen Handlung mehr als fünf Jahre verstrichen sind. 

 

4.5 „GVO-Schaden“  

Beim „GVO-Schaden“ handelt es sich nicht um Schäden an künstlich genetisch veränder-
ten Organismen (GVO, im Englischen „Genetic Modified Organism“, kurz GMO). Sondern 
es sind darunter Schäden zu verstehen, die durch GVOs verursacht werden. 

 

4.5.1 Schäden aufgrund von Tätigkeiten, die von UH- RL erfasst sind 

Die UH-RL umfasst selbst explizit Schäden aufgrund zweier Arten von Tätigkeiten (Artikel 3 
Absatz 1 in Verbindung mit Anhang III Z 10 und 11 UH-RL): 

1. jegliche Anwendung von GVO in geschlossenen Systemen einschließlich ihrer Be-
förderung nach der System-RL (RL 90/219) 

2. jede absichtliche Freisetzung von GVO in die Umwelt sowie die Beförderung und 
das Inverkehrbringen von GVO nach der FreisetzungsRL (RL 2001/18)  

Bei Vorsatz oder Fahrlässigkeit besteht darüber hinaus schon aufgrund der UH-RL die 
Möglichkeit einer Haftung bei Biodiversitätsschäden für Schäden aufgrund anderer Tätig-
keiten [Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b UH-RL]. 
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4.5.2 Schäden aufgrund sonstiger Tätigkeiten 

Hier stellt sich die Frage nach Möglichkeiten einer Haftung auch aufgrund anderer Rechts-
vorschriften etwa für fahrlässig oder unbewusst verursachte genetische Veränderungen. 

Zwar verweist schon Erwägungsgrund 16 der Freisetzungs-RL  bezüglich der Haftung für 
genetische Veränderungen auf künftige umfassende Umwelthaftung (worunter wohl die 
UH-RL zu verstehen sein wird). Dagegen meinte die Kommission in KOM(2002)17 noch 
zum UH-RL-Vorschlag, dass genetische Veränderungen von Arten überhaupt keinen Um-
weltschaden darstellen sollen. Schließlich ermächtigt Artikel 26a Freisetzungs-RL13 doch 
zum Ergreifen von Maßnahmen gegen derartige Schäden. 

Öffentlichrechtliche Haftungsregeln finden sich in diesem Zusammenhang in den bislang 
acht Gentechnik-VorsorgeG der österreichischen Länder, die zum Teil auch zivilrechtliche 
Vorgaben einschließen. Überdies sind hierfür jedenfalls Naturschutzgesetze der Länder 
(gegebenenfalls im Zusammenhang mit der FFH-RL) ebenfalls von Relevanz. Zivilrechtli-
che Haftungsregeln enthält das  Gentechnikgesetz (GTG). So wird darin ein verschulden-
sunabhängiger Schadenersatzanspruch des Nachbarn bei Schäden durch GVO-
Immissionen (§ 79b in Verbindung mit § 79k GTG) seit Novelle 2004 normiert. 

 

4.6 Wörschacher Moos als Wiederherstellungsfall 

Am 29.1.2004 verurteilte der Europäische Gerichtshof in der Rechtssache C-209/02 die 
Republik Österreich wegen gemeinschaftswidriger Erteilung einer Genehmigung der Er-
richtung von zwei Golfbahnen im Wörschacher Moos. Dieses Gebiet war und ist von be-
sonderer europarechtlicher Bedeutung für den Schutz der Vogelart „Wachtelkönig“. 

In der Folge wurden – insbesondere aufgrund des Drucks seitens der Europäischen Kom-
mission wegen der Einleitung eines Bußgeldverfahrens – die beiden Golfbahnen letztend-
lich  rückgebaut. Dies geschah unter erheblichen Kostenaufwand. Kolportiert wurden etwa 
Kosten in der Höhe von 700.000 Euro, die von der öffentlichen Hand getragen worden sein 
sollen (ganz abgesehen vom sonstigen Personal- und Sachkostenaufwand etwa auf Be-
hördenseite).  Damit kann dieser Fall „Wörschacher Moos“ als ein sehr kostspieliges Bei-
spiel für eine Wiederherstellung aufgrund bereits bestehender gemeinschaftsrechtlicher 
Verpflichtungen angesehen werden. 

                                                 
13  Art. 26a Absatz. 1 der Richtlinie 2001/18/EG in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 22. September 2003 ("Freisetzungsrichtlinie"). 
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4.7 Zusammenfassung 

Für die Definition des „Biodiversitätsschadens“ und für die Sanierungsverpflichtung sind 
bereits bestehende internationale, europarechtliche und nationale Vorgaben überwiegend 
weitgehender und werden lediglich teils konkretisiert durch UH-RL. 

Die UH-RL gilt subsidiär gegenüber strengerem EU-Recht und dieses pflichtgemäß umset-
zende nationale Recht. Nationales Recht hat strengeres EU-Recht trotz der UH-RL weiter-
hin umzusetzen. Die UH-RL behindert aber keinerlei strengeres nationales Recht. 

Hinsichtlich der Bestimmungen der UH-RL zur Öffentlichkeitsbeteiligung scheint indes ei-
nen größeren Umsetzungsbedarf zu geben und im Hinblick auf die Rechte von Nichtregie-
rungsorganisationen könnte die UH-RL bereits unmittelbar anwendbar sein. 

Im Gentechnik-Bereich besteht ein vielfaches Zusammenspiel von öffentlicher Vorsor-
ge(haftung) und zivilrechtlichen Bestimmungen. 
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Struktur der Präsentation

1. Begriff des „Biodiversitätsschadens“
2. Abgrenzung der UH-RL von 

bestehenden Verpflichtungen
3. Bestehende Verpflichtungen: 

international/europarechtlich/national 
4. Beispiele für Umsetzungsbedarf
5. Der „GMO-Schaden“
6. Zusammenfassung
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1a. Begriff des „Biodiversitätsschadens“ –
maßgebliche Elemente nach der UH-RL

• Begründungserwägungen Nr. 4, 6, 9 UH-RL
– Schäden an geschützten Arten und natürlichen 

Lebensräumen auch verursacht durch über durch die 
Luft getragene Elemente

• Begriffsbestimmungen des Art 2 UH-RL
– Definitionen geschützter Arten und natürlicher 

Lebensräume, des Schadens + Erhaltungszustandes
– Kein „Schaden“: bei Genehmigung nach FFH-RL oder 

VSchRL
• Anhang I UH-RL: Kriterien für Erheblichkeit
• Anhang III: Tätigkeiten Gefährdungshaftung

 

 

Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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1b. Begriff des „Biodiversitätsschadens“/UH-
RL-Haftung außerhalb von Natura 2000?

Bezüglich von Lebensraumtypen nach Anhang I 
FFH-RL fraglich insbesondere aufgrund:

+ der fehlenden Bezugnahme auf Natura 2000-
Ausweisung einerseits und andererseits 

- der uneinheitlichen Wortinterpretation
Bezüglich von Arten und deren Lebensräumen:
+ Jedenfalls mE ja hinsichtlich der Arten des 

Anhang IV FFH-RL aufgrund des separaten 
Verweises auf deren die Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten in Art 2 (3) UH-RL [vgl EuGH C-
103/00 Rdz.17, C-518/04 zu Art 12 FFH-RL]
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Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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1c. Begriff des „Biodiversitätsschadens“ –
natürliche Verschlechterungen I

Anhang 1 UH-RL: Bestimmte Schäden 
„müssen nicht“ als erheblich eingestuft 
werden können aber

1. Nachteilige Auswirkungen, die auf 
– natürliche Verschlechterungen 

zurückzuführen sind: 
• EuGH: „…auch natürliche Verschlechterungen 

sind zu vermeiden“ (C-6/04)

 

 

Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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1d. Begriff des „Biodiversitätsschadens“ –
natürliche Verschlechterungen II

2. Nachteilige Auswirkungen die,  
– „.. auf äußere Einwirkung im Zusammenhang mit der 

Bewirtschaftung der betreffenden Gebiete, die den 
Aufzeichnungen über den Lebensraum oder den 
Dokumenten über die Erhaltungsziele zufolge als 
normal anzusehen ist oder

– der früheren Bewirtschaftungsweise der jeweiligen 
Eigentümer oder Betreiber entspricht“

• Beide Bestimmungen erscheinen zu weitgehend, ähneln 
„guten fachlichen Praxis“ (EuGH: C-98/03, bestimmte 
unabsichtliche Artenbeeinträchtigungen auch verboten) 

• Mähtermin?; ständige Düngung eher nein kumulative 
Auswirkungen der bisherigen Bewirtschaftung beachten!
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2. Abgrenzung der UH-RL von
bestehenden Verpflichtungen

Generelles Verhältnis der UH-RL dazu:
• Art 3 Abs 2 UH-RL: RL „gilt unbeschadet 

strengerer Rechtsvorschriften der Gemeinschaft 
für die Ausübung von Tätigkeiten, die in den 
Anwendungsbereich dieser RL fallen,…“

EU-Subsidiarität der UH-RL
• Art 16 Abs 1 UH-RL: RL „hindert MS nicht 

daran, strengere Vorschriften für die 
Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden 
beizubehalten oder zu erlassen, einschließlich 
der Festlegung zusätzlicher Tätigkeiten, die UH-
RL unterliegen,…“

 

 

Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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3a. Bestehende Verpflichtungen 
international: Staatsverträge (EU+Ö)

Diverse Wiederherstellungspflichten zB:
• Art 8 (f) Biodiversitätskonvention (EU+Ö):

– Pflicht unter Ermessensvorbehalt beeinträchtigte Ökosysteme zu 
sanieren und wieder herzustellen sowie die Regenerierung 
gefährdeter Arten zu fördern, 

– weitergehende Definition von biologischer Vielfalt (Art 2)
• Art III Abs 4 lit a Bonner Konvention (EU+Ö)

– Pflicht unter Ermessensvorbehalt sich zu bemühen, bestimmte 
Habitate für Anhang I Arten wiederherzustellen [~ AEWA (EU) 
für weitere Arten]

– Mehr wandernde Arten umfasst als in der FFH-RL
• Art 2 Naturschutzprotokoll zu Alpenkonvention (EU+Ö):

– Pflicht, soweit erforderlich, Wiederherstellung natürlicher Arten + 
ihrer Lebensräume unter gleichzeitiger Berücksichtigung ihrer 
ökologisch tragbaren Nutzung sicherzustellen
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Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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3b. Bestehende Verpflichtungen: 
Europarechtlich FFH-RL I

Erhaltungs- + Wiederherstellungsverpflichtung
(Art 1 lit a, Art 2 Abs 2, Art 3 Abs 1….)

• FFH-RL: Stärker von Vorsorgeprinzip geleitet 
Verpflichtungen bestehen auch schon bevor 

sich Gefahr konkretisiert (analog C-355/90 Rdn. 
15)

• Schadensabwehrende Schutzpflichten sogar 
gegenüber gemeldeten, aber noch nicht in 
Gemeinschaftsliste aufgenommene FFH-
Gebiete (C-117/03 Dragaggi, C-244/05)

• Vorbeugendes strenges Artenschutzsystem
(C-183/05)

 

 

Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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3b. Bestehende Verpflichtungen: 
Europarechtlich FFH-RL II

• Keine Haftungsbefreiung bei Vorliegen einer 
Eingriffsgenehmigung (anders Art 2 Abs 1 lit a 
UH-RL)

• Keine Beschränkung auf bestimmte 
schädigende Tätigkeiten

• Keine Ausnahmen vom Geltungsbereich
(anders Art 4 UH-RL für bestimmte Tätigkeiten)

• Kein Abstellen auf Vorsätzlichkeit oder 
Fahrlässigkeit iZm Beeinträchtigung von Ruhe-
und Fortpflanzungsstätten Art 12 Abs 1 Z 4 FFH-
RL (C-98/03; anders Art 3 Abs 1 lit b UH-RL)
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Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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3c. Bestehende Verpflichtungen:
Europarechtlich VSchRL (siehe auch FFH-RL)

Erhaltungs- + Wiederherstellungsverpflichtung
(Art 3 Abs 1, Art 3 Abs 2, im Größenschluß auch 
Art 4….)

• Gilt auch für Vogelarten, die weder wandern 
noch in Anhang 1 VSchRL angeführt sind
(anders Art 2 UH-RL)
– Lebensraumschutz ( Art 3 VSchRL, C-117/00)
– Artenschutz ( Art 9 bis 16 VSchRL)

• Schadensabwehrende Schutzpflichten sogar 
gegenüber pflichtwidrig nicht ausgewiesenen 
Vogelschutzgebieten (C-374/98, Basses 
Corbières).

 

 

Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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3d. Bestehende Verpflichtungen: National –
biodiversitätsbezogene Gesetzgebung

Gentechnikrecht

Gentechnikvorsorge-
recht

Naturschutzrecht

Bundes-
Artenhandelsrecht

Jagdrecht
Fischereirecht

Nationalparkrecht
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Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien

13

4a. Umsetzungsbedarf: 
Bedarf an neuer Gesetzgebung I

• Aufforderung zum 
Tätigwerden (Art 12 
UH-RL)

• Prüfungsverfahren
(Art 13 UH-RL) 

• Dreijährige 
Umsetzungsfrist 
abgelaufen

• Unmittelbare 
Anwendbarkeit, 
zumindest hinsichtlich 
der NGOs, weil etwa 
keine weiteren 
Definitionschritte
mehr erforderlich 
sind?

 

 

Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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4b. Umsetzungsbedarf: 
Bedarf an neuer Gesetzgebung II

UH-RL
• Definitionen von 

Schäden [(Art 2(1) 
a, Art. 2 (2)]

• Informationspflicht 
seitens des 
Betreibers über 
aufgetretene 
Schäden [Art. 6 (1)]

z.B. ein Naturschutzgesetz
• Keine Definitionen

• Keine Informationspflicht
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Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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4c. Umsetzungsbedarf: 
Bedarf an neuer Gesetzgebung III

UH-RL
• Die zuständige 

Behörde verlangt, 
dass die 
Sanierungsmaß-
nahmen vom 
Betreiber ergriffen 
werden. [Art 6 (3)]

z.B. ein Naturschutzgesetz
• Eine Verpflichtung nach 

Herstellung des 
gesetzmäßigen Zustandes 
kann nicht mehr 
ausgesprochen werden, 
wenn seit der Beendigung der 
rechtwidrigen Handlung mehr 
als fünf Jahre verstrichen 
sind

 

 

Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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5a. „GMO-Schaden“
– von RL erfasste Tätigkeiten

Von UH-RL umfasste Tätigkeiten (Art 3 Abs 1 iVm
Anhang III Z 10 und 11 UH-RL):

• Jegliche Anwendung von GVO in geschlossenen 
Systemen einschließlich ihrer Beförderung nach der 
System-RL (RL 90/219)

• Jede
– Absichtliche Freisetzung von GVO in die Umwelt
– Beförderung von GVO
– Inverkehrbringen von GVO 
nach der FreisetzungsRL (RL 2001/18)
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Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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5b. „GMO-Schaden“ – aufgrund 
sonstiger Tätigkeiten I

Haftung auch für unbeabsichtigt (fahrlässig, 
unbewußt) verursachte genetische 
Veränderungen erfaßt?

• Erwägungsgrund 16 der FreisetzungsRL
verweist bezüglich der Haftung für genetische 
Veränderungen auf künftige umfassende 
Umwelthaftung ( UH-RL)

• In KOM(2002)17 meinte Kommission noch zu 
UH-RL-Vorschlag, dass genetische 
Veränderungen von Arten überhaupt keinen 
Umweltschaden darstellen sollen.

• Art 26a Freisetz.RL: Ermächtigung zu Maßnah.

 

 

Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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5c. „GMO-Schaden“ – aufgrund 
sonstiger Tätigkeiten II

Öffentlichrechtliche Haftung:
• Bei Vorsatz/Fahrlässigkeit [Art 3(1)b UH-RL]
• 8 Landes-Gentechnik-VorsorgeG
• Naturschutzgesetze (ggfs. iZm FFH-RL)
Zivilrechtliche Haftung im Gentechnikgesetz 

(GTG): verschuldensunabhängiger 
Schadenersatzanspruch des Nachbarn bei 
Schäden durch GVO-Immissionen (§ 79b iVm §
79k GTG; seit Novelle 2004)
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Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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Wörschacher Moos als 
Wiederherstellungsfall

 

 

Volker Mauerhofer, 03.5.07, 
UmwelthaftungsRL-Tagung, Wien
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6. Zusammenfassung für den 
Bereich „Biodiversitätsschaden“

• Für Definition und Sanierungsverpflichtung sind 
bestehende internationale, europarechtliche und 
nationale Vorgaben überwiegend bereits weitgehender 
(werden lediglich teils konkretisiert durch UH-RL)

• UH-RL gilt subsidiär gegenüber strengerem EU-Recht 
und dieses pflichtgemäß umsetzenden nationalen Recht

• Nationales Recht hat strengeres EU-Recht trotz UH-RL 
weiterhin umzusetzen

• UH-RL behindert keinerlei strengeres nationales Recht
• Bei der Öffentlichkeitsbeteiligung größerer 

Umsetzungsbedarf 
• Im Gentechnik-Bereich: Zusammenspiel von öffentlicher 

Vorsorge(haftung) und zivilrechtlichen Bestimmungen
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

volker.mauerhofer@gmx.at

 

 

 

B u n d e s a r b e i t s k a m m e r    73  



U M S E T Z U N G  D E R  U M W E L T H A F T U N G S R I C H T L I N I E  I N  D E U T S C H L A N D  

5. Die Umsetzung der Umwelthaftungs-
richtlinie in Deutschland und 
Erfahrungen mit Beschwerderechten 
der Öffentlichkeit 

Prof. Dr. Christian Schrader, Hochschule Fulda 

 

Ein erster Entwurf des Bundesumweltministeriums für die Umsetzung in Deutschland aus 
dem Jahr 2005 fiel der Auflösung des Deutschen Bundestages und der Neuwahl 2005 zum 
Opfer. Die Neuwahl brachte mit der Großen Koalition eine verfassungsändernde Mehrheit, 
die für unser Thema wichtig ist. Durch eine Änderung des deutschen Grundgesetzes im 
Jahr 2006 wurde die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für Umweltfragen ausgewei-
tet. 

Auf Basis eines Entwurfs aus dem Jahr 2006 wurde im März 2007 mit geringen Änderun-
gen das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes über die Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden“ be-
schlossen. Es enthält Anpassungen des Naturschutz- und des Wasserrechts, vor allem 
aber ein neues „Umweltschadensgesetz“ (USchadG) des Bundes – der Begriff Umwelthaf-
tungsgesetz konnte nicht genommen werden, da er bereits 1990 für das zivilrechtliche Ge-
setz verwendet wurde. Nach der Befassung des Bundesrates liegt das USchadG derzeit 
dem Bundespräsidenten zur Unterschrift vor. Mit einer Veröffentlichung ist im Mai 2007 zu 
rechnen. Weil es aber erst sechs Monate nach seiner Veröffentlichung in Kraft tritt, ergibt 
sich eine verspätete Umsetzung von gut sechs Monaten. Für diese Übergangszeit von ei-
nem halben Jahr wird von einer unmittelbaren Anwendung der Richtlinie ausgegangen. 

Aufgrund der Verfassungsänderung war es möglich, mit dem Bundesgesetz alle Pflichtin-
halte der Richtlinie vollständig umzusetzen. Der Pflichtinhalt, wonach der Verantwortliche 
grundsätzlich Schäden zu vermeiden bzw. die Sanierungskosten tragen muss, ist für 
Deutschland alles andere als neu. Insofern ist der Ansatz der Umwelthaftungsrichtlinie be-
kannt und wenig umstritten gewesen, so dass nur manche neuen Details der Richtlinie für 
Diskussionen sorgten und sorgen. 

Das USchadG basiert auf folgenden Eckpunkten: § 2 definiert den Begriff des Umwelt-
schadens und weitere Begriffe. Nach § 3 gilt das Gesetz für Umweltschäden, die durch ei-
ne in Anlage 1 aufgeführte berufliche Tätigkeit verursacht wurden und in zusätzlichem Um-
fang, wenn der Verantwortliche schuldhaft gehandelt hat. Den Verantwortlichen der Gefahr 
bzw. eines Umweltschadens trifft eine Informationspflicht (§ 4), eine Gefahrenabwehrpflicht 
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(§ 5) sowie eine Sanierungspflicht (§ 6). Zur Durchsetzung der Pflichten des Verantwortli-
chen werden der zuständigen Behörde entsprechende Befugnisse eingeräumt (§ 7). Die 
erforderlichen Sanierungsmaßnahmen werden im Zusammenwirken zwischen Verantwort-
lichen und Behörde festgelegt (§ 8). Grundsätzlich trägt der Verantwortliche die Kosten der 
zur Erfüllung seiner Pflichten erforderlichen Maßnahmen, ergänzt um einen zivilrechtlichen 
Ausgleichsanspruch des herangezogenen gegen die von der Behörde verschonten Ver-
antwortlichen (§ 9). Betroffene und Umweltvereinigungen sind bei der Bestimmung der Sa-
nierungsmaßnahmen zu beteiligen (§ 8). Sie können die Behörde bei eingetretenen Um-
weltschäden zum Handeln auffordern (§ 10). 

Das USchadG ist mit nur 13 Paragraphen erstaunlich schlank gehalten. Dies gelang, weil 
es als Rahmengesetz auf die Auffüllung durch bestehendes Fachrecht angelegt ist und 
deshalb viele Inhalte nicht selbst regelt. Bei Schädigungen geschützter Arten und natürli-
cher Lebensräume sowie der Gewässer bestimmt erst das jeweilige Fachrecht, welche 
Umweltschäden unter das USchadG fallen. Das jeweilige Fachrecht (Naturschutz-, Was-
serhaushalts- bzw. Bodenschutzrecht) stellt auch die Anforderungen an den Umfang der zu 
treffenden Maßnahmen. Dazu wurden in das Naturschutz- und Wasserrecht zusätzliche 
Regelungen aufgenommen, die auf die europarechtlichen Erheblichkeits- und Sanierungs-
kriterien verweisen. Der Nachteil ist, dass es nicht selbst, sondern erst im Zusammenhang 
mit deutschen Fachgesetzen und dem Europarecht die vollständige Regelung enthält. 

Ziel des Gesetzes war es, sich im Umfang auf die Pflichtinhalte der Richtlinie zu beschrän-
ken. Im Sinne einer 1:1-Umsetzung sollten keine weiterreichenden nationalen Inhalte auf-
genommen werden. So entfiel im Gesetzgebungsverfahren die Möglichkeit, in einer Ver-
ordnung die Pflicht zur Deckungsvorsorge zu regeln. Außerdem wurden die optionalen Ko-
stenfreistellungstatbestände nicht geregelt, sondern auf die Kompetenz der Länder zur Re-
gelung von Verwaltungskosten verwiesen und damit an die Länder weitergereicht. Der 
Bundesgesetzgeber wich damit manchen Festlegungen aus, die ökonomische und ökolo-
gische Folgen konkret geregelt hätten. 

 

Zum Einfluss von Genehmigungen: 

Im deutschen zivilrechtlichen Umwelthaftungsrecht und im Ordnungsrecht wird für die Ver-
ursachung einer Gefahr gehaftet, unabhängig vom Verschulden und von behördlichen Zu-
lassungen. Genehmigungen sind nicht gesetzlich allgemein als Haftungsbefreiung vorge-
sehen. Ausnahmen von dieser Regel greifen nur in engen Fällen. 

So gibt es eine alte Rechtsprechung, wonach Genehmigungen eine Legalisierungswirkung 
auch für Schadensverursachungen enthalten können und dann die ordnungsrechtliche 
Verantwortlichkeit aufheben. Doch dies ist kein Freibrief für jedwede Baugenehmigung, die 
eine bestimmte Nutzung ermöglicht und dann aus der Nutzung Schäden erwachsen. Viel-
mehr muss die Genehmigung bewusst und gezielt genau den Schaden erlauben, der ver-
ursacht wurde. Und der Inhaber muss sich bei der Verursachung im Rahmen der Geneh-
migung verhalten haben, also nicht darüber hinaus gehandelt haben. Insgesamt ist dies so 
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einschränkend, dass kaum eine Genehmigung tatsächlich die allgemeine ordnungsrechtli-
che Verantwortlichkeit hinderte. 

Im Bodenschutzrecht gibt es bei Bodenbelastungen, die nach dem Inkrafttreten des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes eintraten, eine Sonderregelung. Die Sanierungspflicht gilt für 
denjenigen nicht, der zum Zeitpunkt der Verursachung auf Grund der Erfüllung der für ihn 
geltenden gesetzlichen Anforderungen darauf vertraut hat, dass solche Beeinträchtigungen 
nicht entstehen werden, und sein Vertrauen unter Berücksichtigung der Umstände des 
Einzelfalls schutzwürdig ist, § 4 Abs. 5 Satz 2 BBodSchG. Diese Freistellung von der Ver-
antwortlichkeit ist daran gekoppelt, dass entsprechend der gesetzlichen Anforderungen 
gehandelt wurde. Handlungen über das genehmigte Maß hinaus sind nicht privilegiert. Nur 
für Altlasten im Gebiet der ehemaligen DDR kann zudem eine weitere, sehr spezielle Frei-
stellungsregelung eingreifen. 

Zweitens müssen die gesetzlichen Anforderungen ein Vertrauen in Bezug auf die Vermei-
dung von Bodenbelastungen entstehen lassen. Allgemeine Baugenehmigungen sind zum 
Beispiel auf die Statik und Festigkeit von Betonfußböden ausgerichtet, nicht auf deren 
Durchlässigkeit von Schadstoffen. Sie würden also nicht privilegieren. Schließlich muss 
das Vertrauen schutzwürdig sein, wodurch dem Verursacher beispielsweise seine Er-
kenntnisse, dass die Genehmigung wohl zur Schadensvermeidung nicht ausreichen wird, 
angelastet werden könnten. 

Im Zivilrecht besteht für Gewässerschäden eine Gefährdungshaftung, § 22 WHG. Bei be-
willigten Gewässerbenutzungen tritt diese Haftung nicht ein, § 22 Abs. 3 WHG, allerdings 
muss der Bewilligungsinhaber dann den Betroffenen nach § 10 Abs. 2 WHG entschädigen. 
Im Ergebnis erfolgt also keine vollständige Freistellung. 

Ferner bestimmt § 906 BGB, dass nur wesentliche Einwirkungen auf ein Grundstück verbo-
ten werden können. Eine unwesentliche Beeinträchtigung liegt in der Regel vor, wenn sich 
die Einwirkungen im Rahmen der rechtlich festgelegten Grenzwerte halten. Im übrigen be-
freit die öffentliche Genehmigung nicht von der Verpflichtung zu zivilrechtlichem Scha-
densersatz. 

Bislang ist in Deutschland nicht diskutiert, ob die dargestellte Rechtsprechung und die ge-
setzlichen Freistellungen auf das Umweltschadensgesetz Anwendung finden. Ausgangs-
punkt ist, dass das Umweltschadensgesetz auf das Verwaltungskostenrecht der Länder 
verweist und dieses Recht bislang derartige Privilegierungen nicht vorsieht. Hier ist zu-
nächst abzuwarten, ob und wie die Länder ausdrückliche Kostenregelungen treffen. Unter-
bleibt dies, muss überlegt werden, ob die allgemeinen Regeln des Kostenrechts, wonach 
zum Beispiel aus Gründen der Billigkeit von der Kostenerhebung abgesehen werden kann, 
im Sinne der dargestellten Privilegierungen zu füllen sind. 

Hier wird zu differenzieren sein. Die Altlastenfreistellungsklausel kann nicht eingreifen, da 
das USchadG nur für neue Schäden anzuwenden ist. Die wasserrechtliche Regelung be-
trifft die zivilrechtliche Haftung und ist damit nicht übertragbar. 
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Die Rechtsprechung zur ordnungsrechtlichen Verantwortlichkeit und § 4 Abs. 5 BBodSchG 
sind als ordnungsrechtliche Privilegierungen am ehesten noch anwendbar. Allerdings be-
wirken sie eine Freistellung von den ordnungsrechtlichen Pflichten. Art. 8 Abs. 4 RL 
2004/35/EG eröffnet den Mitgliedstaaten nur die Möglichkeit, dass ein Betreiber bei ge-
nehmigter Verursachungshandlung die Kosten nicht zu tragen hat. Insofern gehen die be-
stehenden ordnungsrechtlichen Privilegierungen zu weit und sind wegen des Vorrangs des 
Europarechts allenfalls als Kostenfreistellungstatbestände anwendbar. 

Die Erwartungen an das neue Umweltschadensgesetz sind, wie nicht anders zu erwarten, 
gespalten. 

Die Landwirtschaft reagierte empört, dass sie hier in eine kostenpflichtige Verantwortlich-
keit geraten könnte, was sie wegen der sonstigen Rücksichtnahmen auf ihre Interessen gar 
nicht gewohnt ist. 

Für die sonstige Wirtschaft ist das Umweltschadensgesetz ein Schreckgespenst: Die deut-
sche Versicherungswirtschaft rechnet wegen der ausgeweiteten Verantwortlichkeit für Bio-
diversitätsschäden mit Schadenssummen im „unteren dreistelligen Millionenbereich“ im 
Jahr. Sie sah sich bislang außerstande, dafür Versicherungen anzubieten, arbeitet aber 
nunmehr intensiv an speziellen Policen. 

Die Schätzung erscheint aus der Luft, jedenfalls zu hoch gegriffen. Bei ihrem Richtlinien-
entwurf 2001 ging die Kommission von Sanierungskosten in der gesamten EU von bis zu 
1,5 Milliarden Euro im Jahr aus, damals allerdings einschließlich der ersatzweisen behörd-
lichen Sanierung und bei einer Pflicht der Behörden, ersatzweise zu sanieren. Diese Pflicht 
entfiel zugunsten eines Ermessens, behördlich sanieren zu können, so dass die EU-weit 
1,5 Milliarden bereits dadurch kräftig reduziert werden. 

Erfahrungen aus der Altlastensanierung zeigen im Vergleich, dass Kostenschätzungen für 
Umweltschäden anfangs wesentlich überhöht waren. Ende der 1980er Jahre ging man in 
Deutschland von mehreren hundert Milliarden DM aus. Heute ist dies auf wenige Prozent 
zusammengeschrumpft. Woran liegt das? 

Zunächst ist es unendlich schwer, unwillige Verursacher rechtssicher zu Sanierungen zu 
zwingen. Sehr viele Bodenbelastungen wurden nicht vom Verursacher saniert. Ersatzweise 
muss die Behörde zwingend nur in wenigen Situationen, etwa bei Gesundheitsgefahren, 
einschreiten. In den meisten Fällen besteht für ein ersatzweises Vorgehen ein Ermessen, 
und dies wird auch von fiskalischen Überlegungen mit gesteuert. Schließlich können die 
Unbestimmtheiten der möglichen Sanierungsverfahren dazu genutzt werden, statt teurer 
Beseitigung von Schadstoffen nur eine billige Bodenabdeckung vorzunehmen. Altlasten 
wurden also oft billiger anders saniert oder einfach liegen gelassen. All diese Gründe wer-
den auf die Sanierung von Umweltschäden mit zutreffen. 

So enthält die Begründung des USchadG-Entwurfs zu den Kostenauswirkungen die zutref-
fende Aussage: „Durch die Regelungen dieses Gesetzes werden keine wesentlichen Kos-
ten für Unternehmen und Wirtschaft erwartet. Das Gesetz enthält nur zum Teil und abhän-
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gig von bestehenden Regelungen der Länder neue Anforderungen für die Verantwortlich-
keit von Umweltschäden.“ 

Das liegt auch daran, dass das Umweltrecht in Deutschland einen hohen Stand erreicht, 
als dessen Folge eher selten Schadensfälle auftreten. Sonderereignisse wie Brände oder 
Dammbrüche werden zwar nie vollständig vermieden werden können, doch von 1980 bis 
2006 wurden beim Umweltbundesamt nur 491 meldepflichtige Störfallereignisse aus 
Deutschland registriert. Von diesen 18 Störfällen pro Jahr wirken sich viele nicht auf den 
engen Kreis der erfassten Umweltschäden aus. Die schwerwiegenden schleichenden Um-
weltschäden aus diffusen Quellen wie etwa die Nitratanreicherung im Grundwasser oder 
die allgemeine Arten- und Biotopverarmung sind ebenfalls von der Richtlinie nicht als 
Schaden erfasst. Insgesamt wird sich die Umwelthaftungsrichtlinie in Deutschland kaum 
bemerkbar machen. Anzahl und Umfang der Fälle werden sehr überschaubar sein. 

Das neue Recht wird im wesentlichen ein Papiertiger sein. Das Gesetzblatt sperrt kräftig 
das Maul auf, aber hinter dem Maul ist wenig, was auf große Beute schließen lässt. 

So bleibt als letztes, dass manche befürchten, dass die neue Einbindung der Öffentlichkeit 
zu Sanierungsexplosionen führen würden. Vorab der Details lässt sich dazu bereits sagen: 
Die Öffentlichkeit ist nicht Hauptakteur, sie kann nur säumige Behörden zum Handeln an-
halten. Sie kann nur das einfordern, was das Gesetz an Sanierung hergibt, nicht mehr. Der 
deutsche Gesetzgeber verfolgte auch bei den Öffentlichkeitsrechten das Modell, nur 1:1 
das EG-Recht umzusetzen. Deutschland nutzte die Option des Art. 12 Abs. 2 RL 
2004/35/EG, die Beteiligung der Öffentlichkeit nur für bereits eingetretene Schäden, aber 
nicht für die Fälle erst drohenden Gefahr eines Schadens einzuführen. Der Gesetzgeber 
nahm auch keine sonstigen Veränderungen vor. So werden Umweltverbände bei der Ü-
berprüfung von Ermessensentscheidungen weiterhin nicht eine ganz bestimmte Sanie-
rungsmaßnahme durchsetzen, sondern nur die Grenzen des Ermessens bei der Wahl der 
Sanierungsmethode überprüfen lassen können. 

Zur Einbindung der Öffentlichkeit trifft das Umweltschadensgesetz die in der Richtlinie 
zwingend vorgegebenen Regelungen, eine in Bezug auf das Verwaltungsverfahren und 
weitere zu einer Initiativ- und einer Klageregelung. 

1. Läuft bereits ein Sanierungsverfahren, so unterrichtet nach § 8 Abs. 4 USchadG die zu-
ständige Behörde die Betroffenen und Umweltvereinigungen über die vorgesehenen Sanie-
rungsmaßnahmen und gibt ihnen Gelegenheit, sich zu äußern; die Unterrichtung kann 
durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. Die rechtzeitig eingehenden Stellungnahmen 
sind bei der Entscheidung zu berücksichtigen. 

Entgegen sonstigem deutschen Recht ist diese Beteiligung schwach ausgestaltet. Als öf-
fentliche Bekanntmachung soll nach der Begründung ein öffentlicher Aushang genügen. 
Solche Aushänge im Rathaus werden die meisten Betroffenen und Umweltverbände nicht 
wahrnehmen. Sodann werden den Umweltverbänden die Unterlagen nicht zugesandt und 
es findet kein Erörterungstermin statt. Diese Minimalregelung des USchadG liegt im ge-
genwärtigen deutschen Trend, die Beteiligungsrechte zurück zuschneiden auf das europa-
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rechtlich geforderte Minimum. Und dieses ist nicht so detailliert, dass es die Öffentlichkeit 
tatsächlich zu einer wirkungsvollen Beteiligung verhilft. 

2. Die Öffentlichkeit kann zweitens ein neues Verfahren mit ihrer Initiative in Gang bringen. 
Nach § 10 USchadG wird die zuständige Behörde wird zur Durchsetzung der Sanierungs-
pflichten tätig, wenn ein in eigenen Rechten Betroffener oder eine Vereinigung, die nach 
§ 11 Abs. 2 Rechtsbehelfe einlegen kann, dies beantragt und die zur Begründung des An-
trags vorgebrachten Tatsachen den Eintritt eines Umweltschadens glaubhaft erscheinen 
lassen. Dieses förmliche Inititativrecht ist neu.  

3. Schließlich können Betroffene und Umweltverbände gegen eine Entscheidung oder das 
Unterlassen einer Entscheidung der zuständigen Behörde Rechtsbehelfe geltend machen, 
indem sie zunächst Widerspruch einlegen und sodann gegen die Behördenentscheidung 
oder deren Unterlassen gerichtliche Klagen vorbringen können. Diese Rechtsschutzrege-
lung in einem Absatz ist denkbar kurz, aber sie enthält eine reichliche Fülle von Vorausset-
zungen und Problemen. 

Der Absatz erklärt § 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes für entsprechend anwendbar. 
Das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz enthält deutliche Einschränkungen, so dass nicht jede 
Umweltvereinigung gegen alles klagen kann. 

Der klagende Verband muss nach § 3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz anerkannt sein, wobei 
die nach dem Naturschutzrecht anerkannte Vereine als anerkannt gelten. Für die Anerken-
nung muss eine Vereinigung 

1. nach ihrer Satzung ideell und nicht nur vorübergehend vorwiegend die Ziele des 
Umweltschutzes fördern, 

2. im Zeitpunkt der Anerkennung mindestens drei Jahre besteht und in diesem Zeit-
raum im Sinne der Nummer 1 tätig gewesen sein, 

3. die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung bieten; dabei sind Art und 
Umfang ihrer bisherigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis sowie die Leistungsfähigkeit 
der Vereinigung zu berücksichtigen, 

4. gemeinnützige Zwecke im Sinne von § 52 der Abgabenordnung verfolgen und 

5. den Eintritt als Mitglied, das in der Mitgliederversammlung volles Stimmrecht hat, 
jeder Person ermöglichen, die die Ziele der Vereinigung unterstützt. 

Die anspruchsvollen Anerkennungsvoraussetzungen schließen Klagen von lose organisier-
ten oder ad hoc gebildeten Vereinigungen aus. Bürgerinitiativen oder verursacherbezoge-
ne, hoch spezialisierte Umweltgruppen wie die „Coordination gegen BAYER-Gefahren“ und 
selbst Umweltverbände wie Greenpeace sind nicht von vornherein klagebefugt. Die engen 
Anerkennungsvoraussetzungen erschweren die Funktionen der Verbandsklage zur Bünde-
lung von Einzelklagen. 
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Der Verband muss zur Beteiligung muss sich im vorausgehenden Verwaltungsverfahren in 
der Sache geäußert haben. Es ist ausgeschlossen, vor Gericht Argumente vorzubringen, 
die nicht bereits in dieser Stellungnahme enthalten waren.  

Für die Begründetheit einer Klage muss nach § 11 Abs. 2 USchadG mit § 2 Abs. 5 Nr. 1 
URG gegeben sein: 

1. Es muss ein Umweltschaden vorliegen, § 2 Abs. 1 USchadG. 

2. Der Verantwortliche hat seine im § 6 USchadG enthaltene Sanierungspflich-
ten nicht erfüllt.  

3. Die Behörde hat entgegen § 8 Abs. 2 USchadG nicht oder unzureichend ge-
handelt. 

4. Dies verstößt, § 2 Abs. 5 Nr. 1 URG entsprechend, gegen Rechtsvorschrif-
ten, die 

- dem Umweltschutz dienen, 

- Rechte Einzelner begründen und 

- für die Entscheidung von Bedeutung sind, 

5. Schließlich muss der Verstoß Belange des Umweltschutzes berühren, die zu 
den vom Verband nach seiner Satzung zu fördernden Zielen gehören, § 2 
Abs. 5 Nr. 1 URG. 

Aus dieser Fülle von Voraussetzung wird insbesondere die vierte sehr kontrovers disku-
tiert. Die verletzte Rechtsvorschrift müsste im Sinne der traditionellen deutschen Be-
schränkung des Rechtsschutzes auf subjektive Rechte „Rechte Einzelner begründen“ 

Die Vorschriften des USchadG dienen dem allgemeinen Umweltschutz. Doch eine allge-
meine Umweltschutzvorschrift begründet keine Rechte Einzelner im Sinne des § 2 URG. 
Das Umweltschadensrecht bezieht sich ausdrücklich nicht auf privatrechtlichen Schadens-
ersatz infolge eines Umweltschadens, sondern nur auf die Sanierung der Umweltschäden. 
Durch den Bezug auf die eingeengte Rügebefugnis des § 2 URG wären ökologische Schä-
den nicht einklagbar. Die Verbandsklage kann nicht greifen, wenn die verletzte Rechtsvor-
schrift im Verständnis der Schutznormtheorie drittschützend sein muss. Dieses Ergebnis 
wird offensichtlich der RL 2004/35/EG nicht gerecht. Im Erwägungsgrund 25 arbeitet die 
Richtlinie genau die Unterschiede der Rügebefugnisse heraus: „Personen, die von einem 
Umweltschaden nachteilig betroffen oder wahrscheinlich betroffen sind, sollten berechtigt 
sein, die zuständige Behörde zum Tätigwerden aufzufordern. Der Umweltschutz stellt je-
doch kein klar abgegrenztes Interesse dar, so dass Einzelpersonen sich nicht immer dafür 
einsetzen oder einsetzen können. Nichtregierungsorganisationen, die sich für den Umwelt-
schutz einsetzen, sollte daher ebenfalls die Möglichkeit gegeben werden, angemessen zur 
wirksamen Umsetzung dieser Richtlinie beizutragen.“ 
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Vor allem aus diesem Grund wird die deutsche Regelung zunächst leer laufen, bis sie vom 
Europäischen Gerichtshof als unvereinbar mit dem EG-Recht aufgehoben werden wird. 
Doch das wird einige Jahre dauern. Bis dahin können Umweltverbände, auch wegen der 
hohen Kosten, vernünftigerweise kaum Klagen nach dem Umweltschadensgesetz erheben. 

Diese europarechtswidrige Einschränkung des Klagerechts lässt sich nur aus einer irratio-
nalen Ablehnung der Verbandsklage in traditionellen Wirtschafts- und Verwaltungskreisen 
in Deutschland erklären. Aus den Erfahrungen mit bestehenden Klagerechten ist diese ü-
bermäßige Einschränkung unerklärlich. 

 

5.1 Erfahrungen mit Beschwerderechten der Öffentlichkeit 

Entsprechend der Terminologie in Deutschland werde ich im folgenden nicht von Be-
schwerderechten, sondern von Klagerechten sprechen. 

In keiner Rechtsordnung kann jede Person alles einklagen. Rechtsschutz ist ein hohes, 
aber auch ein knappes Gut. Viele Rechtsordnungen gehen davon aus, dass die klagende 
Person ein besonderes Interesse am Klagegegenstand darlegen muss, andere limitieren 
den Zugang zu Gericht dadurch, dass sie die Verletzung eines dieser Person zustehenden 
Rechts einfordern. Das Allgemeingut Umwelt ist in der Regel nicht einer Person als indivi-
duelles Recht zugeordnet oder gehört nicht zu den ihr zugeordneten besonderen Interes-
sen. Dies ist die prozessrechtliche Ausprägung der umweltökonomischen Grundsatzdis-
kussion, dass das freie Gut Umwelt nicht einzelnen Personen exklusiv zugeordnet ist, so-
dass sich für dieses zu freie Gut kein Marktwert bildet, wodurch Umweltgüter mangels kor-
rekter Preisbildung zu stark nachgefragt werden. 

In vielen Staaten sind dennoch, gerade um dem freien Gut Umwelt einen Marktfaktor zu 
geben, Klagen für das Allgemeingut Umweltschutz möglich. In Deutschland nicht. Die Um-
welt an sich besitzt keine zugeordneten Rechte. 1988 scheiterte eine Klage aller großen 
deutscher Umweltverbände im Namen der geschädigten Robben in der Nordsee. Es war 
damals ein bewusster Anlauf, eigene Rechte der Natur in die Diskussion zu bringen, aller-
dings als symbolischer Akt auf Scheitern angelegt. 

Deutschland verfolgt ein enges System des subjektiven Rechtsschutzes. Nur wer eigene, 
subjektive Rechte verfolgt, ist zur Einlegung der Klage berechtigt. Eigene Rechte sind etwa 
Gesundheit oder Eigentum, aber nicht das Interesse, weiterhin in einer intakten Natur in 
der Umgebung Naherholung machen zu können. Es besteht kein Recht einer Person, Gü-
ter der Allgemeinheit einklagen zu können. Dies betrifft einige Güter fast komplett, so den 
Naturschutz, den Klimaschutz oder den Grundwasserschutz. Im Ergebnis können Vor-
schriften über weite Teile des allgemeinen Umweltschutzes, über den Vorsorgebereich, 
über die Abfallvermeidung, die Energieeinsparung und vieles mehr verletzt werden, ohne 
dass ein Kläger und damit ohne dass ein Richter ihre Einhaltung kontrollieren kann. 
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Seit dem Beginn des modernen Umweltrechts, in den frühen 1970er Jahre, wurde diese 
Rechtsschutzlücke als eine wesentliche Ursache der damals hoch diskutierten unvollstän-
digen Anwendung des Umweltrechts, des Vollzugsdefizits, ausgemacht14. Den Forderun-
gen, diese Lücke zu schließen, kam der deutsche Gesetzgeber in einem kleinen Ausschnitt 
nach. 

Der kleine Ausschnitt ist das Naturschutzrecht, wo seit Beginn der 1980er Jahre in einzel-
nen Bundesländern und seit 2002 bundesweit sogenannte Verbandsklagen eröffnet wur-
den. 

Die späte und restriktive Einführung liegt an grundsätzlichen Bedenken und Befürchtungen: 
Verbandsklagen, so wurden argumentiert, passten nicht  in das deutsche Rechtsschutzsys-
tem, Verbandsklagen führten zu einer Überlastung der Gerichte und verhinderten Investiti-
onen zum Nachteil des Wirtschaftsstandorts Deutschland. 

Aus heutiger Sicht kann alles als widerlegt angesehen werden. Der Begriff Verbandsklage 
rührt daher, dass auch in anderen Rechtsgebieten, etwa im Wettbewerbs-, Verbraucher-
schutz und Gleichstellungsrecht privatrechtliche Verbände die Einhaltung objektiven 
Rechts gerichtlich einfordern können. Es kann also keine Rede davon sein, dass ihre Ein-
führung im Umweltrecht das Gesamtsystem des deutschen Rechtsschutzes stürze. 

Eine Klageflut ist mit den umweltrechtlichen Verbandsklagen in Deutschland nicht eingetre-
ten. In Nordrhein-Westfalen wurden nach der Einführung des Verbandsklagerechts im Jahr 
2000 bis November 2005 nur vier Haupt- und neun Eilverfahren anhängig gemacht. Insge-
samt hatte die dortige Verwaltungsgerichtsbarkeit gut 300 000 neue Verfahren zu bewälti-
gen. Auch bundesweite Erhebungen kommen auf Anteil von Verbandsklagen von 0,016, 
0,0149 bzw. 0,0145 % aller verwaltungsgerichtlichen Klagen. Verbandsklagen nehmen, 
auch in allen anderen Staaten, einen zu vernachlässigenden Anteil an der Gesamtanzahl 
der Klagen ein. 

Verbandsklagen werden auch nicht zu Blockadezwecken missbraucht, um bedeutsame 
Infrastrukturprojekte sachwidrig zu verzögern. Die meisten werden einer Instanz abge-
schlossen. Zudem hat der Gesetzgeber für fast alle Fälle die aufschiebende Wirkung von 
Klagen beseitigt, so dass eingelegte Klagen keine blockierende Wirkung besitzen können. 

Die Rechtsprechung tat ein übriges dazu, indem sie zum Beispiel die Anforderungen für 
Verbände, an die Darlegungslast sehr hoch ansetzte und damit restriktiv wirkte. 

Verbandsklagen wurden mit einem Streitwert von mindestens 15 000 Euro versehen, so 
dass sich daraus Prozesskosten von mindestens 4 000 Euro ergaben, oft mehr wegen Ko-
sten der Beigeladenen, Sachverständigen usw. Solche Kostenhöhen kann kein Verband 
beliebig oft schultern. 

                                                 
14 Die weitere Darstellung folgt dem exzellenten Überblick des Vorsitzenden des Rats von Sachverständigen für Umweltfragen, Hans-

Joachim Koch: Die Verbandsklage im Umweltrecht, Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 2007, S. 369 – 379. 
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Dennoch, ist man versucht zu sagen, dennoch haben Verbandsklagen eine gute qualitative 
Erfolgsquote. Der Anteil gewonnener zu verlorenen Klagen ist jedenfalls nicht schlechter 
als bei anderen Prozessen. Dies zeigt, dass die Verbände keineswegs nur Klagen einle-
gen, um Projekte zu verzögern oder zu verhindern, sondern dass sie dies in Fällen tun, in 
denen sie wegen Rechtsverstößen gewinnen können. 

Insgesamt ist mir kein Fall bekannt, in dem ein bedeutendes Investitions- oder Infrastruk-
turvorhaben durch Verbandsklagen verhindert wurde. Der Ausbau des Frankfurter Flugha-
fens, das Airbuswerk in Hamburg, die Ostseeautobahn, überhaupt der Infrastrukturausbau 
in den östlichen Bundesländern wurde durch Verbandsklagen nicht verhindert. 

Seit Ende 2006 gibt es Erweiterungen in einem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz, das die Vor-
gaben der Richtlinie 2003/35/EG umsetzte. Ausgeweitet wurden die möglichen Klagege-
genstände auf die der IVU- und der UVP-Richtlinie unterfallenden Vorhaben, also inhaltlich 
über naturschutzbedeutsame Vorhaben auf industrielle und infrastrukturelle Vorhaben. 
Dem entspricht, bei Beibehaltung der anspruchsvollen Anerkennungsanforderungen, eine 
Ausdehnung der klagebefugten Verbände, von bisher Naturschutzvereinen auf Umweltver-
eine. Jedenfalls potentiell, da bislang erst zwei zusätzliche Vereine einen Antrag auf Aner-
kennung stellten. 

Die Aarhus-Konvention, die Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie 2003/35/EG und weitere 
Vorschriften der EG folgen dem Ansatz, zur Verbesserung des Umweltschutzes den Ein-
zelnen und den Umweltorganisationen mehr Rechte zu verleihen. Dabei kann sich die EG 
auf die Traditionen vieler Mitgliedstaaten stützen, für die breite Informations- oder Klage-
möglichkeiten ein selbstverständlicher Bestandteil ihrer Kultur sind. Es dient damit nicht nur 
dem Umweltschutz, sondern der Harmonisierung von Wettbewerbsbedingungen im Bin-
nenmarkt, in der EU diese Rechte auf einem Mindeststandard zusammenzuführen. Das 
deutsche Beispiel zeigt, dass solche Entwicklungen für Mitgliedstaaten mit anderer Kultur 
zu Umstellungsschwierigkeiten führen. Doch die deutschen Erfahrungen mit den natur-
schutzrechtlichen Klagen zeigen auch, dass dieser Schritt nicht zu Nachteilen im Wettbe-
werb um den besten Wirtschaftsstandort führt. 
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Regierungsvorlage vom 09.05.2007 

Bundesgesetz über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (Bun-
des-Umwelthaftungsgesetz – B-UHG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Ziele 

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt auf der Grundlage des Verursacherprinzips Maßnahmen zur Vermeidung 
und Sanierung von Umweltschäden. 

Anwendungsbereich 
§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für 

           1. Schädigungen von Gewässern und für jede unmittelbare Gefahr solcher Schädigungen durch die 
Ausübung einer der in Anhang 1 angeführten beruflichen Tätigkeiten und 

           2. Schädigungen des Bodens und für jede unmittelbare Gefahr solcher Schädigungen durch die Aus-
übung einer der in Anhang 1 Z 1 bis 11 angeführten beruflichen Tätigkeiten. 

(2) Wird ein Umweltschaden oder eine unmittelbare Gefahr eines solchen durch eine nicht klar abge-
grenzte Verschmutzung verursacht, ist dieses Bundesgesetz nur dann anzuwenden, wenn ein ursächlicher Zu-
sammenhang zwischen dem Schaden und den Tätigkeiten einzelner Betreiber festgestellt werden kann. 

(3) Weitergehende Verpflichtungen auf Grund von unmittelbar anwendbaren gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften sowie von Gesetzen und auf deren Grundlage erlassenen Verordnungen und Bescheiden, die die 
Vermeidung oder die Sanierung von Umweltschäden regeln, bleiben unberührt. 

(4) Die Bestimmungen des bürgerlichen Rechts auf dem Gebiet des Schadenersatzes bleiben unberührt. 
Ausnahmen 

§ 3. (1) Umweltschäden und die unmittelbare Gefahr solcher Schäden fallen nicht unter dieses Bundesge-
setz, wenn sie verursacht werden 
           1. durch bewaffnete Konflikte, Feindseligkeiten, Bürgerkrieg, Aufstände oder terroristische Angriffe 

oder 
           2. durch ein außergewöhnliches, unabwendbares und nicht beeinflussbares Naturereignis. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Umweltschäden und nicht für die unmittelbare Gefahr solcher Schäden, 
soweit diese in den Anwendungsbereich des Atomhaftungsgesetzes 1999, BGBl. I Nr. 170/1998, fallen. 

(3) Dieses Bundesgesetz gilt weder für Tätigkeiten, deren Hauptzweck die Landesverteidigung oder die 
internationale Sicherheit ist, noch für Tätigkeiten, deren alleiniger Zweck der Schutz vor Naturkatastrophen 
ist. 

Begriffsbestimmungen 
§ 4. Für dieses Bundesgesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

           1. Als Umweltschaden gilt 
                a) jede Schädigung der Gewässer, das ist jeder Schaden, der erhebliche nachteilige Auswirkungen 

auf den ökologischen, chemischen oder mengenmäßigen Zustand oder das ökologische Potenzial 
der betreffenden Gewässer im Sinn des Wasserrechtsgesetzes 1959 (WRG 1959), BGBl. Nr. 215, 
hat, mit Ausnahme der nachteiligen Auswirkungen, die in Anwendung des § 104a WRG 1959 oder 
in vor dem 22. Dezember 2003 in Anwendung des WRG 1959 erlassenen Bescheiden bewilligt 
wurden, und 

               b) jede Schädigung des Bodens, das ist jede Bodenverunreinigung, die ein erhebliches Risiko einer 
Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit auf Grund der direkten oder indirekten Einbrin-
gung von Stoffen, Zubereitungen, Organismen oder Mikroorganismen in, auf oder unter den Grund 
verursacht. 

           2. Als Schaden oder Schädigung gilt eine direkt oder indirekt eintretende feststellbare nachteilige Ver-
änderung einer natürlichen Ressource oder Beeinträchtigung der Funktion einer natürlichen Ressour-
ce. 
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           3. Die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens ist gegeben, wenn die hinreichende Wahrscheinlich-
keit besteht, dass ein solcher Schaden in naher Zukunft eintreten wird. 

           4. Als berufliche Tätigkeit gilt jede in Anhang 1 angeführte Tätigkeit, die im Rahmen einer wirtschaft-
lichen Tätigkeit, einer Geschäftstätigkeit oder eines Unternehmens mit oder ohne Erwerbszweck aus-
geübt wird, unabhängig davon, ob diese Tätigkeit privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften unterliegt. 

           5. Als Betreiber gilt jede natürliche oder juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts, die 
die berufliche Tätigkeit als Träger des wirtschaftlichen Risikos – allein oder mittels Gehilfen – ausübt 
oder bestimmt. Wird die Tätigkeit nicht mehr ausgeübt und kann der bisherige Betreiber nicht mehr 
herangezogen werden, tritt an seine Stelle der Eigentümer (jeder Miteigentümer) der Liegenschaft, 
von der die Schädigung ausgeht, sofern er den Anlagen oder Maßnahmen, von denen die Schädigung 
ausgeht, zugestimmt oder sie freiwillig geduldet und ihm zumutbare Abwehrmaßnahmen unterlassen 
hat. 

           6. Als Emission gilt die Freisetzung von Stoffen, Zubereitungen, Organismen oder Mikroorganismen in 
die Umwelt infolge menschlicher Tätigkeiten. 

           7. Als Vermeidungsmaßnahme gilt jede Maßnahme, die nach Ereignissen, Handlungen oder Unterlas-
sungen, die eine unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens verursacht haben, getroffen wird, um 
diesen Schaden zu vermeiden oder zu minimieren. 

           8. Als Sanierungsmaßnahme gilt jede Tätigkeit oder Kombination von Tätigkeiten einschließlich mil-
dernder und einstweiliger Maßnahmen im Sinne der Anhänge 2 und 3 mit dem Ziel, geschädigte na-
türliche Ressourcen oder beeinträchtigte Funktionen wieder herzustellen, zu sanieren oder zu ersetzen 
oder eine gleichwertige Alternative zu diesen Ressourcen oder Funktionen zu schaffen. 

           9. Als natürliche Ressource gelten Gewässer und Boden; als Funktionen und Funktionen einer natürli-
chen Ressource gelten die Funktionen, die eine natürliche Ressource zum Nutzen einer anderen natür-
lichen Ressource oder der Öffentlichkeit erfüllt. 

         10. Als Ausgangszustand gilt der im Zeitpunkt des Schadenseintritts bestehende Zustand der natürlichen 
Ressourcen und Funktionen, der bestanden hätte, wenn der Umweltschaden nicht eingetreten wäre, 
und der anhand der besten verfügbaren Informationen ermittelt wird. 

         11. Als Wiederherstellung einschließlich natürlicher Wiederherstellung gilt im Falle von Gewässern die 
Rückführung von geschädigten natürlichen Ressourcen oder beeinträchtigten Funktionen in den Aus-
gangszustand und im Falle einer Schädigung des Bodens die Beseitigung jedes erheblichen Risikos 
einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit. 

         12. Als Kosten im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten die durch die Notwendigkeit einer ordnungsge-
mäßen und wirksamen Durchführung dieses Bundesgesetzes gerechtfertigten Kosten, einschließlich 
der Kosten für die Prüfung eines Umweltschadens, einer unmittelbaren Gefahr eines solchen Scha-
dens, von alternativen Maßnahmen sowie der Verwaltungs- und Verfahrenskosten und der Kosten für 
die Durchsetzung der Maßnahmen, der Kosten für die Datensammlung, sonstiger anteiliger Gemein-
kosten, Finanzierungskosten sowie der Kosten für Aufsicht und Überwachung. 

Vermeidungstätigkeit 
§ 5. (1) Ist ein Umweltschaden noch nicht eingetreten, besteht aber eine unmittelbare Gefahr eines sol-

chen Schadens, so hat der Betreiber unverzüglich die erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen zu ergreifen. 
(2) Kann die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens trotz der Ergreifung der nach Abs. 1 gebotenen 

Vermeidungsmaßnahmen nicht abgewendet werden, hat der Betreiber unverzüglich die Behörde über alle be-
deutsamen Aspekte des Sachverhalts zu verständigen. 

(3) Bestehen für die Behörde Anhaltspunkte für die Annahme, dass die unmittelbare Gefahr eines Um-
weltschadens bestehen könnte, ist sie berechtigt, von jedem als Verursacher in Betracht kommenden Betreiber 
Auskünfte über alle bedeutsamen Aspekte des Sachverhalts zu verlangen und zu diesem Zweck auch Liegen-
schaften und Anlagen durch ihre Organe zu betreten, zu untersuchen und Proben zu entnehmen. Die Auf-
sichts-, Kontroll- und Untersuchungsbefugnisse nach anderen Verwaltungsvorschriften bleiben unberührt. 

(4) Wenn die zur Abwendung der unmittelbaren Gefahr eines Umweltschadens erforderlichen Maßnah-
men nicht, nicht ausreichend oder nicht rechtzeitig getroffen werden, so hat die Behörde die entsprechenden 
Maßnahmen dem Betreiber aufzutragen oder bei Gefahr im Verzug unmittelbar anzuordnen und gegen Ersatz 
der Kosten durch den Betreiber nötigenfalls unverzüglich durchführen zu lassen. Gefahr im Verzug ist jeden-
falls gegeben, wenn eine Wasserversorgung gefährdet ist. 
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(5) Maßnahmen, die Gegenstand einer behördlichen Anordnung oder eines behördlichen Auftrages ge-
mäß Abs. 4 sind, bedürfen keiner Bewilligung nach bundesrechtlichen Vorschriften. § 72 WRG 1959 findet 
sinngemäß Anwendung. 

(6) Fällt die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes, gel-
ten die vorerst nach anderen umweltrechtlichen Vorschriften des Bundes ergriffenen behördlichen Maßnah-
men zur Vermeidung der Gefahr als Maßnahmen im Sinn dieser Bestimmung. 

Sanierungstätigkeit 
§ 6. (1) Ist ein Umweltschaden eingetreten, so hat der Betreiber – ungeachtet einer allenfalls nach § 5 

Abs. 2 erfolgten Verständigung – unverzüglich 
           1. die zuständige Behörde über alle bedeutsamen Aspekte des Sachverhaltes zu informieren, 
           2. alle erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um die betreffenden Schadstoffe und ihre Schadfakto-

ren unverzüglich zu kontrollieren, einzudämmen, zu beseitigen oder auf sonstige Weise zu behandeln, 
um nachteilige Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sowie weitere Schädigungen des Ge-
wässers bzw. des Bodens und weitere Beeinträchtigungen von Funktionen hintanzuhalten, und 

           3. die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen gemäß § 7 zu ergreifen. 
(2) Bestehen für die Behörde Anhaltspunkte für die Annahme, dass ein Umweltschaden eingetreten sein 

könnte, kann sie von jedem als Verursacher in Betracht kommenden Betreiber alle zur Beurteilung der Situa-
tion erforderlichen Auskünfte verlangen und zu diesem Zweck auch Liegenschaften und Anlagen durch ihre 
Organe betreten, untersuchen und Proben entnehmen. Die Aufsichts-, Kontroll- und Untersuchungsbefugnisse 
nach anderen Verwaltungsvorschriften bleiben unberührt. 

(3) Ist ein Umweltschaden eingetreten und werden die Vorkehrungen gemäß Abs. 1 Z 2 oder die Sanie-
rungsmaßnahmen gemäß Abs. 1 Z 3 nicht, nicht ausreichend oder nicht rechtzeitig getroffen, so hat die Be-
hörde dem Betreiber die entsprechenden Vorkehrungen oder Maßnahmen aufzutragen oder bei Gefahr im 
Verzug unmittelbar anzuordnen und gegen Ersatz der Kosten durch den Betreiber nötigenfalls unverzüglich 
durchführen zu lassen. Gefahr im Verzug ist jedenfalls gegeben, wenn eine Wasserversorgung gefährdet ist. 

(4) Maßnahmen, die Gegenstand einer behördlichen Anordnung oder eines behördlichen Auftrages ge-
mäß Abs. 3 sind, bedürfen keiner Bewilligung nach bundesrechtlichen Vorschriften. § 72 WRG 1959 findet 
sinngemäß Anwendung. 

Bestimmung von Sanierungsmaßnahmen 
§ 7. (1) Ist eine Schädigung eines Gewässers eingetreten, hat der Betreiber mögliche Sanierungsmaß-

nahmen gemäß Anhang 2, ist eine Schädigung des Bodens eingetreten, hat der Betreiber mögliche Sanie-
rungsmaßnahmen gemäß Anhang 3 zu ermitteln. Der Betreiber hat der Behörde die vorgesehenen Sanie-
rungsmaßnahmen anzuzeigen, es sei denn, die Behörde ist bereits gemäß § 6 Abs. 3 tätig geworden. 

(2) Sind die gemäß Abs. 1 zweiter Satz angezeigten Maßnahmen nach Auffassung der Behörde nicht aus-
reichend, um die betreffenden Schadstoffe oder ihre Schadfaktoren unverzüglich zu kontrollieren, einzudäm-
men, zu beseitigen oder auf sonstige Weise zu behandeln und um weitere Umweltschäden und sonstige 
nachteilige Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit oder eine weitere Beeinträchtigung von Funktio-
nen hintanzuhalten, so hat die Behörde dem Betreiber die gemäß Anhang 2 oder 3 erforderlichen Maßnahmen 
aufzutragen. Solche Maßnahmen können auch über die von der Behörde nach § 5 Abs. 4 oder nach § 6 Abs. 3 
getroffenen Anordnungen hinausgehen, wenn dies zur Erreichung der in Anhang 2 oder 3 festgelegten Ziele 
erforderlich ist. 

(3) Die Behörde hat den wesentlichen Inhalt der angezeigten und der von ihr anzuordnenden Sanie-
rungsmaßnahmen entsprechend zu veröffentlichen. Sie hat bekannte Beteiligte (Betroffene) tunlichst persön-
lich zu informieren und rechtzeitig eingelangte Stellungnahmen zu berücksichtigen. 

(4) Maßnahmen, die Gegenstand einer behördlichen Anordnung oder eines behördlichen Auftrages ge-
mäß Abs. 2 sind, bedürfen keiner Bewilligung nach bundesrechtlichen Vorschriften. § 72 WRG 1959 findet 
sinngemäß Anwendung. 

(5) Sind mehrere Schädigungen eines Gewässers oder mehrere Schädigungen des Bodens in der Weise 
eingetreten, dass die Behörde nicht gewährleisten kann, dass die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen gleich-
zeitig ergriffen werden, so hat die Behörde zu entscheiden, welcher Schaden zuerst zu sanieren ist. Dabei hat 
sie insbesondere Art, Ausmaß und Schwere der einzelnen Schadensfälle und Risiken für die menschliche Ge-
sundheit sowie die Möglichkeit einer Rückführung des Gewässers oder des Bodens in den jeweiligen Aus-
gangszustand durch den natürlichen Lauf der Dinge zu berücksichtigen. 
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(6) Fällt ein Umweltschaden in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes, gelten die vorerst nach anderen 
umweltrechtlichen Vorschriften des Bundes ergriffenen behördlichen Maßnahmen zur Verringerung oder Sa-
nierung der Gefahr als Maßnahmen im Sinn dieser Bestimmung. 

Kosten der Vermeidungs- und Sanierungstätigkeit 
§ 8. (1) Soweit in den folgenden Absätzen nicht anderes bestimmt wird, hat der Betreiber sämtliche sich 

aus § 4 Z 12 ergebende Kosten der nach diesem Bundesgesetz durchgeführten Vermeidungs- und Sanierungs-
tätigkeiten zu tragen, unter Einschluss der Kosten von administrativen Rechtsmittelverfahren, in denen er un-
terlegen ist. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft und Ar-
beit sowie nach Anhörung der Landeshauptleute mit Verordnung im Interesse der Vereinfachung der Ermitt-
lung nähere Bestimmungen für die zu erstattenden Verwaltungs- und Verfahrenskosten, Kosten für die Durch-
setzung der Maßnahmen und sonstigen Gemeinkosten festzulegen. 

(2) Sind von der Behörde Vermeidungs- oder Sanierungsmaßnahmen gegen Ersatz der Kosten durch den 
Betreiber durchführen zu lassen, hat die Behörde dem Betreiber zugleich die Stellung einer dinglichen Sicher-
heit oder anderer geeigneter Garantien in Höhe des geschätzten Aufwands vorzuschreiben, der bei der Behör-
de voraussichtlich anfallen wird. Die Vorschreibung ist aufzuheben, wenn der Verpflichtete einen Nachweis 
im Sinn des Abs. 3 erbringt. Ansonsten ist die Sicherheit mit dem Wirksamwerden der Kostentragung bei den 
Rechtsträgern, die den Aufwand der Behörde tragen, gegen die Kostenvorschreibung zu verrechnen. 

(3) Der Betreiber hat die Kosten der Vermeidungs- und Sanierungstätigkeit nicht zu tragen, wenn er 
nachweist, dass der Schaden oder die unmittelbare Gefahr des Schadens 
           1. durch einen Dritten verursacht wurden und eingetreten sind, obwohl geeignete Sicherheitsvorkeh-

rungen getroffen wurden und er weiters nachweist, dass bei Nichtvorliegen sämtlicher für die An-
wendung dieses Bundesgesetzes notwendigen Voraussetzungen im Sinn des § 2 Abs. 1 Z 1 auch kei-
ne dem § 31 WRG 1959 unterliegende Gewässerverunreinigung vorliegt, oder 

           2. auf die Befolgung von Aufträgen oder Anordnungen einer Behörde zurückzuführen sind, sofern es 
sich nicht um Aufträge oder Anordnungen infolge von Emissionen oder Vorfällen handelt, die durch 
die eigenen Tätigkeiten des Betreibers verursacht wurden. 

Der Betreiber hat unter denselben Voraussetzungen Anspruch auf Ersatz der ihm für die erforderlichen Ver-
meidungs- und Sanierungsmaßnahmen erwachsenen Kosten. Über Ansprüche nach diesem Absatz entscheidet 
die Behörde mit Bescheid. 

(4) Der Betreiber hat die Kosten der Sanierungstätigkeit nicht zu tragen, wenn er nachweist, dass er nicht 
vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt hat und dass der Umweltschaden verursacht wurde durch 
           1. eine Emission oder ein Ereignis, die nach Art und Umfang durch eine zum Zeitpunkt der Emission 

oder des Ereignisses vorliegende behördliche Bewilligung (Genehmigung, Feststellung, bescheidmä-
ßige Kenntnisnahme) gedeckt sind und dass alle Bedingungen und Auflagen vollständig eingehalten 
wurden, oder 

           2. eine Emission oder eine Tätigkeit oder jede Art der Verwendung eines Produkts im Verlauf einer 
Tätigkeit, bei denen der Betreiber nachweist, dass sie nach dem Stand der wissenschaftlichen und 
technischen Erkenntnisse zum Zeitpunkt, an dem die Emission freigesetzt oder die Tätigkeit ausgeübt 
wurde, nicht als wahrscheinliche Ursache von Umweltschäden angesehen wurden. 

Der Betreiber hat unter denselben Voraussetzungen Anspruch auf Ersatz der ihm für die erforderlichen Sanie-
rungsmaßnahmen erwachsenen Kosten. Über Ansprüche nach diesem Absatz entscheidet die Behörde mit 
Bescheid. 

(5) Kostentragungspflichten nach den vorstehenden Absätzen gehen in Fällen gesellschaftsrechtlicher 
Gesamtrechtsnachfolge auf den Rechtsnachfolger über. 

(6) Können Kosten nach den vorstehenden Absätzen bei dem zur Kostentragung Verpflichteten nicht he-
reingebracht werden, dann kann zur Kostentragung der Eigentümer (jeder Miteigentümer) der Liegenschaft, 
von der die Schädigung ausgeht, verpflichtet werden, sofern er den Anlagen oder Maßnahmen, von denen die 
Schädigung ausgeht, zugestimmt oder sie freiwillig geduldet und ihm zumutbare Abwehrmaßnahmen unter-
lassen hat. Dies gilt unter den Voraussetzungen von § 31 Abs. 4 zweiter Satz WRG 1959 auch für den Rechts-
nachfolger des Liegenschaftseigentümers. 

(7) Die Befugnis einer nach den vorstehenden Absätzen zur Kostentragung herangezogenen Person, ihren 
eigenen Aufwand gegenüber Dritten vor den ordentlichen Gerichten geltend zu machen, bleibt unberührt. 
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(8) Der Bund, vertreten durch den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft, hat in verwaltungsbehördlichen Verfahren betreffend Kosten und Ersätze nach den vorstehenden 
Absätzen Parteistellung. 

Behörde 
§ 9. (1) Für die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Maßnahmen, ausgenommen Entscheidungen nach 

§ 12, ist die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, in deren örtlichem Wirkungsbereich die Vermeidungs- 
oder Sanierungsmaßnahmen zu ergreifen waren oder zu ergreifen gewesen wären. 

(2) Der zuständigen Behörde obliegt es festzustellen, welcher Betreiber den Schaden oder die unmittelba-
re Gefahr eines Schadens verursacht hat, die Erheblichkeit des Schadens zu ermitteln und zu bestimmen, wel-
che Sanierungsmaßnahmen gemäß Anhang 2 oder 3 zu treffen sind. Zu diesem Zweck ist die zuständige Be-
hörde befugt, von dem betreffenden Betreiber die Durchführung einer eigenen Bewertung und die Bereitstel-
lung aller erforderlichen Informationen und Daten zu verlangen. 

(3) Soweit behördliche Entscheidungen über Vermeidungs- oder Sanierungsmaßnahmen nicht mit Be-
scheid ergehen, ist der Betreiber, auf dessen Kosten die Maßnahmen ergriffen werden, auf Verlangen unver-
züglich über die Gründe und die offen stehenden Rechtsbehelfe zu belehren. 

(4) Im Fall einer Sanierung des Bodens hat die Behörde die Gemeinde von dem der Sanierung zugrunde 
liegenden Sanierungsziel zu unterrichten. 

Grenzüberschreitende Umweltschäden 
§ 10. (1) Ist ein Umweltschaden eingetreten, der Auswirkungen auf das Gebiet eines anderen Mitglied-

staats der Europäischen Union haben kann, hat die Behörde diesen Mitgliedstaat zu unterrichten. 
(2) Stellt eine Behörde einen Umweltschaden fest, der außerhalb des Staatsgebiets der Republik Öster-

reich verursacht wurde, kann sie dies der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und den in Betracht 
kommenden anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union melden und gegenüber diesen Mitgliedstaaten 
die bei den Rechtsträgern, die den Aufwand der Behörde tragen, angefallenen Kosten für Vermeidungs- und 
Sanierungsmaßnahmen geltend machen. 

(3) Bei grenzüberschreitenden Umweltschäden haben die Behörden, in deren Amtssprengel der Umwelt-
schaden oder die unmittelbare Gefahr eines solchen Schadens in Österreich wirksam geworden ist, mit den 
zuständigen Behörden der in Betracht kommenden anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union zusam-
menzuarbeiten – einschließlich in Form eines angemessenen Informationsaustausches –, um zu gewährleisten, 
dass Vermeidungs- und erforderlichenfalls Sanierungstätigkeiten hinsichtlich eines solchen Schadens durch-
geführt werden. 

(4) Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberührt. 
Umweltbeschwerde 

§ 11. (1) Natürliche oder juristische Personen, die durch einen eingetretenen Umweltschaden oder durch 
die unmittelbare Gefahr eines solchen Schadens in ihren Rechten verletzt werden können, können dies bei der 
Bezirksverwaltungsbehörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich die behauptete Schädigung eingetreten oder 
zu gewärtigen ist, mittels schriftlicher Beschwerde geltend machen. Das Recht zur Umweltbeschwerde steht 
auch dem Umweltanwalt (§ 2 Abs. 4 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-G 2000), 
BGBl. Nr. 697/1993) und jenen Umweltorganisationen zu, die gemäß § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannt 
sind, und zwar jeweils im Rahmen ihrer örtlichen Anerkennung. 

(2) Als Rechte im Sinn von Abs. 1 erster Satz gelten 
           1. der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen sowie 
           2. in Bezug auf Gewässer: bestehende Rechte im Sinn von § 12 Abs. 2 WRG 1959 und 
           3. in Bezug auf den Boden: das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte an einer betroffenen Liegen-

schaft, nicht jedoch die Möglichkeit einer bloßen Minderung des Verkehrswerts. 
(3) In der Beschwerde ist unter Beifügung der sachlichen Informationen und Daten das Vorliegen der 

Voraussetzungen gemäß Abs. 1 glaubhaft zu machen. Sofern sie nicht selbst zuständig ist, hat die angerufene 
Bezirksverwaltungsbehörde diese Beschwerde unverzüglich an die nach § 9 zuständige Behörde weiterzulei-
ten und den Beschwerdeführer davon zu unterrichten. 

(4) Lässt die Beschwerde einen Umweltschaden oder die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens 
glaubhaft erscheinen, hat die nach § 9 zuständige Behörde dem betroffenen Betreiber Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben und – unbeschadet der gegenüber dem Betreiber zu treffenden Entscheidung – dem Be-
schwerdeführer unter Angabe der Gründe die von ihr als geboten erachtete Vorgangsweise ohne unnötigen 
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Aufschub mitzuteilen. Dies ist nicht erforderlich, wenn die Behörde bereits Vermeidungs- oder Sanierungs-
maßnahmen angeordnet hat; davon ist der Beschwerdeführer zu unterrichten. 

(5) Wenn die Behörde die ihr angezeigten oder die von ihr verfügten Maßnahmen entsprechend veröf-
fentlicht hat, kann sie sich auf einen Hinweis auf diese Veröffentlichung beschränken. 

Rechtsmittel 
§ 12. (1) Personen, der Umweltanwalt und Umweltorganisationen, die gemäß § 11 Abs. 1 eine Umwelt-

beschwerde eingebracht haben, können Beschwerde an den unabhängigen Verwaltungssenat des Bundeslan-
des erheben, in dem die zuständige Behörde ihren Sitz hat, und zwar 
           1.  innerhalb von vierzehn Tagen ab Bekanntgabe der Mitteilung an den Beschwerdeführer wegen 

Rechtswidrigkeit der Mitteilung oder 
           2. nach Ablauf von drei Monaten ab Einbringung der Umweltbeschwerde wegen Rechtswidrigkeit des 

Unterlassens einer Mitteilung. 
(2) Beschwerden gemäß Abs. 1 sind beim unabhängigen Verwaltungssenat einzubringen. Der unabhän-

gige Verwaltungssenat entscheidet durch Einzelmitglied mit Bescheid. 
(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 1 holt der unabhängige Verwaltungssenat die zur Beurteilung des Falls 

maßgeblichen Akten und Unterlagen der Behörde ein. Sofern er die Beschwerde nicht zurückzuweisen hat, hat 
er – bezogen auf den Zeitpunkt der Mitteilung – zu prüfen, ob die Mitteilung dem Aktenstand entspricht und 
ob die von der Behörde gewählte Vorgangsweise im Licht des Beschwerdevorbringens als gerechtfertigt und 
vertretbar zu beurteilen ist. Stellt der unabhängige Verwaltungssenat fest, dass die in Beschwerde gezogene 
Mitteilung in diesem Sinn ganz oder zum Teil rechtswidrig war, hat die Behörde die Umweltbeschwerde unter 
Zugrundelegung der Rechtsanschauung des unabhängigen Verwaltungssenats neuerlich zu prüfen. Ist in der-
selben Angelegenheit bereits eine Berufung einer Partei gemäß Abs. 5 anhängig, hat der unabhängige Verwal-
tungssenat das Verfahren über die Beschwerde auszusetzen; liegt in derselben Angelegenheit bereits eine 
rechtskräftige Entscheidung vor, hat sich der unabhängige Verwaltungssenat darauf zu beschränken, die in 
Abs. 1 genannten Beschwerdeführer vom wesentlichen Inhalt der Entscheidung zu unterrichten. 

(4) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 holt der unabhängige Verwaltungssenat die Stellungnahme der Behörde 
ein. Gelangt er – soweit er die Beschwerde nicht zurückzuweisen hat – auf dieser Grundlage zu der Beurtei-
lung, dass das Unterlassen einer Mitteilung nicht gerechtfertigt ist, hat er festzustellen, dass das Unterlassen 
der Mitteilung rechtswidrig war. In diesem Fall hat die Behörde die Umweltbeschwerde unter Zugrundele-
gung der Rechtsanschauung des unabhängigen Verwaltungssenats neuerlich zu prüfen. 

(5) Gegen Bescheide, die in Anwendung dieses Bundesgesetzes erlassen werden, steht den Parteien das 
Recht der Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat jenes Bundeslandes zu, in dem die Behörde, die 
den Bescheid erlassen hat, ihren Sitz hat. 

(6) Der Bund, vertreten durch den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft, ist berechtigt, gegen letztinstanzliche Entscheidungen über Kosten und Ersätze nach diesem Bun-
desgesetz Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG zu erheben. 

Risikovorsorge 
§ 13. Um den Verpflichtungen nach § 8 nachzukommen, ist vom Betreiber eine angemessene Risikovor-

sorge zu treffen. 
Strafbestimmungen 

§ 14. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 3 500 € zu bestrafen, wer die 
nach § 5 Abs. 2 oder die nach § 6 Abs. 1 Z 1 vorgeschriebene Verständigung der Behörde nicht oder nicht 
unverzüglich vornimmt. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 15 000 € zu bestrafen, wer die in 
§ 5 Abs. 3 oder die in § 6 Abs. 2 geregelten Auskünfte nicht oder nicht unverzüglich erteilt oder die dort vor-
gesehenen Kontrollen und Ermittlungen behindert. 

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 35 000 € zu bestrafen, wer 
           1.  nicht die nach § 5 Abs. 1 erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen unverzüglich ergreift, 
           2. nicht die nach § 6 Abs. 1 Z 2 gebotenen Vorkehrungen unverzüglich trifft oder 
           3.  nicht die nach § 6 Abs. 1 Z 3 und § 7 Abs. 1 gebotenen Sanierungsmaßnahmen unverzüglich ermit-

telt und der Behörde anzeigt. 
(4) Eine Übertretung nach Abs. 1 bis 3 ist nicht zu bestrafen, wenn sie den Tatbestand einer gerichtlich 

strafbaren Handlung erfüllt. 
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Berichte 
§ 15. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft wird ermächtigt, 

mit Verordnung die der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in Angelegenheiten der Umwelthaf-
tung zu erstattenden Berichte zu regeln. 

Verweise 
§ 16. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind 

diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
Personenbezogene Bezeichnung 

§ 17. Bei den in diesem Bundesgesetz verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte 
Form für beide Geschlechter. 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 
§ 18. (1) Anhang 1 Z 3 tritt mit 30. April 2008 in Kraft. 
(2) Dieses Bundesgesetz ist nicht anzuwenden 

           1. auf Schäden, die durch Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht wurden, die vor dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes stattgefunden haben, 

           2. auf Schäden, die durch Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht wurden, die nach dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes stattgefunden haben, sofern sie auf eine Tätigkeit zurückzuführen 
sind, die unzweifelhaft vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes beendet war, und 

           3. auf Schäden, wenn seit den schadensverursachenden Emissionen, Ereignissen oder Vorfällen mehr 
als 30 Jahre vergangen sind. 

Bezugnahme auf Gemeinschaftsrecht 
§ 19. Durch dieses Bundesgesetz wird die Richtlinie 2004/35/EG über Umwelthaftung zur Vermeidung 

und Sanierung von Umweltschäden, ABl. Nr. L 143/56 vom 30. April 2004, in der Fassung der Richtlinie 
2006/21/EG über die Bewirtschaftung von Abfällen aus der mineralgewinnenden Industrie und zur Änderung 
der Richtlinie 2004/35/EG, ABl. Nr. L 102/15 vom 11. April 2006, in österreichisches Recht umgesetzt. 

Vollzugsklausel 
§ 20. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, sofern Abs. 2 nicht anderes bestimmt, der Bun-

desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft betraut, jedoch hinsichtlich des § 8 
Abs. 1 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit. 

(2) Mit der Vollziehung der §§ 2 Abs. 4 und 8 Abs. 7 ist der Bundesminister für Justiz betraut. 
  
  

ANHANG 1 

TÄTIGKEITEN IM SINN DES § 2 Abs. 1: 

1. Der Betrieb von Anlagen, die einer Genehmigung oder Bewilligung nach bundesrechtlichen Vorschrif-
ten bedürfen, die in Umsetzung der Richtlinie 96/61/EG über die integrierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung, ABl. Nr. L 257 vom 10. Oktober 1996, S. 26, erlassen wurden, wie insbesondere 
§ 77a iVm Anlage 3 der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194, § 37 Abs. 1 iVm Anhang 5 des 
Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 (AWG 2002), BGBl. I Nr. 102, § 121 des Mineralrohstoffgesetzes (MinroG), 
BGBl. I Nr. 38/1999, § 5 Abs. 3 des Emissionsschutzgesetzes für Kesselanlagen (EG-K), BGBl. I 
Nr. 15/2004. Dies gilt nicht für die Tätigkeiten, die der Z 12 unterliegen, sowie für den Betrieb von Anlagen 
oder Anlagenteilen, die überwiegend für Zwecke der Forschung, Entwicklung und Erprobung neuer Erzeug-
nisse und Verfahren genutzt werden. 
  

2. Abfallbewirtschaftungsmaßnahmen, wie das Einsammeln, die Beförderung, die Verwertung und die 
Beseitigung von nicht gefährlichen und gefährlichen Abfällen, einschließlich der Überwachung derartiger 
Vorgänge sowie der Überwachung der Deponien nach deren Schließung, sofern diese Maßnahmen von einem 
Abfallsammler oder -behandler gemäß § 2 Abs. 6 Z 3 oder 4 AWG 2002 durchgeführt werden. 
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3. Maßnahmen der Bewirtschaftung (Minimierung, Behandlung, Verwertung und Beseitigung) von mine-
ralischen Abfällen, das sind Abfälle, die direkt beim Aufsuchen, Gewinnen, Aufbereiten und Lagern von mi-
neralischen Rohstoffen sowie beim Betrieb von Steinbrüchen entstehen, durch Einrichtungen und Unterneh-
men, die mineralische Rohstoffe im Tagebau oder Untertagebau zu wirtschaftlichen Zwecken gewinnen, ein-
schließlich der Gewinnung im Bohrlochbergbau und des Aufbereitens der gewonnenen Materialien. Dies gilt 
nicht für das wasserrechtlich ohne besondere Bewilligung zulässige Einleiten von Wasser und das Wiederein-
leiten von abgepumptem Grundwasser. Dies gilt weiters nicht, soweit die zuständige Behörde die Anforde-
rungen für die Ablagerung von nicht gefährlichen Abfällen, die beim Aufsuchen mineralischer Rohstoffe ent-
stehen, mit Ausnahme von Öl und Evaporiten außer Gips und Anhydrit, sowie für die Ablagerung von unver-
schmutztem Boden und von Abfall, der beim Gewinnen, Aufbereiten und Lagern von Torf anfällt, verringert 
oder ausgesetzt hat. 
  

4. Sämtliche Ableitungen, Einleitungen oder Einbringungen in Gewässer, die einer Bewilligung nach 
dem WRG 1959 bedürfen. 
  

5. Wasserentnahme und Aufstauung von Gewässern, die einer Bewilligung nach dem WRG 1959 bedür-
fen. 
  

6. Die Herstellung, Verwendung, Lagerung, Verabreichung, das Abfüllen, die Freisetzung in die Umwelt 
und die innerbetriebliche Beförderung von 
  
             - gefährlichen Stoffen und gefährlichen Zubereitungen im Sinn der §§ 2 und 3 des Chemikaliengeset-

zes 1996 (ChemG 1996), BGBl. I Nr. 53/1997, 
  
             - Pflanzenschutzmitteln im Sinn des § 2 Abs. 1 des Pflanzenschutzmittelgesetzes 1997, BGBl. I 

Nr. 60, und 
  
             - Biozid-Produkten im Sinn des § 2 Abs. 1 Z 2 des Biozid-Produkte-Gesetzes (BiozidG), BGBl. I 

Nr. 105/2000, 
  

soweit diese Tätigkeiten nicht von Z 13 erfasst werden. 
  

7. Die Beförderung gefährlicher oder umweltschädlicher Güter auf der Straße, auf der Schiene, auf Bin-
nengewässern, auf See oder in der Luft (§ 1 Abs. 1 bis 3 des Gefahrgutbeförderungsgesetzes (GGBG), 
BGBl. I Nr. 145/1998). 
  

8. Der Betrieb der unter lit. a angeführten Anlagen, soweit sie nicht schon von einer der vorstehenden 
Ziffern erfasst sind, sofern für sie eine Genehmigung nach der GewO 1994, dem AWG 2002, dem MinroG 
oder dem EG-K erforderlich ist, in Bezug auf die Ableitung der unter lit. b angeführten Schadstoffe in die 
Atmosphäre: 
  
           a)  
             - Kokereien 
             - Raffinerien für Erdöl (ausgenommen Unternehmen, die nur Schmiermittel aus Erdöl herstellen) 
             - Anlagen zur Kohlevergasung und Kohleverflüssigung 
             - Wärmekraftwerke und andere Verbrennungsanlagen mit einer Wärme-Nennleistung von mehr als 

50 MW 
             - Röst- und Sinteranlagen mit einer Kapazität von mehr als 1 000 Tonnen Erz im Jahr 
             - Integrierte Anlagen zur Erzeugung von Roheisen und Rohstahl 
             - Eisengießereien mit Schmelzanlagen mit einem Fassungsvermögen von mehr als 5 Tonnen 
             - Anlagen zur Erzeugung und zum Schmelzen von Nichteisenmetallen mit Anlagen mit einem Ge-

samtfassungsvermögen von mehr als 1 Tonne für Schwermetalle und 500 kg für Leichtmetalle 
             - Anlagen zur Herstellung von Zement und Drehofenkalk 
             - Anlagen zur Erzeugung und Verarbeitung von Asbest und zur Herstellung von Asbesterzeugnissen 
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             - Anlagen zur Herstellung von Glas- und Gesteinsfasern 
             - Anlagen zur Herstellung von Normal- und Spezialglas mit einem Fassungsvermögen von mehr als 

5 000 Tonnen pro Jahr 
             - Anlagen zur Herstellung von Grobkeramik, insbesondere feuerfestem Normalstein, Steinrohren, 

Ziegelsteinen für Wände und Fußböden sowie Dachziegeln 
             - chemische Anlagen für die Herstellung von Olefinen, Olefinderivaten, Monomeren und Polymeren 
             - chemische Anlagen für die Herstellung anderer organischer Zwischenerzeugnisse 
             - Anlagen für die Herstellung anorganischer Grundchemikalien 
             - Anlagen, die dazu bestimmt sind, gefährliche Abfälle, einschließlich toxischer Abfälle, durch 

Verbrennen zu beseitigen 
             - Anlagen zur Beseitigung anderer fester und flüssiger Abfälle durch Verbrennen 
             - Anlagen zur chemischen Erzeugung von Papiermasse mit einer Produktionskapazität von mindestens 

25 000 Tonnen im Jahr. 
  
          b)  
             - Schwefeldioxid und andere Schwefelverbindungen 
             - Stickstoffmonoxide und andere Stickstoffverbindungen 
             - Kohlenmonoxid 
             - organische Stoffe und insbesondere Kohlenwasserstoffe (außer Methan) 
             - Schwermetalle und metallhaltige Verbindungen 
             - Staub, Asbest (Schwebeteilchen und Fasern), Glas- und Gesteinsfasern 
             - Chlor und Chlorverbindungen 
             - Fluor und Fluorverbindungen 
  

9. Jegliches Arbeiten mit gentechnisch veränderten Mikroorganismen in geschlossenen Systemen, ein-
schließlich ihrer Beförderung (§ 4 Z 2, 3, 4 und 7 des Gentechnikgesetzes (GTG), BGBl. Nr. 510/1994). 
  

10. Jede absichtliche Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen in die Umwelt, sowie die Beför-
derung und das Inverkehrbringen dieser Organismen (§ 4 Z 3, 20 und 21 GTG). 
  

11. Die Verbringung von Abfällen, für die eine Genehmigungspflicht oder ein Verbot im Sinn der Ver-
ordnung 1013/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Verbringung von Abfällen, ABl. 
Nr. L 190 vom 12. Juli 2006, S. 1 bis 98, besteht. 
  

12. Der Betrieb von Anlagen, die einer Genehmigung oder Bewilligung nach landesrechtlichen Vor-
schriften bedürfen, die in Umsetzung der Richtlinie 96/61/EG über die integrierte Vermeidung und Verminde-
rung der Umweltverschmutzung, ABl. Nr. L 257 vom 10. Oktober 1996, S. 26, erlassen wurden. 
  

13. Die Verwendung von gefährlichen Stoffen und gefährlichen Zubereitungen, Pflanzenschutzmitteln 
und Biozid-Produkten zum Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge. 
  
  
  

ANHANG 2 

Sanierung von Umweltschäden im Sinn des § 4 Z 1 lit. a 

Dieser Anhang enthält die Rahmenbedingungen, die erfüllt werden müssen, damit sichergestellt ist, dass 
die geeignetsten Maßnahmen zur Sanierung von Schädigungen der Gewässer ausgewählt werden. 
  

Eine Sanierung von Schädigungen der Gewässer ist dadurch zu erreichen, dass das Gewässer durch pri-
märe Sanierung, ergänzende Sanierung oder Ausgleichssanierung in seinen Ausgangszustand zurückversetzt 
wird, wobei 
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           a) „primäre Sanierung“ jede Sanierungsmaßnahme ist, die das geschädigte Gewässer oder seine beein-

trächtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Ausgangszustand zurückversetzt; 
  
          b) „ergänzende Sanierung“ jede Sanierungsmaßnahme in Bezug auf das Gewässer oder seine Funktio-

nen ist, mit der der Umstand ausgeglichen werden soll, dass die primäre Sanierung nicht zu einer 
vollständigen Wiederherstellung der geschädigten natürlichen Ressourcen oder Funktionen führt; 

  
           c) „Ausgleichssanierung“ jede Tätigkeit zum Ausgleich zwischenzeitlicher Einbußen am Gewässer 

oder seiner Funktionen ist, die vom Zeitpunkt des Eintretens des Schadens bis zu dem Zeitpunkt ent-
stehen, in dem die primäre Sanierung ihre Wirkung vollständig entfaltet hat; 

  
          d) „zwischenzeitliche Verluste“ Verluste sind, die darauf zurückzuführen sind, dass das geschädigte 

Gewässer oder seine Funktionen ihre ökologischen Aufgaben nicht erfüllen oder ihre Funktionen für 
andere natürliche Ressourcen oder für die Öffentlichkeit nicht erfüllen können, solange die Maßnah-
men der primären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht entfaltet haben. Ein finanziel-
ler Ausgleich für Teile der Öffentlichkeit fällt nicht darunter. 

  
Führt die primäre Sanierung nicht dazu, dass das Gewässer in seinen Ausgangszustand zurückversetzt 
wird, so ist anschließend eine ergänzende Sanierung durchzuführen. Überdies ist eine Ausgleichssa-
nierung zum Ausgleich der zwischenzeitlichen Verluste durchzuführen. 

  
Eine Sanierung von Umweltschäden im Bereich der Gewässer hat ferner zu beinhalten, dass jedes er-
hebliche Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit beseitigt werden muss. 

  
        1.1. Sanierungsziele 
  

Ziel der primären Sanierung 
  
     1.1.1. Ziel der primären Sanierung ist es, das geschädigte Gewässer oder seine Funktionen ganz oder annä-

hernd in den Ausgangszustand zurückzuversetzen. 
  

Ziel der ergänzenden Sanierung 
  
     1.1.2. Lassen sich das geschädigte Gewässer oder seine Funktionen nicht in den Ausgangszustand zurück-

versetzen, so ist eine ergänzende Sanierung vorzunehmen. Ziel der ergänzenden Sanierung ist es, ge-
gebenenfalls an einem anderen Ort einen Zustand der natürlichen Ressourcen oder von deren Funkti-
onen herzustellen, der einer Rückführung des geschädigten Ortes in seinen Ausgangszustand gleich-
kommt. Soweit dies möglich und sinnvoll ist, sollte dieser andere Ort mit dem geschädigten Ort geo-
grafisch im Zusammenhang stehen, wobei die Interessen der betroffenen Bevölkerung zu berücksich-
tigen sind. 

  
Ziel der Ausgleichssanierung 

  
     1.1.3. Die Ausgleichssanierung erfolgt zum Ausgleich der zwischenzeitlichen Verluste von natürlichen 

Ressourcen und von deren Funktionen, die bis zur Wiederherstellung entstehen. Der Ausgleich be-
steht aus zusätzlichen Verbesserungen der geschützten natürlichen Lebensräume und Arten oder der 
Gewässer entweder an dem geschädigten oder an einem anderen Ort. Sie beinhaltet keine finanzielle 
Entschädigung für Teile der Öffentlichkeit. 

  
        1.2. Festlegung der Sanierungsmaßnahmen 
  

Festlegung primärer Sanierungsmaßnahmen 
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     1.2.1. Zu prüfen sind Optionen, die Tätigkeiten, mit denen das Gewässer und seine Funktionen direkt in 
einen Zustand versetzt werden, der sie beschleunigt zu ihrem Ausgangszustand zurückführt, oder aber 
eine natürliche Wiederherstellung umfassen. 

  
Festlegung ergänzender Sanierungsmaßnahmen und Ausgleichssanierungsmaßnahmen 

  
     1.2.2. Bei der Festlegung des Umfangs der ergänzenden Sanierungsmaßnahmen und der Ausgleichssanie-

rungsmaßnahmen ist zunächst die Anwendung von Konzepten zu prüfen, die auf der Gleichwertigkeit 
von Ressourcen oder Funktionen beruhen. Dabei sind zunächst Maßnahmen zu prüfen, durch die na-
türliche Ressourcen oder Funktionen in gleicher Art, Qualität und Menge wie die geschädigten Res-
sourcen oder Funktionen hergestellt werden. Erweist sich dies als unmöglich, so sind andere natürli-
che Ressourcen oder Funktionen bereitzustellen. So kann beispielsweise eine Qualitätsminderung 
durch eine quantitative Steigerung der Sanierungsmaßnahmen ausgeglichen werden. 

  
     1.2.3. Erweist sich die Anwendung der oben genannten Konzepte der Gleichwertigkeit der Ressourcen 

oder Funktionen als unmöglich, so sind stattdessen andere Bewertungsmethoden anzuwenden. Die 
zuständige Behörde kann die Methode, zB Feststellung des Geldwertes, vorschreiben, um den Um-
fang der erforderlichen ergänzenden Sanierungsmaßnahmen und Ausgleichssanierungsmaßnahmen 
festzustellen. Ist eine Bewertung des Verlustes an Ressourcen oder Funktionen möglich, eine Bewer-
tung des Ersatzes der natürlichen Ressourcen oder Funktionen jedoch innerhalb eines angemessenen 
Zeitrahmens unmöglich oder mit unangemessenen Kosten verbunden, so kann die zuständige Behörde 
Sanierungsmaßnahmen anordnen, deren Kosten dem geschätzten Geldwert des entstandenen Verlus-
tes an natürlichen Ressourcen oder Funktionen entsprechen. 

  
Die ergänzenden Sanierungsmaßnahmen und die Ausgleichssanierungsmaßnahmen haben so beschaf-
fen zu sein, dass durch sie zusätzliche Ressourcen oder Funktionen geschaffen werden, die den zeitli-
chen Präferenzen und dem zeitlichen Ablauf der Sanierungsmaßnahmen entsprechen. Je länger es bei-
spielsweise dauert, bis der Ausgangszustand wieder erreicht ist, desto mehr Ausgleichssanierungs-
maßnahmen sind (unter ansonsten gleichen Bedingungen) zu treffen. 

  
        1.3. Wahl der Sanierungsoptionen 
  
     1.3.1. Die angemessenen Sanierungsoptionen sind unter Nutzung der besten verfügbaren Techniken an-

hand folgender Kriterien zu bewerten: 
  
                  - Auswirkung jeder Option auf die öffentliche Gesundheit und die öffentliche Sicherheit; 
  
                  - Kosten für die Durchführung der Option; 
  
                  - Erfolgsaussichten jeder Option; 
  
                  - inwieweit durch jede Option künftiger Schaden verhütet wird und zusätzlicher Schaden als Folge 

der Durchführung der Option vermieden wird; 
  
                  - inwieweit jede Option einen Nutzen für jede einzelne Komponente der natürlichen Ressource 

oder der Funktion darstellt; 
  
                  - inwieweit jede Option die einschlägigen sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Belange und 

anderen ortsspezifischen Faktoren berücksichtigt; 
  
                  - wie lange es dauert, bis die Sanierung des Umweltschadens durchgeführt ist; 
  
                  - inwieweit es mit der jeweiligen Option gelingt, den Ort des Umweltschadens zu sanieren; 
  
                  - geografischer Zusammenhang mit dem geschädigten Ort. 
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     1.3.2. Bei der Bewertung der verschiedenen festgelegten Sanierungsoptionen können auch primäre Sanie-
rungsmaßnahmen ausgewählt werden, mit denen das geschädigte Gewässer nicht vollständig oder nur 
langsamer in den Ausgangszustand zurückversetzt wird. Eine solche Entscheidung kann nur getroffen 
werden, wenn der Verlust an natürlichen Ressourcen oder Funktionen am ursprünglichen Standort in-
folge der Entscheidung dadurch ausgeglichen wird, dass verstärkt ergänzende Sanierungstätigkeiten 
und mehr Ausgleichssanierungstätigkeiten durchgeführt werden, mit denen vergleichbare natürliche 
Ressourcen oder Funktionen wie vor dem Schadenseintritt geschaffen werden können. Dies ist bei-
spielsweise der Fall, wenn an anderer Stelle mit geringerem Kostenaufwand gleichwertige natürliche 
Ressourcen oder Funktionen geschaffen werden können. Diese zusätzlichen Sanierungsmaßnahmen 
sind im Einklang mit Nummer 1.2.2. festzulegen. 

  
     1.3.3. Ungeachtet der Nummer 1.3.2. ist die Behörde im Einklang mit § 7 Abs. 5 befugt, zu entscheiden, 

dass keine weiteren Sanierungsmaßnahmen ergriffen werden, wenn 
  
                a) mit den bereits ergriffenen Sanierungsmaßnahmen sichergestellt wird, dass kein erhebliches Risi-

ko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit oder des Gewässers mehr besteht, und 
  
               b) die Kosten der Sanierungsmaßnahmen, die zu ergreifen wären, um den Ausgangszustand oder ein 

vergleichbares Niveau herzustellen, in keinem angemessenen Verhältnis zu dem Nutzen stehen, der 
für die Umwelt erreicht werden soll. 

  
  
  

ANHANG 3 

Sanierung von Umweltschäden im Sinn des § 4 Z 1 lit. b 

Dieser Anhang enthält die Rahmenbedingungen, die erfüllt werden müssen, damit sichergestellt ist, dass 
die geeignetsten Maßnahmen zur Sanierung von Schädigungen des Bodens ausgewählt werden. 
  

Es sind die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um zumindest sicherzustellen, dass die betreffenden 
Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, eingedämmt oder vermindert werden, so dass der geschädigte Boden unter 
Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gegebenen gegenwärtigen oder zugelassenen künfti-
gen Nutzung kein erhebliches Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit mehr darstellt. Das 
Vorliegen solcher Risiken ist mit Verfahren zur Risikoabschätzung unter Berücksichtigung folgender Fakto-
ren zu beurteilen: Beschaffenheit und Funktion des Bodens, Art und Konzentration der Schadstoffe, Zuberei-
tungen, Organismen oder Mikroorganismen, das mit ihnen verbundene Risiko und die Möglichkeit ihrer 
Verbreitung. Die Nutzung ist auf Grund der zum Zeitpunkt des Schadenseintritts geltenden Bodennutzungs-
vorschriften oder anderer einschlägiger Vorschriften – soweit vorhanden – festzulegen. 
  

Fehlen Bodennutzungsvorschriften oder andere einschlägige Vorschriften, so ist die Nutzung des speziel-
len Bereichs nach dem Zustand des geschädigten Bodens unter Berücksichtigung seiner voraussichtlichen 
Entwicklung zu bestimmen. 
  

Zu berücksichtigen ist die Option einer natürlichen Wiederherstellung, dh. eine Option ohne unmittelba-
res Eingreifen des Menschen in den Wiederherstellungsprozess. 
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Ökobüro zum Ministerialentwurf 
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UnivProf Dr Ferdinand Kerschner/Uni Linz zum 
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Forum Wissenschaft & Umwelt zur Regierungsvorlage 
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Ökobüro zur Regierungsvorlage 
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Presseaussendung der Grünen vom 09.05.2007 
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Presseaussendung der Wiener Umweltstadträtin vom 09.05.2007 
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E-Mail aus der Wirtschaftskammer Österreich vom 09.05.2007 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anbei die ausführliche Info der Up zum Stand des B-UHG nach dem Minsterrat. 

Herzlichen Dank auch von unserer Seite an alle, die die Interventionen vorbereitet und 
umgesetzt haben. 

Da der Lobbyingprozess im Parlament gerade im Hinblick auf wesentliche Themen noch 
nicht abgesichert ist, ist es notwendig die (bilateral mit mir, bzw. Dr. Wwwwww verein-
barten) Interventionen aufrecht zu halten und derzeit keine Pressearbeit zu diesem 
Thema zu machen. Sollte sich an unserer Einschätzung zur Öffentlichkeitsarbeit etwas 
ändern, werden wir uns melden. 

Freundliche Grüße 

Xxxxxxxx Yxxxxxr 
Mag. Xxxxxx Yyyyyyyy 
Umwelt- und Energiepolitik 
Sparte Industrie 
Wirtschaftskammer Österreich 
1045 Wien, Wiedner Hauptstr. 63 
Tel: + 43 05 90 900 / yyyy 
Fax: + 43 05 90 900 / yyy 
E-Mail: Xxxx.Yyyyyy@wko.at  
<http://wko.at/industrie <http://wko.at/industrie> > 
------------------------------------------------------- 

Von: Zzzzzzz Wwwwww, WKÖ Up 
Gesendet: Mittwoch, 09. Mai 2007 16:30 
An: .................... 
Betreff: Bundesumwelthaftungsgesetz/ Regierungsvorlage heute beschlossen !! 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Heute hat der Ministerrat beiliegende Regierungsvorlage zu einem Bundesumwelthaf-
tungsgesetz (B-UHG) beschlossen. 

Nachdem es gelungen ist, zu verhindern, dass (wie vom BMLFUW geplant) letzte Woche 
eine für uns völlig inakzeptable Fassung (praktisch keine Verbesserungen gegenüber dem 
Begutachtungsentwurf!) im Ministerrat beschlossen worden ist, konnten wir seither noch 
wesentliche Verbesserungen ausverhandeln und insgesamt die wichtigsten unserer Anlie-
gen durchsetzen. 

Die Regierungsvorlage weist gegenüber dem Begutachtungsentwurf insb. folgende 
Verbesserungen auf: 

- Normalbetriebseinrede (permit defense) 

Der am stärksten umstrittene Punkt findet sich nun entsprechend unseres Formulierungs-
vorschlags in § 8 Abs 4 Z 1. 
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Sind die zum Schaden führenden Emissionen oder Tätigkeiten von einer Genehmigung ge-
deckt, trägt der Betreiber nicht die Kosten der Sanierung. 

- Entwicklungsrisiko wird berücksichtigt 

Der Betreiber ist von der Kostentragung gemäß § 8 Abs 4 Z 2 befreit, wenn das schädigen-
de Ereignis zum Zeitpunkt der Tätigkeit nach dem Stand der Wissenschaft und Technik 
nicht als wahrscheinlich für einen Schadenseintritt angesehen worden ist. 

- Keine Haftung für Schäden durch Dritte 

Der Betreiber trägt nicht die Kosten, wenn der Schaden durch einen Dritten verursacht 
worden ist und der Betreiber geeignete Sicherheitsvorkehrungen getroffen hat. 

Aufgrund der strengen Judikatur zum WRG greift die Kostenbefreiung gem. § 8 Abs 3 Z 1 
nicht bei unter § 31 WRG fallenden Fällen (da es politisches agreement ist, das bestehen-
de Niveau des WRG nicht zu verwässern). 

- Keine verpflichtende Deckungsvorsorge 

Betreiber sind nicht mehr zu einer finanziellen Deckungsvorsorge verpflichtet, sondern 
gem. § 13 nur mehr zu einer angemessenen Risikovorsorge, die nicht finanzieller Art sein 
muss. 

- Keine Durchgriffshaftung auf Gesellschafter von Kapitalgesellschaften 

Dieser grobe Eingriff ins Gesellschaftsrecht wurde ersatzlos gestrichen. 

- Kein Vorzugspfandrecht für den Staat an Liegenschaften des Betreibers 

Diese wirtschaftspolitisch absurde Regelung war nach dem Begutachtungsentwurf auf 
Wunsch des BMF in den Entwurf aufgenommen worden. Auch dazu konnten wirdie ersatz-
lose Streichung erreichen. 

- Keine Solidarhaftung 

Die Regelung, wonach mehrere Betreiber solidarisch haften, wurde ersatzlos gestrichen. 

- Keine Beweislastumkehr zuungunsten des Betreibers: Behörde muss Kausalitäts-
nachweis erbringen 

Diese für die Praxis besonders wichtige Regelung konnte aufrecht erhalten werden. 

- Keine rückwirkende Haftung bis zum Inkrafttreten des Gesetzes und nicht nur bis 
31.4.07 

Schäden,die auf Ereignisse zurückgehen, die vor Inkrafttreten des Gesetzes erfolgt sind, 
fallen gem. § 18 nicht unter das B-UHG. 

- Gute Definition der Erheblichkeit 

Besonders wichtig war uns eine möglichst einschränkende Definition der "Erheblichkeit". 

Die Erläuterungen zu § 4 Abs 1a) (Definition des Wasserschadens)führen dazu aus, dass 
ein durch eine wasserrechtliche Genehmigung gedeckter Schaden nicht als "erheblich" 
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anzusehen ist - damit aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes herausfällt, da das B-
UHG auf " erhebliche" Schäden abstellt! 

- Betreiberbegriff verbessert 

Gegenüber dem Begutachtungsentwurf konnte zwar der Betreiberbegriff verbessert wer-
den (gem § 4 Abs 5 wird nun der Liegenschaftseigentümer nicht mehr automatisch zum 
"Betreiber", wenn die Tätigkeit nicht mehr ausgeübt wird, sondern nur subsidiär, wenn er 
der schadensverursachenden Tätigkeit zugestimmt oder sie geduldet hat und der bisheri-
ge Betreiber nicht mehr zur Haftung herangezogen werden kann.In den Erläuterungen 
wird klargestellt, dass Gesellschafter des Betreibers nicht Haftungsadressat sind.Wir wer-
den aber im Zuge der parlamentarischen Verhandlungen versuchen, den Betreiberbegriff 
noch weiter einzuschränken. 

Wir müssen jetzt sehr darauf achten, das Ergebnis zu halten, da erwartungsgemäß massi-
ver Einspruch gegen die Regierungsvorlage seitens der Grünen und der SPÖ erhoben wur-
de. Daher ist derzeit noch eine zurückhaltende Behandlung des Ergebnisses geboten, ins-
besondere verzichten wir vorerst auf Presseaussendungen. 

Weiterer Fahrplan: 

-Das B-UHG wird voraussichtlich im nächsten Plenum des NR (Anfang Juni) beschlossen 
werden. 
-Die nächste Sitzung des Bundesrats findet voraussichtlich am 15.Juli statt, sodass das B-
UHG mit 1. August 07 in Kraft treten könnte. 

Ich danke insbesondere den Mitgliedern meiner "Projektgruppe Umwelthaftung" für 
die wichtige Unterstützung! 
Sobald das B-UHG beschlossen ist, werde ich wieder zu einer Sitzung einladen, um das 
Gesetz im Detail vorzustellen. 
Bereits jetzt möchte ich darauf hinweisen, dass wir am 5.Juli 07 in der WKÖ (von 10.00 
bis 17.00) ein "Symposium Anlagenrecht" veranstalten, in dem wir uns auch mit der Um-
setzung der Umwelthaftungsrichtlinie in Bundes- und Landesrecht befassen werden. Ein-
ladungen dazu folgen in Bälde. Bitte merken Sie sich bei Interesse den Termin vor. 

Zur Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie in Landesrecht: 

Bekanntlich ist aus Kompetenzgründen die Umwelthaftungs-Richlinie hinsichtlich des sog.  
Biodiversitätsschadens und Teilen des Bodenschadens von den Bundesländern in Landes-
recht umzusetzen. 

Hiezu wurde kürzlich ein erster offizieller Begutachtungsentwurf von NÖ versendet (siehe 
Attachment). 

Dieser Entwurf enthält (in wörtlicher Übernahme unserer Formulierungsvorschlägen, die 
wir im Vorjahr an die Länder herangetragen haben): 

-die Normalbetriebsbseinrede 
-die Berücksichtigung des Entwicklungsrisikos 
-keine Haftung bei Schäden durch Dritte 

Zwar finden sich im nö.Entwurf - entsprechend dem Begutachtungsentwurf zum B-UHG - 
noch inakzeptable Bestimmungen, wie zB die Durchgriffshaftung, es ist aber davon aus-
zugehen, dass NÖ sein Gesetz an die verbesserte Version des B-UHG anpassen wird. Gene-
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rell haben die Länder vor, sich eng am B-UHG zu orientieren, was aufgrund der nun we-
sentlich verbesserten Bestimmungen des B-UHG positiv zu sehen ist. 

mit freundlichen Grüßen 

Zzzzz Wwwwww 

Dr Zzzzzz Wwwwww 
Wirtschaftskammer Österreich 
Abteilung für Umwelt- und Energiepolitik 
Postfach 189 
Wiedner Hauptstraße 63 | 1045 Wien 
T 05 90 900-xxx | F 05 90 900-xxx 
E zzzzz.wwww@wko.at | W http://wko.at/up <http://wko.at/up> 
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Presseaussendung des Umweltdachverbandes vom 24.05.2007 
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Presseaussendung der SPÖ-Umweltsprecherin vom 30.05.2007 
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Presseaussendung der österreichischen Umweltanwältinnen und 
Umweltanwälte vom 31.05.2007 
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Presseaussendung der Bundesarbeitskammer vom 05.06.2007 
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Artikel im Format vom 08.06.2007 

 

 

Quelle: Format 23/07 S.16 

B u n d e s a r b e i t s k a m m e r    197  



U M S E T Z U N G  D E R  E U - U M W E L T H A F T U N G S R I C H T L I N I E  I N  Ö S T E R R E I C H  

Presseaussendung der Wiener Umweltstadträtin vom 08.06.2007 
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Aviso Pressekonferenz AK, Global 2000, Uni Linz am 14.Juni 
2007: Umweltschäden von Unternehmen sollen künftig auf 
Kosten der Steuerzahler saniert werden 
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Presseunterlage der Bundesarbeitskammer vom 14.06.07 

 

 

Pressekonferenz am 14. Juni 2007      
   

Keine Abwälzung der Umweltschäden auf die Steuerzahler! 
 

Seit den 90-er Jahren wird in Österreich über eine Reform der Umwelthaftung disku-
tiert, die letztlich immer am großen Widerstand der Wirtschaft gescheitert ist. Mit 
dem Grünbuch Umwelthaftung der Europäischen Kommission ist die Initiative dann 
auf die Europäische Ebene übergegangen. Im Zuge der Beschlussfassung der EU-
Freisetzungsrichtlinie gab es auf EU-Ebene das Versprechen, das grundsätzliche JA 
zur Gentechnik in der Landwirtschaft mit scharfen Haftungsregelungen zu flankie-
ren. Dazu hat man auf die kommende EU-Umwelthaftungsrichtlinie verwiesen. In 
Umsetzung dieser 2004 erlassenen Richtlinie wurde im Februar 2007 ein zurückhal-
tender, aber positiver Ministerialentwurf eines Bundes-Umwelthaftungsgesetzes er-
stellt. Drei Monate später wurde allerdings im Ministerrat eine Regierungsvorlage 
vorgelegt, die das Gesetz ins Gegenteil verkehrte und das jahrzehntelang in Öster-
reich gültige Verursacherprinzip aushebeln würde – auch im Bereich der Gentech-
nik. „Ein solches Gesetz, das die österreichische Gesetzeslage verschlechtern wür-
de, muss verhindert werden“, fordern Werner Hochreiter, Umweltexperte der AK 
Wien und Univ. Prof. Ferdinand Kerschner von der Uni Linz. Ein aktuelles Beispiel 
zeigt die Brisanz dieser Vorhaben: Die Regierungsvorlage würde auch die Verursa-
cher im Fall der Raab haftungsfrei stellen. 

Im April 2004 ist die EU-Umwelthaftungsrichtlinie beschlossen worden, mit der Vorgabe, 
diese Richtlinie bis zum 30. April 2007 umzusetzen. Dies haben bisher allerdings nur Li-
tauen, Lettland, Italien und Deutschland getan. Der volle Titel, „Richtlinie des 2004/35/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.4.2004 über Umwelthaftung zur 
Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden“ zeigt, dass die Vermeidung ein wichtiges 
Ziel ist. So heißt es gleich am Beginn der Erläuterungen: „Die Vermeidung und Sanierung 
von Umweltschäden sollte durch eine verstärkte Orientierung an dem im Vertrag genann-
ten Verursacherprinzip und gemäß dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung erfolgen.“ 
Verwaltungspolizeiliche Wiederherstellungspflichten hat es in Österreich und in anderen 
EU-Staaten auch schon bisher gegeben. Die Richtlinie regelt das Ganze allerdings näher 
bei den Sanierungsvorgaben, was auch stärkere Anreize in Richtung Vermeidung bringt. 
Neu ist außerdem, dass auch NGOs und Betroffene die Behörden zum Tätigwerden auf-
fordern können. 

Die Richtlinie betrifft vor allem drei Bereiche: 

+ Schäden an geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen – im Fachjargon ist mitt-
lerweile von "Biodiversitäts"-Schäden die Rede 

+ Schäden an Gewässern 
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+ und Schäden am Boden. 

Die Richtlinie erfasst nicht Personenschäden und Sachschäden (Vermögensschäden). Zur 
Umsetzung der Regelungen zu Schäden an geschützten Arten und natürlichen Lebens-
räumen sind die Bundesländer zuständig, für den Rest der Bund. 

Keine neuen zu strengen Regelungen, aber auch keine Verschlechterungen 

Der ursprüngliche Ministerialentwurf war von der Prämisse geprägt, dass die Umsetzung 
der Umwelthaftungsrichtlinie nicht zu einer Verschlechterung des geltenden österreichi-
schen Umweltrechts führen darf und soll, aber auch nicht zu deutlich strengeren Regelun-
gen. Zwar hindert die Richtlinie die Mitgliedstaaten nicht, strengere Vorschriften für die 
Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden beizubehalten oder zu erlassen. Man hät-
te also das, wo die Richtlinie strenger ist, ganz generell zu allgemeinen Grundsätzen des 
österreichischen Umweltrechts machen können. Andererseits läßt die Richtlinie Ausnah-
men zu (Schäden durch Dritte, erlaubtes Verhalten, Entwicklungsrisiko), die dem geltenden 
österreichischen Verwaltungsrecht widersprechen. Der Ministerialentwurf hat somit keine 
strengeren Vorschriften vorgesehen, aber auch die Ausnahmemöglichkeiten nicht aufge-
griffen. Er wollte gleichwertige Regelungen im Vergleich zum geltenden Recht schaffen 
und an einer einheitlichen Konzeption festhalten. 

Steuerzahler sollen einspringen 

In der Regierungsvorlage vom 9. Mai 2007 setzten sich jene Wirtschaftsinteressen durch, 
die auf der Inanspruchnahme der Ausnahmen bestanden. Der Ministerrat hat die Regie-
rungsvorlage mit der Maßgabe angenommen, dass über die genannten Ausnahmen von 
der Kostentragungspflicht (mit anderen Worten: der Überwälzung der Kosten auf die Steu-
erzahler) im Parlament noch verhandelt wird. „Im Text der Regierungsvorlage sind aber 
alle Verschlechterungen schon eingebaut“, kritisiert Hochreiter, „es wurden Ausnahmen 
aufgenommen, die zwar nach der EU- Richtlinie zulässig, aber mit geltendem Recht und 
geltender Praxis völlig unvereinbar sind.“ 

Unternehmen stehlen sich aus der Verantwortung 

Wenn eine Gewässergefährdung entsteht, ist sie laut geltendem Recht zu sanieren, 
gleichgültig ob sie im Rahmen einer bewilligten Tätigkeit entsteht oder nicht. Es geht um 
Gefahrenpolizei und nicht um Schadenersatz. Auf "Rechtfertigungsgründe" oder gar feh-
lendes Verschulden kommt es nicht an. 

Nunmehr sieht die Regierungsvorlage vor, dass nicht der ursächliche Betreiber, sondern 
die Gesamtheit der Steuerzahler die Kosten einer solchen Sanierung zu tragen hat, wenn 
die Emissionen durch eine behördliche Bewilligung gedeckt sind (Haftungsausschluß für 
Schäden aus dem Normalbetrieb). 
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Verursacherprinzip muss erhalten bleiben 

Die Haftung der Betreiber für Schäden aus dem Normalbetrieb gehört zu den Grundprinzi-
pien der österreichischen Rechtsordnung (auch vieler anderer europäischer Staaten) und 
ist sowohl im Zivilrecht, als auch im Verwaltungspolizeirecht (Wasserrecht, Gewerbeord-
nung, Abfallrecht, Gentechnikgesetz) verankert. 

Das Argument der Wirtschaft, die Behörde soll dafür sorgen, dass kein Schaden beim Be-
trieb entsteht, läßt Hochreiter nicht gelten: „Das kann doch nur der Betreiber selber. Er 
kennt seine Anlage genau, er weiß um alle Abläufe bis ins kleinste Detail Bescheid. In der 
Genehmigung liegt auch keinerlei Garantieübernahme durch die Behörde. Außerdem trägt 
die Behörde die Beweislast für die Gefährlichkeit. Ist diese wissenschaftlich unsicher, muss 
die Behörde genehmigen. Und wohlgemekt: Die österreichische Wirtschaft lebt mit dem 
derzeit geltenden Verursacherprinzip problemlos seit fast 100 Jahren. 

Beispiel 1: Gewässerschaden Raab 

Bekanntlich gibt es bei der Raab im ungarischen Teil ein Problem, das auf einen oder meh-
rere Verursacher in Österreich zurückzuführen ist. Alle diese Betreiber haben laut Behörde 
eine gültige Genehmigung, in deren Rahmen sie ihre Tätigkeit betreiben. Nach geltendem 
Recht haften sie für Schäden, die am Gewässer auftreten. Nach der Regierungsvorlage 
Bundes-Umwelthaftungsgesetz würden sie nicht mehr haften – jeder Druck, etwas zu tun, 
entfiele. 

Beispiel 2: Chemische Reinigung 

In Chemischreinigungen kam es immer wieder vor, dass das Grundwasser durch CKW 
(chlorierte Kohlenwasserstoffe) belastet wurden – auch im genehmigten Normalbetrieb. 
Das Grundwasser muss saniert werden. Nach geltendem Recht haftet der Betreiber für die 
Sanierung und hat daher Druck, im Betrieb dieser Grundwasserkontamination vorzubeu-
gen. Mit dem geplanten Umwelthaftungsgesetz würde diese Haftung entfallen und daher 
auch der Druck, der Gewässerkontamination vorzubeugen. 

Beispiel 3: Staub aus Industrieanlage 

Ein Industriebetrieb verfügt über eine schon länger zurückliegenden behördliche Genehmi-
gung (Altgenehmigung). Die projekt- und konsensgemäßen Staubemissionen haben aber 
über die Jahre zu einer Kontamination der umliegenden Liegenschaften geführt haben. 
Auch auf einem Kinderspielplatz ist der Boden in gesundheitsgefährdender Weise konta-
miniert. 

Nach geltendem Recht haftet der Betreiber für die Sanierung des Spielplatzes. Geht die 
Regierungsvorlage durch, könnte er sich auf seine Genehmigung berufen und die Sanie-
rungskosten landen beim Steuerzahler. 
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Entwicklungsrisiko ist Unternehmerrisiko 

Die Regierungsvorlage macht auch noch von einer zweiten Ausnahmemöglichkeit Ge-
brauch, dem Entwicklungsrisiko. Demnach soll es keine Haftung für Schäden geben, wenn 
diese nach dem Stand der Wissenschaft nicht als wahrscheinlich angesehen wurden. Die-
se zweite Ausnahme ist geradezu uferlos unbestimmt formuliert. Irgendein Produkt oder 
irgendwelche Prozesse und Technologien, die bisher als unproblematisch gesehen wur-
den, werden wohl in jedem Fall eines Umweltschadens (mit) im Spiel sein. Nicht einmal 
Störfälle sind hier ausgenommen. 

Beispiel: Störfall in einer Chemiefabrik mit einem neuen Verfahren, bei dem Chemikalien in 
Gewässer und Boden entweichen und dort einen Umweltschaden verursachen. In Zukunft 
können Betreiber mit Berufung auf das Entwicklungsrisiko so jedwede Kostentragung 
bestreiten, auch wenn die Kausalität des Betreiberverhaltens völlig unzweifelhaft ist. Auch 
hier treffen die Kosten künftig die Steuerzahler. 

Die Wirtschaft argumentiert, die Haftung sei ein Innovationshemmnis. Genau das Gegenteil 
ist der Fall. Eine Haftung für ein Entwicklungsrisiko führt zu einem Forschungs- und Ent-
wicklungsschub. Die Abschiebung dieses Risikos auf die Allgemeinheit ist inakzeptabel, da 
die Betreiber die Einzigen sind, die die Risken erforschen und durch Vorbeugung minimie-
ren können – und die daran auch verdienen. 

Kein Unterlaufen des Gentechnikgesetzes 

Der Entwurf betrifft damit auch die Gentechnik in der Landwirtschaft. Gegen die sogenann-
te Koexistenz von gentechnikfreier und Gentechnik-Landwirtschaft gibt es viele Bedenken. 
Eine schleichende Kontaminiation wird befürchtet. Völlig unverständlich ist, wieso dafür 
nun Ausnahmen vom Verursacherprinzip geschaffen werden sollen. Österreich verfügt 
zwar über ein strenges Gentechnikgesetz in Bezug auf die Produktentwicklungsphase. 
Was die Haftung für Sanierung von Schäden aus der kommerziellen Anwendung der Gen-
technik in der Landwirtschaft anlangt, ist es lückenhaft. Statt das Gentechnikgesetz aufzu-
weichen, sollte sich Umweltminister Pröll darum bemühen, die derzeitigen Lücken in den 
Haftungsbestimmungen endlich zu schließen. Wieso sollen aber in solchen Fällen die 
Steuerzahler die Haftung übernehmen? 

Verantwortlicher „Dritter“ gesucht 

Und schließlich wurde in der Regierungsvorlage auch die Verursachung durch "Dritte" als 
Ausnahmegrund aufgenommen. Wer ist der "Dritte"? Auch der Gehilfe, insbesondere der 
Arbeitnehmer? Auch der Lieferant? Auch der Kunde? Die Erläuterungen zum Ministerial-
entwurf weisen im Detail nach, dass nach geltendem Recht in solchen Fällen die Verant-
wortlichkeit des Betreibers gegeben ist. Nun soll entsprechend der Regierungsvorlage der 
Unternehmer mit dem Verweis auf einen Arbeitnehmer, der vielleicht eine Dienstanweisung 
nicht eingehalten hat, frei von der Haftung sein. Statt zügiger Sanierungsverfahren droht, 
dass die Behörden in Zukunft im Kreis geschickt zu werden. 
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Es ist inakzeptabel und gleichheitswidrig, wenn nun Kosten für Umweltschäden im Anwen-
dungsbereich der Richtlinie auf alle überwälzt werden, während die Kosten für gleichartige 
Umweltschäden außerhalb des Anwendungsbereiches von den Verursachern getragen 
werden müssen“, sagt Hochreiter. 

Forderungen der AK 

+ An den bisher anerkannten Haftungsprinzipien darf nicht gerüttelt werden. Keine Aushöh-
lung des Verursacherprinzips. Kein Griff in die Taschen der Steuerzahler. Daher müssen 
der Haftungsausschluß für Schäden aus dem Normalbetrieb, der Haftungsausschluß für 
das Entwicklungsrisiko und die Ausnahme bei Schäden durch Dritte ersatzlos entfallen. 

+ Bei der Gentechnik in der Landwirtschaft besteht Handlungsbedarf. Statt die Haftung hier 
aufzuweichen, müssen endlich bestehende Haftungslücken geschlossen werden. 

 

 

______________________________ 

Es informieren Sie: 

Werner Hochreiter, Umwelt-Experte, AK Wien 

Ferdinand Kerschner, Vorstand des Instituts für Umweltrecht, Johannes Kepler Universität Linz 
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Presseunterlage von Global 2000 vom 14.06.07 

 

 
D I E  Ö S T E R R E I C H I S C H E  U M W E LT S C H U T Z O R G A N I S AT I O N  

                                                F R I E N D S  O F  T H E  E A R T H  A U S T R I A  
 

 
 

P R E S S E I N F O R M A T I O N  
 
Bundes-Umwelthaftungsgesetz: Wer haftet für Gentechnik-Schäden? 
 

Gentechnik als Risikotechnologie birgt sowohl in der Landwirtschaft als auch in der Le-
bensmittelproduktion eine Vielzahl von ökologischen und gesundheitlichen Risiken. Die 
überwiegende Mehrheit der österreichischen Bevölkerung ist daher seit Jahren gegen den 
Einsatz der „Grünen Gentechnik“. 

 

Das Gentechnik-Volksbegehren 1997 war das erfolgreichste parteiunabhängige Volksbe-
gehren.  

1,2 Millionen ÖsterreicherInnen forderten: 

1. Keine Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen 
2. Keine gentechnisch veränderten Lebensmittel 
3. Kein Patent auf Leben 

Als Reaktion auf das klare Votum der Bevölkerung wurde ein parlamentarischer Sonder-
ausschuss zur Behandlung dieser Forderungen eingesetzt und relativ schnell war klar: die 
Frage der Haftung für Schäden, verursacht durch gentechnisch veränderte Organismen, ist 
eine zentrale. 

Im Rahmen von Ausschüssen, Spezialdebatten und verschiedenen Gesetzesentwürfen 
wurde seitens der Politik immer wieder die Notwendigkeit einer entsprechenden Haftung 
erwähnt, eine konkrete Umsetzung jedoch immer wieder vertagt bzw. wurde auf künftige 
Gesetze wie die EU-Umwelthaftungsrichtlinie verwiesen. 

Jetzt, wo die EU-Umwelthaftungsrichtlinie endlich in nationales Recht umgesetzt werden 
soll und muss, ist es der Wirtschaftslobby in einer „Blitzaktion“ gelungen, in kürzester Zeit 
sämtliche sinnvollen Regelungen zur (Gentechnik)Haftung aus einem ursprünglich ganz 
guten Entwurf des Umweltministeriums wieder hinauszulobbyieren. Die derzeitige Vorlage 
klammert das Entwicklungsrisiko – entgegen allen Versprechungen aus der Vergangenheit 
– nun explizit aus. Und mit der Normalbetriebsregelung wird festgelegt, dass Schäden aus 
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Tätigkeiten, die durch Genehmigungen gedeckt sind, von der Allgemeinheit bezahlt werden 
müssen. Im Klartext: Die potentiellen Profite liegen bei den Konzernen, das Risiko und die 
Haftung dafür beim Staat bzw. beim einzelnen Steuerzahlen.  

 

GLOBAL 2000 fordert, die seit Jahren versprochenen Regelungen zur Haftung im Fall von 
Gentech-Schäden nun endlich umzusetzen: 

1. Gefährdungshaftung und Verursacherprinzip 
2. keine Normalbetriebsregelung (permit defense) 
3. Entwicklungsrisiko berücksichtigen 
4. Verpflichtende Haftpflichtversicherung für GVO-Betreiber 
5. Beweislastumkehr installieren 
6. Anwendung des Vorsorgeprinzips 

 

Weitere Informationen: 
GLOBAL 2000, Jens Karg 0699/14 2000 20,  
mailto:jens.karg@global2000.at 

 

Informationen im WWW unter http://www.GLOBAL2000.at 
 

206    I n f o r m a t i o n e n  z u r  U m w e l t p o l i t i k  

mailto:jens.karg@global2000.at


P R E S S E -  U N D  M E D I E N A R B E I T  

Hintergrundpapier - Versprechen gegenüber dem 
Gentechnikvolksbegehren gebrochen 
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Informationen zur Umweltpolitik 
 

„Informationen zur Umweltpolitik“ werden in unregelmäßigem Abstand vom Institut für Wirt-
schaft und Umwelt der AK herausgegeben und behandeln aktuelle Fragen der Umweltpoli-
tik. Sie sollen in erster Linie Informationsmaterial und Diskussionsgrundlage für an diesen 
Fragen Interessierte darstellen.  

Bei Interesse an vergriffenen Bänden wenden Sie sich bitte an die Sozialwissenschaftliche 
Studienbibliothek der AK Wien. 
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